
681

#ST# Bundesblatt
Bern. 28 Februai 197? 129.Jahrgang Band I

Nr.9
Erschemt wochentl. Preis. Inland Fr 85.-im Jahr, Fi 48.50 im Halbjahr; Ausland Fr 103-
im Jahr, zuziiglich Nachnahme- und Postzustellgebühr Inseratenverwaltung: Permedia,
Publicitas-Zentraldienstfur Periodika, Huschmattstrasse 36. 6002 Luzern, Tel.041/236666

#ST# 77.005

Botschaft
zu einem neuen Bundesgesetz liber die Berufsbildung

Vom 26. Januar 1977

Sehr geehrte Herren Priisidenten,
sehr geehrte Damen und Herren,

Wir unterbreiten Ihnen den Entwurf zu einem neuen Bundesgesetz iibei die
Berufsbildung mit dem Antrag auf Zustimmung.

Wir beantragen Ihnen ferner, folgende Postulate abzuschreiben:

1969 P 10187 Gesamtkonzeption der hoheren technischen Ausbildung
(N 3. 6. 69, Wartmann)

1971 P 10867 Teilrevision des Berufsbildungsgesetzes (N20. 9. 71, Baumann)

1972 P 11056 Hohere Wirtschafts-und Verwaltungsschulen (HWL)
(N 8. 6. 72, Miiller-Luzern)

1972 P 11189 Berufsbildungsgesetz. Anderung (N8. 6. 72, Riiegg)

1972 P 11434 Berufsbildung im Detailhandel (Ni l . 12. 72, Thalmann)

1973 P 11513 Berufliche Ausbildung (N 13. 3. 73. Kiinzi)

1973 P 11728 Berufsbildung. Hohere Fachpriifung (N25. 9. 73, Thalmann)

1973 P 11257 Berufsbildung (N 20.6.73, Wuthrich)
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Wir versichern Sie, sehr geehrte Herren Präsidenten, sehr geehrte Damen und
Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung.

Bein, 26 Januar 1977

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundesprasident :
* Furgler

Der Bundeskanzler:
Huber
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Übersicht

Das am 15. April 1965 in Kraft getretene Bundesgeset: vom 20. September 1963
(SR 412.10) über die Berufsbildimg hat sich benährt und wesentlich zum erfreu-
lichen Stand unserer Berufsbildung beigetragen. Weil in ihm nach Möglichkeit nur
Grundsätze verankert sind, Hess es entnickltingsoffenen Lösungen Raum. Trotzdem
zeigte sich in den letzten Jahren die Notwendigkeit, das Gesetz zu revidieren. Es
geht vor allem darum, die Betriebslehre, die nach nie vor die für unsere Verhältnisse
zweckmässigste Ausbildungsform darstellt, :u verbessern. Zu diesem Zweck soll das
bisherige duale System (Ausbildung des Lehrlings im Betrieb und in der Berufs-
schule) von einem trialen abgelöst werden. Dessen Merkmal liegt darin, dass nicht
mehr jeder einzelne Lehrmeister dem Lehrling die grundlegenden Fertigkeiten seines
Berufes selber vermittelt, sondern dass ein Teil der Ausbildung kollektiv, in Form
von sogenannten Einführung skursen, erfolgt. Ein solcher Kurs so/1 jeweils dann
stattfinden, wenn nach dem Ausbildungsprogramm eine neue wesentliche Fertigkeit
zu vermitteln ist. Zur Verbesserung der Betriebslehre soll ferner der obligatorische
Besuch von Ausbildungskursen für Lehrmeister beitragen. Von den Berufsverbänden
auszuarbeitende Modell-Lehrgänge werden es ermöglichen, die praktische Ausbil-
dung der Lehrlinge systematischer zu gestalten. Im neuen Gesetz sollen ferner die
Berufsmittelschule, das Schweizerische Institut für Berufspädagogik, die Techniker-
schule und die Höhere Wirtschafts- und Verwaltungsschule verankert werden. Zu-
dem ist vorgesehen, die Anlehre bundesrechtlich :ti regeln und die Berufsbildungsfor-
schung zu fördern. Schliesslich soll die Anpassung zahlreicher Bestimmungen des
bisherigen Gesetzes aufgrund der gesammelten Erfahrungen dazu beitragen, die
gesetzlichen Grundlagen der Berufsbildung zeitgemäss zu gestalten.
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Botschaft

I Allgemeiner Teil

I1 Die Entwicklung der Berufsbildung im Rahmen des Gesetzes von
1963

Das Bundesgesetz vom 20. September 1963 über die Berufsbildung (SR 412.10)
hat sich offensichtlich bewährt. Es trug wesentlich zur Entwicklung und zum
Ausbau der Berufsbildung bei, weil in ihm nach Möglichkeit nur Grundsätze
verankert sind, was entwicklungsoffenen Regelungen Raum liess.

Lehrverhältnisse

Die Zahl der neu abgeschlossenen Lehrverträge ging von 1964 bis 1967 von
45700 auf 44316 zurück. Die Gründe hiefür lagen im wesentlichen in den
geringeren Beständen der in das Lehrlingsalter eintretenden Geburtenjahrgänge
und in der Errichtung vieler neuer Mittelschulen. Von 1968 an erhöhte sich die
Zahl der neuen Lehrverträge ständig. Mit 52 779 wurde 1975 ein Höchststand
erreicht; der Gesamtbestand der Lehrverträge betrug 143065 gegenüber 131 879
im Jahr 1965. In den letzten Jahren wandten sich im Mittel 70 Prozent der
schulentlassenen Knaben und 33 Prozent der Mädchen einer Lehre im Sinne des
Berufsbildungsgesetzes zu. Grund für den wesentlich kleineren Anteil der Mäd-
chen ist der Umstand, dass die Berufe der Maschinen- und Metallindustrie, die
mehr als zwei Fünftel aller Lehrverhältnisse ausmachen, von Mädchen nur ganz
ausnahmsweise gewählt werden. Ferner fallen die Berufe der Erziehung und der
Krankenpflege (inkl. medizinische Hilfsberufe) nicht in den Geltungsbereich des
Berufsbildungsgesetzes. In den letzten 10-15 Jahren haben jedoch die Mädchen
vermehrt Lehren in Berufen absolviert, die früher als ausgesprochene «Männer-
berufe» galten (Gesamtbestand der Lehrverhältnisse für Schriftsetzerinnen 1960:
0, 1975: 366; Herrencoiffeuse 1960: 68, 1975: 351; Konditor-Confiseurin 1960:
13, 1975: 296; Bäcker-Konditorin 1960: 5, 1975: 187; Hochbauzeichnerin 1960:
129, 1975: 837; Maschinenzeichnerin 1960: 24, 1975: 229; Optikerin 1960: 10,
1975: 140).

Ausbildungsreglemente

Im Jahr 1965 bestanden für 252, 1975 für 269 Berufe Ausbildungsreglemente im
Sinne des Berufsbildungsgesetzes. Die Begehren um Schaffung neuer Lehrberufe
nahmen in den Jahren der Hochkonjunktur zu ; die interessierten Berufsverbände
machten jeweils als wesentlichen Grund geltend, dass sich junge Leute nur gewin-
nen liessen, wenn ihnen das Bestehen einer regulären Lehre zugesichert werden
könne. Bei der Schaffung neuer und der Revision bestehender Ausbildungsregle-
mente wurde stets darauf geachtet, Berufe mit einer breiten Grundausbildung zu
schaffen, was sich allerdings angesichts der zunehmenden Spezialisierung der
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Betriebe und Berufe nicht immer veiwirklichen liess Es war immerhin möglich,
in der graphischen Industrie die Zahl der Lehrberufe von 17 auf 11 zu reduzieren
In der Konfektionsindustrie wurden die sieben bisher reglementierten Berufe
durch die beiden Giundberufe «Konfektionsschneider» und «Industrieschneider»
ersetzt Für vier Spezialbeiufe in der Uhrenindustne konnten die Ausbildungsre-
glemente ebenfalls aufgehoben w erden Für die Berufe der Druckindustrie wurde
1975 für den Buchdrucker Offsetdrucker und Tiefdrucker je eine dreijährige
Lehre geschaffen mit der Möglichkeit m einer einjährigen Zusatzlehre noch einen
andeien Beruf dieser Sparte zu eilernen

Die Ausbildung in den kaufmännischen Berufen wuide 1973 grundlegend veian
dert Es bestehen nunmehr zwei Ausbildungsnchtungen, bei der einen hegt das
Schwergewicht m den Sprachen und den Sekretanatsarbeiten, bei dei ändern im
Rechnungswesen Im beruflichen Unterricht, der auf anderthalb Tage pro Woche
ausgedehnt wurde, sind beide Richtungen vom zweiten Lehrjahr an getrennt
Ferner wurde ein Reglement fui den Beruf des Buioangestellten (zweijährige
Lehre ohne obligatorische Fiemdsprache und Stenographie) erlassen, der Ende
1975 bereits 3318 Lehnerhaltmsse zahlte Es wurden auch Versuche mit dei
Stufenlehre gemacht Wahrend sich die Lehre für den Verkaufer und den Detail-
handelsangestellten (einjährige Lehre nach Bestehen der Lehiabschlussprufung
als Verkaufer) zu bewahren scheint, ergaben sich bei dei Lehre als Dekorateur/
Dekorationsgestaltei gewisse Schwierigkeiten, die dazu führten, von der Stufen-
lehre in diesem Beiuf abzugehen

Emfuhi ungskurse

Die im Rahmen des Gesetzes von 1963 geschaffenen Einfuhrungskurse, die den
Lehrlingen die grundlegenden Fertigkeiten ihres Berufes vermitteln, haben sich
bewahrt Sie tragen wesentlich dazu bei das Inter esse am Beruf zu wecken und
die Ausbildung wirksamer zu gestalten Gegenwartig machen 52 vorwiegend
gewerbliche Berufe von dieser Institution Gebrauch, für sieben weiteie Beiufe
sind Réglemente m Vorbereitung An den vom Bund subventionierten Kursen
nahmen im Jahr 1975 22 400 Lehihnge und Lehrtochter teil

Beruflicher Untei i icht

Grosse Fortschi itte sind auch im Bereich des beruflichen Unterrichts zu verzeich-
nen Die verhaltnismassig knappe Zeit, die hiefur zur Verfugung steht, muss
möglichst gut ausgenutzt weiden Hiezu können drei Massnahmen wesentlich
beitragen, nämlich die Schaffung von Klassen für jeden Beruf und innerhalb
desselben nach Möglichkeit für jedes Lehrjahr, die Verbesseiung der Ausbildung
der Lehrer und die standige Anpassung der Lehrplane an die Erfordernisse dei
Zeit Mit der Schaffung \ on gutausgerusteten regionalen und berufsfeldbezoge-
nen Unterrichtszentren die auch ausreichende Weiterbildungsmöglichkeiten an-
bieten können wurden m den Jahren 1965 1975 45 kleine gewerbliche und neun
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kaufmännische Berufsschulen aufgehoben. Hiebei wurde jeweils auf besondere
Situationen, vor allem auf Berufsschulen in Berggebieten, gebührend Rücksicht
genommen. Das Sprachlaboratorium hat in vielen Schulen Eingang gefunden,
ebenso weitere neuzeitliche Unterrichtshilfsmittel. Im Jahre 1968 wurden 25 Ge-
werbelehrer in einem sechswöchigen Kurs in der Ausarbeitung von Lehrstoffen
für den programmierten Unterricht ausgebildet.

Ende 1973 setzte das Departement eine eidgenössische Fachkommission für die Be-
gutachtung von Lehrmitteln und Unterrichtshilfen sowie Baufragen ein, deren
sieben Subkómmissionen in der kurzen Zeit ihres Wirkens bereits nützliche Arbeit
geleistet haben. Im Jahre 1968 wurden die ersten drei Berufsmittelschulen errichtet.
Diese vermitteln im Rahmen eines zweiten wöchentlichen Schultages geeigneten
Lehrlingen und Lehrtöchtern als Ergänzung zum Pflichtunterricht an gewerblichen
Berufsschulen, Lehrwerkstätten und Kunstgewerbeschulen eine breitere, der beruf-
lichen und persönlichen Entwicklung dienende Bildung, die auch den Zugang zu
anspruchsvolleren Bildungsgängen öffnet. Die Ausbildung dauert sechs Semester
und schliesst mit einer Prüfung ab. Obligatorische Kernfächer mit insgesamt 380
Stunden sind Muttersprache, erste. Fremdsprache und Geschichte der neusten Zeit.
Die restlichen Fächer können je nach der von der Schule angebotenen Ausbildungs-
richtung (allgemeine, technische oder gestalterische Abteilung) belegt werden. Für
die Errichtung und Organisation der Berufsmittelschule hat das BIGA am 26. Juni
1970 eine Wegleitung erlassen, die gegenwärtig aufgrund der gemachten Erfah-
rungen überarbeitet wird. Im Schuljahr 1975 bestanden 25 Berufsmittelschulen
mit insgesamt 3724 Schülern. Zwei kaufmännischen Berufsschulen wurde gestat-
tet, versuchsweise ebenfalls eine Berufsmittelschule zu führen, die allerdings etwas
anders aufgebaut ist als die gewerbliche. Vielen Berufsmittelschülern dient diese
Institution zum Aufstieg in eine Kaderstellung (Besuch der Höheren Technischen
Lehranstalt), ändern erleichtert sie die Vorbereitung zum Übergang in einen
ändern Beruf (eidgenössische Maturitätsprüfung, Eintritt in ein Lehrerseminar
usw.).

Die Ausbildung der Gerwerbelehrer erfuhr einen entscheidenden Impuls durch
die Errichtung des Schweizerischen Instituts für Berufspädagogik (BRB vom
17. Mai 1972). Dieses Institut hat die Aufgabe, hauptamtliche und nebenamtliche
Gewerbelehrer aus- und fortzubilden, eine schweizerische Dokumentationsstelle
für den beruflichen Unterricht zu schaffen, Lehrmittel und Unterrichtshilfen zu
begutachten und auf dem Gebiet des beruflichen Unterrichts Forschung zu be-
treiben. Das Institut übernahm hinsichtlich der Lehrerausbildung die Aufgaben,
die bisher der Abteilung für Berufsbildung zukamen. Es hat seinen Sitz in Bern
und führt für die Westschweiz eine Filiale in Lausanne. Die Ausbildung der
hauptamtlichen Lehrer für die allgemeinbildenden Fächer dauert zwei Jahre, für
die berufskundlichen ein Jahr. Voraussetzung für den Besuch des Studienganges
ist für Kandidaten der ersten Richtung der Besitz eines Lehrerpatentes, für
Anwärter für die berufskundlichen Fächer das Diplom einer Höheren Techni-
schen Lehranstalt, die höhere Fachprüfung im einschlägigen Beruf oder eine
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genügende berufliche Praxis in Berufen, m denen keine höhere Fachprüfung
bestellt. Bis Ende 1975 hatte das Institut bereits 56 hauptamtliche Lehrer der
allgemeinbildenden und 87 der berufskundlichen Richtung ausgebildet. Die
Dokumentationsstelle vermittelte im Jahre 1975 den Gewerbelehrern in zehn
Sendungen Dokumentationsmatenal im Umfang von 113 Seiten. In den letzten
Jahren wurden alle Lehrpläne für den allgemeinbildenden Unterricht an der
gewerblichen Berufsschule grundlegend überarbeitet. Im Februar 1972 erliess das
BIGA einen Lehrplan für Geschäftskunde, der die Gebiete Rechtskunde. Korre-
spondenz sowie Zahlungsverkehr und Geldhaushalt umfasst. Der bisherige Lehr-
plan für Muttersprache wurde im Mai 1976 durch den Lehrplan «Deutsch» (bzw.
«Französisch») ersetzt. Dessen wesentliche Neuerung besteht darin, dass die eine
Hälfte der Stundenzahl für die Sprach Schulung verwendet werden muss, die
andere Hälfte für die Fachgebiete Literatur, bildende Kunst und Musik, Massen-
medien und Lebensfragen. Schliesslich wurde am 15. Juli 1976 ein neuer zeitge-
mässer Lehrplan für das Fach Staats- und Wirtschaftskunde erlassen. Die neuen
Lehrpläne stellen nicht mehr, wie bis anhin, reine Lehrstoffkataloge dar, sondern
formulieren nach den w issenschaftlichen Erkenntnissen der Curriculumforschung
den Lehrstoff m Lernzielen. In gleicher Weise werden die Lehrpläne für den
berufskundlichen Unterricht konzipiert, die jeweils gleichzeitig mit dem betreffen-
den Ausbildungs- und Prüfungsreglement erarbeitet werden.

Nachdem durch das Bundesgesetz vom 17. März 1972 über die Förderung von
Turnen und Sport (SR 415.0) der Twn- und Sportunterricht auch an allen Berufs-
schulen obligatorisch erklärt worden war, erliessen wir am 14. Juni 1976 eine ent-
sprechende Verordnung (AS 7975 1403). Nach Artikel 4 umfasst der obligatorische
Turn- und Sportunterricht pro Woche bei eintägigem Berufsschulbesuch mindestens
eine Lektion, bei anderthalb- oder zweitägigem Unterricht eine Doppellektion. Die
Kantone sind verpflichtet, das Obligatorium spätestens auf Beginn des Schuljahres
1986 zu verwirklichen.

Bauten für die Berufsbildung

Der Neubau und die Erweiterung zahlreicher beruflicher Schulen wären ohne die
wesentliche finanzielle Mithilfe des Bundes nicht möglich gewesen. Nach dem
Gesetz von 1963 betrug der Bundesbeitrag an Bauten höchstens 20 Prozent der
Bausumme, jedoch nicht mehr als 2 Millionen Franken für das einzelne Bauvor-
haben. Durch Bundesgesetz vom 9. März 1972 über die Änderung des Berufsbil-
dungsgesetzes wurde diese Beschränkung fallengelassen und der Beitragssatz auf
höchstens 45 Prozent hinaufgesetzt. Zudem wurden die neuen Beitragssätze auch
für Bauten angewendet, mit deren Erstellung nach dem 1. Januar 1971 begonnen
wurde; dies allein brachte dem Bund eine Mehrbelastung von ungefähr 136
Millionen Franken. Vom Inkrafttreten des > Berufsbildungsgesetzes von 1963
(15. April 1965) bis Ende Juni 1976 richtete der Bund insgesamt 393,92 Millionen
Franken an Neu- und Erweiterungsbauten für die Berufsbildung aus. Diese
Finanzhilfe kam 175 gewerblichen Berufsschulen, 49 kaufmännischen Berufsschu-



len, Handelsmittelschulen und Verkehrsschulen, 78 hauswirtschafthchen Bauten,
27 Höheren Technischen Lehranstalten und Abendtechniken, 14 Bauten für Ein-
führungskurse, 22 Heimen für Lehrlinge oder Lehrtochter und 8 Bauten und
Anlagen für das Lehrlingsturnen zu. Neben diesen Beiträgen an Bauten wendete
der Bund für die Förderung der Berufsbildung in den Jahren 1965-1975 insge-
samt l 000 352 000 Franken auf. v

Weiterbildung

Eine kräftige Ausdehnung erfuhr auch die Weiterbildung. Berufliche Schulen und
Berufsverbände boten zum Teil neue und mannigfaltige Möglichkeiten an, die
hauptsächlich dem unteren und mittleren Kader zugute kommen. Bei den höhe-
ren Fachprüfungen wirkte sich in einigen Berufen die Hochkonjunktur aus. Der
Zudrang war nur in jenen Berufen erheblich, in denen das Diplom notwendig ist
für die selbständige Ausübung des Berufes (Elektroinstallateure, Sanitärinstalla-
teure, Kaminfeger) oder zur Ausbildung von Lehrlingen. Die im Gesetz von 1963
neu geschaffene Berufsprüfung, die feststellen soll, ob der Bewerber die für einen
Vorgesetzten erforderlichen beruflichen Fähigkeiten und Kenntnisse besitzt, hat
Mühe, sich durchzusetzen. Ende Juni 1976 bestanden bloss neun Prüfungen
dieser Art (Baupolier, Bohrmeister, Feuerungsfachmann, Heizöl-Tankrevisor,
Metallbau-Werkstattleiter, Schweissfachmann, Werbeassistent, Zimmerpolier und
Zolldeklarant).

Höhere Technische Lehranstalten

Die Höheren Technischen Lehranstalten nahmen einen ausserordentlichen Auf-
schwung. Zu den bereits bestehenden elf Tagesschulen, die zum Teil erweitert und
modernisiert wurden, kamen seit 1964 vier neue (Brugg-Windisch 1965, Buchs
1972, Lausanne [Graphische Industrie] 1972, Rapperswil 1972); die 1957 gegrün-
dete Schule von Lausanne wurde nach Yverdon verlegt. Es wurden auch neue
Ausbildungsrichtungen geschaffen wie Mess- und Regeltechnik, Siedlungspla-
nung, Grünplanung, Landschafts- und Gartenarchitektur sowie Graphische Indu-
strie. Das Volkswirtschaftsdepartement erliess am 13. Dezember 1968 Mindest-
vorschriften für die Anerkennung von Höheren Technischen Lehranstalten, die es
ermöglichten, auch Abendschulen als solche anzuerkennen. In den Genuss dieser
Vergünstigung gelangten in der Folge acht Abendschulen, deren Absolventen
nunmehr ebenfalls berechtigt sind, den Titel «Ingenieur-Techniker HTL» oder
«Architekt-Techniker HTL» zu führen. Die 23 anerkannten Höheren Techni-
schen Lehranstalten zählten 1975 insgesamt 6886 Studierende. In diesem Jahr
wurden 1750 Diplome abgegeben. Dank einer weitsichtigen Planung werden an
diesen modern eingerichteten Schulen auch in den kommenden Jahren genügend
Studienplätze zur Verfügung stehen, so dass Gewähr besteht, dass den Bedürfnis-
sen von Wirtschaft und Verwaltung in bezug auf höhere Kader in quantitativer
und qualitativer Hinsicht voll entsprochen werden kann.
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Technikerschulen

Die fortschreitende Entwicklung der Technik und die Verfeinerung der Arbeits-
und Fertigungsmethoden in den Betrieben rufen nach einem Fachmann, der in
bezug auf sein berufliches Wissen und Können zwischen dem gelernten Berufs-
mann und dem Ingenieur-Techniker HTL steht. Er übt in der Regel planende
oder steuernde Funktionen aus, kann Detailkonstruktionen selbständig ausführen
und Prüf- und Messaufgaben lösen. Für diesen Berufsmann, den Techniker, sind
m den letzten Jahren spezifische Schulungsmöglichkeiten geschaffen worden. Um
rechtzeitig in dieser Ausbildungsstufe im Hinblick auf ihre allfällige gesetzliche
Regelung eine gewisse Ordnung zu schaffen, erliess das Bundesamt im Juli 1972
einige Richtlinien, welche die Voraussetzungen für diese Schulung, deren Dauer
und die wesentlichen Unterrichtsfächer zum Gegenstand haben. Diese Schulen
werden vom Bund als Institutionen der Weiterbildung nach Artikel 44 des Geset-
zes subventioniert und sollen nunmehr im revidierten Gesetz verankert werden
(Art. 57). Gegenwärtig bestehen etwa 20 Institutionen dieser Art, die in bezug auf
die Dauer der Ausbildung, deren Programm und das Niveau allerdings ziemlich
unterschiedlich sind. Die vom Departement zu erlassenden Mindestanforderun-
gen werden zeigen, welche Schulen als Technikerschtilen im Sinne des neuen
Gesetzes anerkannt werden können.

Höhere Wirtschafts- und Verwaltungsschulen

In den letzten Jahren wurden sechs Höhere Wirtschafts- und Verwaltungsschulen
eröffnet. Sie bereiten begabte kaufmännische Angestellte auf die Übernahme
anspruchsvoller betriebsokonomischer Aufgaben in Wirtschaft und Verwaltung
vor. Die Ausbildung besteht aus einem einjährigen Vorkurs und einem zweijähri-
gen Hauptkurs. In den beiden letzten Semestern besteht die Möglichkeit einer
massvollen Spezialisierung (z. B. Rechnungswesen und Organisation, Marketing,
Verwaltung). Das breit angelegte Fachstudium wird durch eine Allgemeinbildung
ergänzt (Mathematik, Geschichte, Psychologie, Sprachen). Gleichartige Ziele er-
streben die der kantonalen Handelsschule in Zürich angeschlossene «Kader-
schule» und die «Höhere Kaufmännische Gesamtschulung» in Bern, die einen
sechssemestrigen berufsbegleitenden Lehrgang anbietet. Die Höheren Wirt-
schafts- und Verwaltungsschulen haben sich in den letzten Jahren konsolidiert.
Ihre Verankerung im Gesetz ist angebracht und dürfte keine besonderen Pro-
bleme aufwerfen. Sie werden bereits aufgrund des Gesetzes von 1963 subventio-
niert.

Berufsberatung

Abschliessend sei noch auf die erfreuliche Entwicklung der Berufsberatung hinge-
wiesen. Die Zahl der Berater erhöhte sich von 367 im Jahre 1964 auf 530 Ende
1974. Im gleichen Zeitraum stieg der Anteil der vollamtlichen Berater von 44 auf
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90 Prozent. Dank dem personellen Ausbau erhöhte sich auch die Zahl der Ratsu-
chenden von 57000 im Jahr 1964 auf 87 178 im Jahr 1974. Wesentlich verbessert
wurden auch die Ausbildung der Berater, insbesondere die Studiengänge für
Personen, die sich auf dem zweiten Bildungsweg diesem Beruf zuwenden, sowie
die Dokumentation und Information, die für eine sachgemässe allgemeine Berufs-
aufklärung und Beratung im Einzelfall von grosser Bedeutung sind.

12 Die Gründe für die Revision des Gesetzes

Wie bereits erwähnt, war es dank der offenen Konzeption des Berufsbildungsge-
setzes von 1963 möglich, manche Wandlungen zu berücksichtigen und auch
Experimente durchzuführen. Im Rahmen einer konsequenten Politik der kleinen
Schritte wurden die praktische Ausbildung der Lehrlinge im Betrieb und der
berufliche Unterricht ständig verbessert. Einzelne Neuerungen, wie die Möglich-
keit der Kantone, Instruktionskurse für Lehrmeister obligatorisch zu erklären,
und die Pflicht des zuständigen Berufsverbandes, einen systematischen Modell-
Lehrgang für die praktische Ausbildung im Betrieb auszuarbeiten, wurden durch
eine Revision der Verordnung zum Gesetz vom 4. September 1974 verwirklicht.
In den letzten Jahren zeigte sich indessen in zunehmendem Masse, dass das
geltende Gesetz nicht mehr allen Anforderungen gerecht zu werden vermag. Die
Berufsbildung ist kein statisches Element ; sie wird fortwährend von technischen,
wirtschaftlichen, erzieherischen, sozialen und demographischen Entwicklungen
und Wandlungen beeinflusst. Diese folgen sich rascher als früher, was schon
daraus hervorgeht, dass das Berufsbildungsgesetz von 1930 die Berufsbildung
während 3 5 Jahren in genügender Weise zu regeln vermochte, sein Nachfolger
sich hingegen bereits nach einer Geltungsdauer von zwölf Jahren als revisionsbe-
dürftig erweist.

Einer der wesentlichen Gründe für die Revision des Gesetzes liegt in der Notwen-
digkeit, die berufliche Grundausbildung zu verbessern. Wenn die Betriebslehre
auch weiterhin ihren Platz behaupten will, so ist es notwendig, sie wirkungsvoller
zu gestalten. Es geht dabei vor allem um den Übergang vom dualen zum trialen
System, das in den Erläuterungen zu Artikel 7 näher umschrieben wird. Es gilt
ferner, gewisse Schulen auf dem Gebiet der Weiterbildung, wie die Techniker-
schule und die Höhere Wirtschafts- und Verwaltungsschule, im Gesetz zu veran-
kern, nachdem das Bedürfnis nach derartigen Bildungsinstitutionen genügend
nachgewiesen ist. Ferner sind die umstrittene Anlehre bundesrechtlich zu regeln
und die Ziele der Berufsbildungsforschung, die vermehrt gefördert werden muss,
näher zu umschreiben. Einer Verankerung im Gesetz bedürfen auch die Berufs-
mittelschule und das Schweizerische Institut für Berufspädagogik. Schliesslich
müssen viele Bestimmungen des geltenden Gesetzes aufgrund der gesammelten
Erfahrungen abgeändert werden.
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Auch von parlamentarischer Seite wurden in den letzten Jahren wiederholt Vor-
stösse zu einer Revision des Gesetzes unternommen. Die diesbezüglichen Postu-
late des Nationalrates zielen auf eine Verbesserung der Beaufsichtigung der Lehr-
verhältnisse (Wüthrich), die Verankerung der Berufsmittelschule im Gesetz (Bau-
mann), die Errichtung eines schweizerischen Instituts für die Ausbildung und
Weiterbildung >von Berufsschullehrern (Baumann), eine flexiblere Regelung der
Zulassung zu den Berufsprüfungen und höheren Fachprüfungen (Thalmann), die
Schaffung eines gesetzlich geschützten Titels für die Absolventen der Höheren
Wirtschafts- und Verwaltungsschulen (Müller-Luzern), die Regelung der Techni-
kerausbildung und die Ausbildung auf der Stufe der Fachschulen (Betriebsfach-
leute) (Rüegg), die Erarbeitung einer Gesamtkonzeption für die höhere technische
Ausbildung (Wartmann), die Übertragung von Aufgaben der Berufsbildungsfor-
schung an das Schweizerische Institut für Berufspädagogik (Künzi). die Erhö-
hung der Beitragssätze für Berufsschulbauten (Baumann), die Errichtung von
Lehrwerkstätten für bestimmte Berufe (Wüthrich) sowie die Schaffung einer
Koordinationsstelle im Zusammenhang mit der neuen Regelung der Berufsbil-
dung in den Berufen des Verkaufs (Thalmann).

13 Werdegang der Vorlage und Ergebnis des
Vernehmlassungsverfahrens

Der in die Vernehmlassung gegebene Gesetzesentwurf konnte sich auf zahlreiche
Unterlagen stützen. Für die Gestaltung der Grundausbildung war insbesondere
der Schlussbericht der Eidgenössischen Expertenkommission für die Verbesse-
rung der Berufslehre vom April 1972 massgebend, der die Beratungen der Kom-
mission in 14 Thesen zusammenfasste. Mit der Frage der Verbesserung der Be-
rufsbildung befassten sich aber auch, zum Teil seit längerer Zeit, die kantonalen
Berufsbildungsämter, die Spitzenverbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer
sowie die Fachverbände des beruflichen Unterrichts. Die Berufsbildungsämter-
Konferenzen der deutschen Schweiz und der Westschweiz unterbreiteten dem
Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit je einen in den wesentlichen
Punkten gleichlautenden Entwurf zu einem neuen Gesetz. Der Schweizerische
Gewerkschaftsbund arbeitete eine ebenfalls in die Form eines Gesetzes gekleidete
«Alternative des SGB zum Bundesgesetz über die Berufsbildung» aus. Andere
Berufsverbände beschränkten sich auf die ihnen am nächsten liegenden Sachfra-
gen und stellten hiezu entsprechende Anträge. Hingegen verzichtete der Schweize-
rische Gewerbeverband auf eine besondere Eingabe, da er die in seinem «Berufs-
bildungsbericht» aus dem Jahre 1970 aufgestellten Postulate nach wie vor als
gültig betrachtet. Eine von der Direktorenkonferenz gewerblicher Berufs- und
Fachschulen und vom Schweizerischen Verband für beruflichen Unterricht einge-
setzte gemeinsame Kommission stellte für die Gestaltung der Berufslehre zahlrei-
che Thesen auf. die vornehmlich den beruflichen Unterricht und die Lehrerbil-
dung zum Gegenstand hatten. Der Schweizerische Verband für Berufsberatung
äusserte sich zur künftigen Regelung der Berufsberatung.
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Dieses «Vorvernehmlassungsverfahren», das ohne Zutun des Bundesamtes auf-
kam, verzögerte zwar die Revisionsarbeiten, hatte aber den Vorteil, zu zeigen, wie
sich die massgebenden Kreise die künftige Gestaltung der Berufsbildung vorstel-
len.

Auf den mit Kreisschreiben des Volkswirtschaftsdepartements vom S.Juli 1975
den Kantonsregierungen, den interessierten Berufs- und Fachverbänden sowie
den politischen Parteien zur Stellungnahme unterbreiteten Gesetzesentwurf gin-
gen insgesamt 145, zum Teil umfangreiche Vernehmlassungen ein. Im Hinblick
auf den grossen Kreis der Interessenten, deren grundsätzliche Auffassungen über
einzelne Fragen einander zum Teil widersprechen, darf das Ergebnis des Ver-
nehmlassungsverfahrens durchaus als positiv gewertet werden. Einzelne Verbände
und politische Parteien sind zwar der Auffassung, dass der Entwurf zuwenig
grundlegende Neuerungen enthalte und nicht genügend auf das gesamte Bil-
dungswesen abgestimmt sei. Mehrheitlich wird er aber als realistisch und ausge-
wogen bewertet. Diese Meinung vertreten vor allem die Kantone. Die Verbände
der Arbeitgeber betrachten den Entwurf als vernünftig und praxisnah, melden
jedoch Bedenken an gegen die vorgesehene Regelung der Anlehre und gegen neue
Massnahmen, von denen sie annehmen, dass sie die Ausbildungsbereitschaft der
Betriebe vermindern könnten. Kritisiert wird auch die angebliche Tendenz zur
Gewichtsverlagerung vom Betrieb in die Berufsschule. Die Verbände der Arbeit-
nehmer beurteilen den Entwurf unterschiedlich. Einzelne Verbände (z. B. Vereini-
gung schweizerischer Angestelltenverbände, Schweizerischer Bankpersonalver-
band, Verband evangelischer Arbeitnehmer, Landesverband freier Schweizer
Arbeiter) begrüssen ihn entweder ausdrücklich oder bringen keine grundsätz-
lichen Einwände vor. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund reichte erneut einen
vollständigen Gesetzesentwurf ein, der zwar auf dem Boden der sogenannten
Betriebslehre steht, aber verschiedene im Entwurf des Departements vorgeschla-
gene Regelungen (z. B. Stufenlehre, Berufsmittelschule, Anlehre) ablehnt und
andere Lösungen verlangt. Der Christlichnationale Gewerkschaftsbund begrüsst
die Bestrebungen des Bundes, die Berufsbildung den heutigen Bedürfnissen anzu-
passen, betrachtet jedoch die im Entwurf vorgeschlagenen Neuerungen als unge-
nügend. Die 32 Fachverbände des beruflichen Unterrichts und ähnliche Institu-
tionen, welche die Interessen der Rektoren, Lehrer oder Absolventen von beruf-
lichen Schulen aller Art vertreten, äussern sich vorwiegend zu Fragen, welche ihre
spezifischen Belange treffen. Die im Entwurf vorgesehenen Lösungen werden teils
ausdrücklich begrüsst, teils als ungenügend bezeichnet oder anders konzipiert.
Die Freisinnig-demokratische Partei, die Schweizerische Volkspartei, die Evange-
lische Volkspartei und die Liberaldemokratische Union würdigen den Entwurf
positiv, doch warnen einzelne Parteien vor Perfektionismus und gewissen Kom-
plikationen, die sich für die Lehrmeister ungünstig auswirken müssten. Die
Christliche Volkspartei begrüsst es, dass es sich beim Entwurf wieder um ein
Rahmengesetz handelt, findet aber, dass die höheren Ziele der Berufsbildung im
Sinne des CVP-Aktionsprogramms nicht genügend verwirklicht werden. Der
Landesring der Unabhängigen anerkennt die im Entwurf enthaltenen Verbesse-
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rungen, ist aber der Meinung, dass diese der Berufsbildung noch nicht zu dem ihr
zukommenden Stellenwert verhelfen Die Nationale Aktion stimmt dem Entwurf
in allen Teilen zu wünscht aber ein Verbot der Akkordarbeit für Lehrlinge Die
Sozialdemokiatische Paitei mochte das Gesetz so konzipieren, dass es künftig
mögliche verfassungsrechtliche Neuerungen de facto bereits präjudiziert Sie wen-
det sich gegen Versuche, das Berufsbüdungswesen «nach unten abzudichten» und
lehnt Berufsmittelschule Anlehre und Technikerschule ab, da diese Institutionen
entweder die Duichlassigkeit erschwerten oder nur für eine kleine Minderheit m
Frage kamen Der Betiiebslehre im vorgesehenen Rahmen wird giundsatzhch
zugestimmt Nach der Paitei der Aibeit bringt der Entwurt gewisse Veibessemn-
gen lose aber die wesentlichen Probleme der Berufsbildung nicht Die POCH
betrachtet die Gesetzesre\ision als dringend und schlagt eine Anzahl Massnah
men zur Verbesserung dei Beiufsbildung vor Die Frauenoigamsationen stimmen
dem Entwurf zu, einzelne Veibände wünschen entsprechende Piazisierungen in
Artikel 74, damit den Besonderheiten der hauswirtschaftlichen Ausbildung Rech
nung getragen werden könne Die 26 sehr unterschiedlichen Organisationen, die
keinem Spitzen\erband angehören, aussern sich voi allem zu ihren speziellen
Problemen Die Vernehmlassungen der Organisationen die dei Schweizerischen
Arbeitsgemeinschaft dei Jugendveibande angeschlossen sind lauten je nach dem
politischen Standoit unterschiedlich, wobei indessen die kritischen Stimmen ubei-
wiegen Dei V* issenschaftsiat ist der Auffassung, dass ein Ausbau des Büdungs-
angebots nicht durch eine Verlängerung der Erstausbildung, sondern durch Ver-
grosserung des \ngebots an Weiterbildungsmöglichkeiten erfolgen sollte, was
ermöglichen wurde, die Kluft zwischen allgemeiner Bildung und Berufsbildung
abzubauen Die Schweizerische Hochschulkonferenz begrusst die im Entwurf
zum Ausdiuck kommenden Bestrebungen zur Verbesserung der Duichlassigkeit
zwischen den einzelnen Bildungsbereichen Eine vermehrte Durchlässigkeit postu-
liert auch die Gesellschaft für Hochschule und Forschung, die ausseidem be-
merkt, dass der Entwurf zweifellos Fortschritte bringe, die aber von der Piaxis
her gesehen ehei bescheiden seien \lle Vernehmlassungen wurden sorgfaltig
analysiert Bei der Eilauterung einzelner Bestimmungen \oi allem wenn sie
gegenüber der geltenden Regelung Neuerungen darstellen, wird auf die Stellung-
nahmen jeweils nahei eingetreten

14 Die Berufsbildung als Teil des Bildungswesens

Die berufliche Bildung ist auch zahlenmassig \on erheblichei Bedeutung, standen
doch Ende 1975 den 52 600 Hochschulstudenten 143 000 Lehrlinge gegenüber Sie
ist, besonders was die Giundausbildung (Berutslehie) betnfft, andeis geartet und
gestaltet als die meisten Bildungsgänge im sekundaien Bereich Das Meikmal der
Berufslehre liegt darin, dass sich zwei Partner m diese teilen dei Betneb, mit
ändern Worten die Wirtschaft und die Beiutsschule dieser sreht für die Eiful-
lung ihrer Aufgabe alleidmgs wemgei Zeit zur \erfugung als dem Betneb Es gibt
Kieise, die auch heute noch verkennen, dass auch die Ausbildung im Lehrbetrieb
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Bildungswerte zu vermitteln vermag. Der Umgang mit Menschen verschiedenarti-
ger Prägung, das Aufbringen von Verständnis für die Meinungen anderer, die
Notwendigkeit der Einordnung in eine Gemeinschaft, die Übernahme persön-
licher Verantwortung für übertragene Arbeiten tragen insgesamt wesentlich dazu
bei, alle Charaktereigenschaften zu fördern, die einen guten, verlässlichen und
damit auch gebildeten Menschen kennzeichnen. Die berufliche Bildung ist ein
wesentlicher Bestandteil des Bildungswesens. Sie ist auch keine Sackgasse. Die
Berufslehre hat sich zusehends zu einem Ausgangspunkt zu einer ausserordentlich
breiten und vielfältigen beruflichen Tätigkeit auf verschiedenen Ebenen entwik-
kelt. In den letzten Jahren sind besonders im tertiären Bildungsbereich neue
Bildungsinstitutionen geschaffen worden, die fähigen und bildungswilligen Absol-
venten von Berufslehren ermöglichen, verantwortungsvolle Stellen in mittleren
und oberen Kaderpositionen zu versehen.

Die im Bildungswesen selbst, aber auch in ändern Bereichen, vor allem im
Arbeitsmarkt, auftauchenden Probleme erfordern zunehmend eine grössere Flexi-
bilität nicht nur des Individuums, sondern auch des Bildungssystems, das sich mit
seinen horizontalen und vertikalen Barrieren aller Art gerade in Zeiten einer
wirtschaftlichen Rezession fühlbar als nachteilig erweist. Damit gewinnt die
Durchlässigkeit zwischen den Bildungsbereichen an Bedeutung. In einer Zeit, in
der die Zulassung von Maturanden zur Hochschule beschränkt zu werden droht,
treten die Nachteile einer starren Trennung zwischen der Mittelschulbildung und
der Berufslehre deutlich zutage. Ansätze zu deren Überwindung sind allerdings
vorhanden. So sollen z. B. die Höheren Wirtschafts- und Verwaltungsschulen
(Art. 59) auch Maturanden offenstehen. Den Besuch Höherer Technischer Lehr-
anstalten erschwert die allgemein verlangte mindestens einjährige Praxis in einem
einschlägigen Beruf, die jedoch als notwendig erachtet wird. Wenn ein Maturand
eine Berufslehre antritt, kommt vor allem eine teilweise Befreiung vom beruf-
lichen Unterricht in Frage. Es wird im Einzelfall auch abzuklären sein, ob eine
Verkürzung der Lehre möglich ist. Anderseits fördert die Berufsmittelschule
(Art. 28) die Durchlässigkeit. Sie ermöglicht den Zugang zu anspruchsvolleren
Berufen, indem sie die Vorbereitung auf diese wesentlich erleichtert (eidgenössi-
sche Maturität, Eintritt in ein Lehrerseminar usw.). Ein bedeutender Erfolg in
bezug auf die Durchlässigkeit konnte für Absolventen der Höheren Technischen
Lehranstalten erzielt werden. Sie können bei sehr guten Leistungen an der
Diplomprüfung (Durchschnittsnote 5 aus den Vordiplomprüfungen und der
Schlussprüfung) nach einer zusätzlichen Ausbildung während eines Jahres bei
gleichzeitigem Besuch von Basiskursen an der Eidgenössischen Technischen
Hochschule in Zürich in eine technische Abteilung dieser Schule übertreten. Für
Absolventen der Höheren Technischen Lehranstalten der deutschen Schweiz ver-
mittelt das Technikum Winterthur diese Zusatzausbildung, der sich bis heute
65 Ingenieur-Techniker HTL oder Architekt-Techniker HTL unterzogen haben.
Es beginnt sich somit eine Durchlässigkeit zwischen den einzelnen Bildungssyste-
men abzuzeichnen. Sie muss aber noch vermehrt durch flexible gesetzliche Be-
stimmungen in allen Bildungsbereichen und durch eine möglichst grosszügige
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Auslegung von Zulassungsbedingungen verbessert werden, wobei auch neuartige,
unkonventionelle Lösungen in Erwägung gezogen werden sollten.

Die Berufsbildung ist auch an der Gestaltung der Volksschule wesentlich interessiert.
Die Errichtung regionaler Unterrichtszentren und die Schaffung von Klassen nach
Lehrberufen bringen es mit sich, dass viele Lehrlinge den beruflichen LInterricht
nicht in ihrem Wohnsitzkanton besuchen können. Den Berufsschulen wäre es
aber sehr dienlich, wenn alle ihre Schüler einigermassen einheitliche Kenntnisse,
vor allem in sprachlichen und mathematischen Fächern, besässen. Es ist vom
Standpunkt der Berufsbildung auch nicht gleichgültig, wie das letzte Pflichtschul-
jahr gestaltet ist. Dieses sollte weitgehend auf die Berufswahl vorbereiten und der
generellen Berufsaufklârung einen grossen Anteil einräumen, ohne jedoch den
Lehrstoff aus den Gebieten des beruflichen Unterrichts, vornehmlich aus den
allgemeinbildenden Fächern, vorwegzunehmen.

15 Die wesentlichen Neuerungen des Entwurfes

Der Entwurf sieht folgende wesentliche Neuerungen vor, auf die in den entspre-
chenden Abschnitten und Artikeln näher eingetreten wird:

a. Der Besuch von Ausbildungskursen für Lehrmeister wird obligatorisch er-
klärt (Art. 11).

b. Die Betriebslehre wird auf das sogenannte triale System umgestellt. Die
Berufsverbände veranstalten Einführungskurse, die den Lehrlingen die
grundlegenden Fertigkeiten des Berufes vermitteln (Art. 15).

c. Die praktische Ausbildung der Lehrlinge wird durch Modell-Lehrgänge,
welche die Berufsverbände zu erstellen haben, systematischer gestaltet
(Art. 16).

d. Die Berufsmittelschule und das Schweizerische Institut für Berufspädagogik
werden gesetzlich verankert (Art. 28 und 35).

e. Die Zulassung von Personen ohne Berufslehre zur Lehrabschlusspnifung
wird erleichtert (Art. 40).

/. Die Anlehre wird bundesrechtlich geregelt (Art. 48).

g. Die berufliche Weiterbildung wird sowohl in bezug auf die Träger als auch
die Veranstaltungen weiter gefasst (Art. 49).

h. Die Technikerschulen (Art. 57) und die Höheren Wirtschafts- und Verwal-
tungsschulen (Art. 59) werden in das Gesetz eingegliedert.

i. Die Absolventen der Höheren Technischen Lehranstalten sind berechtigt,
den Titel «Ingenieur HTL» zu führen (Art. 58).

k. Die Berufsbildungsforschung wird näher umschrieben und soll vermehrt
gefördert werden (Art. 61).
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2 Besonderer Teil :
Erläuterungen zu den einzelnen Gesetzesartikeln

21 I.Titel: Geltungsbereich

Artikel l

Der Geltungsbereich des Gesetzes erstreckt sich auf die Berufe der in Arti-
kel 34ter Absatz l Buchstabe g der Bundesverfassung aufgeführten Wirtschafts-
zweige (Industrie, Gewerbe, Handel, Landwirtschaft und Hausdienst); die land-
wirtschaftliche Berufsbildung ist im Landwirtschaftsgesetz geregelt. Der Aus-
druck «Gewerbe» wurde, wie im Gesetz von 1963, wiederum näher umschrieben;
er umfasst das Handwerk, das Bank-, Versicherungs-, Transport- und Gastge-
werbe sowie andere Dienstleistungsgewerbe. Trotz dieser Erläuterung war es
unter der Herrschaft des geltenden Gesetzes in bezug auf einzelne Tätigkeiten
nicht immer leicht zu entscheiden, ob es sich um einen gewerblichen Beruf im
Sinne der Verfassung handle. Diese Frage musste zum Beispiel verneint werden
für den Journalisten, die sogenannten medizinisch-technischen Berufe und den
Tierpfleger.

Um den Geltungsbereich des Gesetzes möglichst klar abzugrenzen, wird in Ab-
satz 2 aufgeführt, für welche Gebiete es nicht gilt. Es ist nicht möglich, wie dies in
vielen Vernehmlassungen beantragt wird, auch die Berufe der Krankenpflege und
andere medizinische Hilfsberufe sowie die sozialen Berufe diesem Gesetz zu
unterstellen. Der in der Volksabstimmung verworfene Bildungsartikel der Bun-
desverfassung (BB vom 6. Okt. 1972 über die Änderung der Bundesverfassung
betreffend das Bildungswesen) sah vor, dass der Bund ohne jede sachliche Ein-
schränkung die Berufsbildung regeln könne. Dieser Vorschlag blieb sowohl im
Vernehmlassungsverfahren als auch in der parlamentarischen Beratung der Vor-
lage unbestritten. Es darf deshalb angenommen werden, dass ein neuer Bildungs-
artikel wiederum eine unbeschränkte Kompetenz des Bundes zur Regelung der
Berufsbildung, was die Sachgebiete betrifft, vorsehen wird. Dies würde ermög-
lichen, vor allem die Ausbildung in der Krankenpflege und in anderen medizini-
schen Hilfsberufen sowie in den sozialen Berufen von Bundes wegen zu ordnen,
wie dies viele interessierte Kreise wünschen.

22 2. Titel : Berufsberatung

Die bisherige knappe gesetzliche Regelung, die sich auf die Festlegung einiger
Grundsätze beschränkte, hat sich in der Praxis bewährt. Es besteht deshalb kein
Anlass zu grundlegenden Änderungen.

Artikel 2

Entsprechend der Entwicklung in den letzten Jahren wird im Zweckartikel die
Beratung der Jugendlichen und der Erwachsenen auf die gleiche Ebene gestellt.



697

In zahlreichen Vernehmlassungen wird verlangt, dass in der Zweckumschreibung,
wie in Artikel 2 des geltenden Gesetzes, ausdrücklich auf die Zusammenarbeit mit
den Eltern, der Schule und der Wirtschaft hingewiesen werde. Es muss zudem
unterschieden werden zwischen der Beratung für Jugendliche und derjenigen für
Erwachsene, die ohne Mitwirken der Eltern, der Schule und der Wirtschaft
erfolgt.

Artikels
Im Gesetz von 1963 wurde in bezug auf die Unentgeltlichkeit der Berufsberatung
ein Vorbehalt m dem Sinne gemacht, dass dem Ratsuchenden für besondere, mit
seinem Einverständnis gemachte Aufwendungen Rechnung gestellt werden darf.
Als Beispiele solcher Aufwendungen werden in Artikel 4 der Verordnung zum
Gesetz die Ausarbeitung von einlässlichen Berichten oder Gutachten sowie Aus-
lagen für die Vermittlung von auswärtigen Ausbildungsstellen und für Inserate
erwähnt. Es hat sich nun gezeigt, dass diese Bestimmung von den Berufsbera-
tungsstellen nicht angewendet wird. Je länger, je mehr wird auch eine zeitlich
umfangreichere Einzelberatung, auch wenn sie einen gewissen zusätzlichen Auf-
wand erfordert, als Normalfall betrachtet, ohne dass für gewisse Arbeiten Rech-
nung gestellt wird. Diese Bestimmung kann deshalb als von der Praxis überholt
gestrichen werden.

In verschiedenen Vernehmlassungen kommt zum Ausdruck, dass im letzten
Schuljahr oder «permanent vom siebten Schuljahr an» eine generelle Berufsbera-
tung durchgeführt werden müsse. In diesem Sinne sei die Berufsberatung obliga-
torisch zu erklären. Mit einer solchen Bestimmung würde der Bund den Kanto-
nen auf der Volksschulstufe ein bestimmtes Fach vorschreiben; dafür fehlt ihm
aber die verfassungsmässige Kompetenz. Es ist somit nicht möglich, diesem
Begehren zu entsprechen, auch wenn es sachlich gerechtfertigt sein mag.

Artikel 4
Absatz 2: In einigen Vernehmlassungen wird der Begriff «sachkundig» als zu
unbestimmt bezeichnet. Er ist in Artikel 5 der Verordnung vom 30. März 1965
zum Berufsbildungsgesetz (SR 412.101) näher umschrieben, aber etwas allgemein
gehalten.

In der Zwischenzeit hat sich die Ausbildung der Berufsberater konsolidiert und
auch ziemlich vereinheitlicht. Die Berufsberater werden ausgebildet an Universi-
täten (Freiburg, Lausanne), am Institut für angewandte Psychologie in Zürich
und in Sonderstudiengängen (zweiter Bildungsweg), welche der Schweizerische
Verband für Berufsberatung für die deutsche Schweiz sowie die kantonalen Zen-
tralstellen für Berufsberatung der Westschweiz für diesen Landesteil durchführen.
Diese Institutionen erhalten für die ihnen daraus entstehenden Kosten Bundesbei-
träge. Die vorgeschlagene Fassung von Absatz 2 wird es erlauben, die Vorausset-
zungen für die Subventionierung im Einzelfall eindeutiger festzulegen, als dies
nach der gegenwärtigen Regelung möglich ist.
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Artikels
Wenn in Absatz l, im Gegensatz zum geltenden Gesetz, die private gemeinnützige
Berufsberatung nicht mehr ausdrücklich erwähnt wird, so bedeutet dies nicht,
dass der Bund sie künftig nicht mehr subventioniert. Nach Artikel 62 werden
Bundesbeiträge an Einrichtungen und Veranstaltungen gewährt, die keinen Er-
werbszweck verfolgen, was für die private gemeinnützige Berufsberatung zweifel-
los zutrifft. Der Bund fördert nicht nur die Ausbildung und Fortbildung der
Berufsberater, sondern auch die Verbesserung der Information und Dokumenta-
tion, welche für eine sachkundige und aktuelle Beratung von grosser Bedeutung
sind.

23 3. Titel : Berufliche Grundausbildung

Das Vernehmlassungsverfahren hat eindeutig ergeben, dass die sogenannte Be-
triebslehre nach wie vor als die für unsere Verhältnisse zweckmässigste Ausbil-
dungsform betrachtet wird. Über ihre Gestaltung im einzelnen gehen die Meinun-
gen allerdings auseinander. Die Betriebslehre hat vorweg den grossen Vorteil,
dass der Lehrling ständig mit der Praxis verbunden bleibt. Dies ermöglicht die
Einführung neuer Verarbeitungstechniken und Werkstoffe sowie die Anpassung
an veränderte Situationen, ohne dass die betriebliche Ausbildung dadurch
wesentlich verzögert würde. Der Lehrling kann das Erlernte praktisch anwenden.
Er wird mit Aufgaben aus der Praxis betraut, die er mit persönlichem Einsatz und
Verantwortung zu lösen sich bemühen muss, Aufgaben also, die seine Selbstent-
faltung verlangen und fördern. Im Betrieb erlebt er zudem das Zusammenwirken
von Menschen unterschiedlicher Prägung; dies gibt ihm Gelegenheit, sein Ver-
ständnis für die gesellschaftlichen Verhältnisse zu entwickeln, Rücksicht zu neh-
men sowie die Meinungen anderer zu verstehen und zu achten. Wenn der Lehr-
meister seinen Lehrling zu einer Urteils- und kritikfähigen Persönlichkeit erziehen
hilft, seine Ausdauer und Selbstdisziplin fördert, ihn zu Sorgfalt und Ordnung
anhält und alle weiteren Charaktereigenschaften fördert, die einen guten und
verlässlichen Menschen kennzeichnen, wird mehr Bildung - und zwar Bildung
durch Arbeit - erreicht, als gemeinhin angenommen wird. Die Betriebslehre hat
ferner den Vorteil, dass sie sehr dezentralisiert durchgeführt werden kann, was bei
den sprachlichen und geographischen Verhältnissen unseres Landes und der Zahl
der Lehrlinge von ganz wesentlicher Bedeutung ist. Schliesslich belastet sie die
öffentliche Hand erheblich weniger als die Berufslehre in einer Vollschule. Die
Betriebslehre weist allerdings nicht nur Vorteile auf. In nicht wenigen Betrieben,
vor allem in solchen des sekundären Wirtschaftssektors, muss sich die Ausbil-
dung des Lehrlings nach der anfallenden Arbeit richten, was die Systematik der
Ausbildung beeinträchtigt. Sie wird auch durch die zunehmende Spezialisierung
der Betriebe erschwert, die zum Teil nur noch mit Mühe in der Lage sind, das
gesamte im Ausbildungsreglement festgelegte Programm zu vermitteln. Ferner
wird die Ausbildung dadurch beeinträchtigt, dass der Lehrling Arbeiten ausfüh-
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ren muss, die nicht mit dem Beruf im Zusammenhang stehen. Auch die Einhal-
tung der gesetzlichen Schutzvorschriften zugunsten der Lehrlinge lässt oft noch
zu wünschen übrig. Immerhin darf festgestellt werden, dass der Grossteil der
Lehrmeister seine nicht leichte Aufgabe ernst nimmt und sich bemüht, die über-
nommenen Pflichten möglichst gut zu erfüllen.

231 l. Kapitel : Ziel und Arten

Artikel 6

Da die Grundausbildung nicht nur Jugendlichen, sondern auch Mündigen zu-
gänglich ist, wurde das Ziel, das im Vernehmlassungsverfahren allgemein begrüsst
wurde, neutraler umschrieben. Einem von verschiedenen Seiten gestellten Antrag
entsprechend wurde ausserdem beigefügt, dass die berufliche Grundausbildung
auch die Grundlage zur fachlichen und allgemeinen Weiterbildung darstellt.

Artikel 7

In Buchstabe a kommt der Übergang vom bisherigen dualen System (Lehrbe-
trieb/Berufsschule) zum tnalen (Lehrbetrieb/Einführungskurse/Berufsschule) zum
Ausdruck. Das Merkmal dieses Systems liegt dann, dass nicht mehr jeder ein-
zelne Lehrmeister seinem Lehrling die grundlegenden Fertigkeiten des Berufes
selber vermittelt, sondern dass diese Ausbildungsarbeit kollektiv, das heisst in
Form von sogenannten Einführungskursen, erfolgt. Ein solcher Kurs soll jeweils
stattfinden, wenn nach dem Ausbildungsprogramm eine neue und wesentliche
Fertigkeit zu vermitteln ist. Die hauptsächliche fachliche Aufgabe des Lehrmei-
sters besteht bei diesem Sj'stem darin, dem Lehrling Gelegenheit zu geben, das im
Einführungskurs Erlernte anhand von im Betrieb anfallenden Arbeiten zu üben
und zu vertiefen. Verantwortlich für die Ausbildung des Lehrlings ist auch bei
diesem System nach wie vor der Lehrmeister. Er könnte sich somit bei einem
Misslingen der Lehrabschlussprüfung nicht darauf berufen, die Einführungskurse
seien schlecht geführt worden.

In verschiedenen Vernehmlassungen wurde auf die zuwenig deutliche Unterschei-
dung zwischen den beiden Begriffen «Grundausbildung» und «Grundschulungs-
kurse» aufmerksam gemacht und empfohlen, den bisherigen Begriff «Einfüh-
rungskurse» beizubehalten, da er der heutigen Praxis entspreche. Diesem Wunsch
kann entsprochen werden.

In Buchstabe è wurde die bisherige Bezeichnung «Kunstgewerbeschule» durch
«Schule für Gestaltung» ersetzt, weil an diesen Schulen vorwiegend in gestalteri-
schen Berufen ausgebildet wird, die mit Kunstgewerbe im herkömmlichen Sinn
nichts zu tun haben.



700

232 2. Kapitel : Berufslehre

232.1 Allgemeine Vorschriften

Artikels
Absatz l : In den letzten Jahren sind alle Berufslehren, die weniger als zwei Jahre
dauerten, verlängert oder aufgehoben worden. Damit steht dem allgemeinen
Wunsch nach einer Mindestdauer von zwei Jahren nichts mehr entgegen. Eine
Sonderregelung ist allerdings notwendig für die Stufenlehren, wo die der ersten
Stufe folgende Ausbildungsperiode in der Regel ein Jahr nicht überschreitet.

Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse soll das Departement Ausnahmen von
der Ganzjahrespflicht bewilligen können. Das gilt insbesondere für die noch
bestehenden zweieinhalb- und dreieinhalbjährigen Berufslehren, die im Sinne
einer Übergangslösung so lange beibehalten werden sollen, bis die entsprechen-
den Ausbildungsreglemente revidiert sind.

Absatz 2 : Mit der Festlegung des Beginns der Berufslehre auf den Anfang des
Schuljahres der zuständigen Berufsschule soll vermieden werden, dass im Laufe
des ersten Semesters noch ständig Lehrlinge in die Schule eintreten, was sich
erfahrungsgemäss auf den Unterricht nachteilig auswirkt. Begründeten Einzelfäl-
len kann der Kanton nach Anhören der Schule aber Rechnung tragen.

Artikel 9
Diese Bestimmung entspricht materiell Artikel 8 (Abs. 1-3) des bisherigen Geset-
zes. Anstelle von «Minderjährigen» ist im Sinne des Arbeitsgesetzes von «Jugend-
lichen» die Rede.

Artikel 10 und 11

Die wesentliche Neuerung gegenüber dem geltenden Gesetz besteht darin, dass
die Ausbildung von Lehrlingen inskünftig nur gestattet werden soll, wenn der
Lehrmeister oder sein Vertreter zusätzlich zu den bisherigen Bedingungen einen
Ausbildungskurs für Lehrmeister besucht hat. Dieses Obligatorium wurde bereits
von der Eidgenössischen Expertenkommission für die Verbesserung der Berufs-
lehre in ihrem Schlussbericht vom April 1972 einhellig postuliert. Mit einer
Ergänzung von Artikel 14 der Verordnung zum Berufsbildungsgesetz vom 4. Sep-
tember 1974 wurden die Kantone ermächtigt, den Besuch von Ausbildungskursen
für Lehrmeister verbindlich zu erklären.

Es steht ausser Zweifel, dass die Ausbildung des Lehrmeisters, der einen Jugend-
lichen in seiner wohl problemreichsten Phase seines Lebens in der Regel während
drei oder vier Jahren ausbilden und erziehen soll, verbessert werden muss. Dass
der Lehrmeister der einzige «Lehrer» ist, der für seine alles andere als leichte
Aufgabe keine entsprechende Schulung erhält, ist paradox. Selbstverständlich ist
das fachliche Können des Lehrmeisters für die Ausbildung des Lehrlings wesent-
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lieh, aber es genügt allem nicht Gegen den Grundsatz des Obligatonums vviid
von den Spitzenverbanden der Arbeitgeber kein Einwand erhoben Sie verlangen
aber eine Berücksichtigung bereits bestehender Institutionen für die Lehrmeister-
ausbildung sowie eine grosszugige Ubergangsregelung Die Kurse sollten von den
Berufsverbanden durchgeführt werden, welche auch die Kuisprogramme festzule-
gen und sie dem Bundesamt zur Genehmigung zu unterbreiten hatten Schhess-
lich sollte im Gesetz die Möglichkeit vorgesehen werden, die Lehrmeisteikurse m
die Vorbereitungskurse fui die Meisterprüfung einzubauen Die Verbände dei
Arbeitnehmer unterstutzen durchwegs das Obhgatorium und ei achten die m
Artikel 73 des Vernehmlassungsentwurfs vorgeschlagene Ubergangsregelung als
zu weit gehend Die meisten Kantone stimmen dem Obhgatonum ebenfalls zu,
zwei vertreten allerdings die Meinung, dass ein Obhgatonum für die Lehrmeister
zu beschwerlich sei und die Ausbildungsbereitschaft vermindern konnte

Der Vernehmlassungsentwurf sah vor, dass mit dem Obligatonum der Lehrmei-
sterausbildung Aitikel 10 des geltenden Gesetzes, wonach die Berechtigung zur
Ausbildung von Lehrlingen vom Bestehen der höheren Fachprufung oder der
Bemfsprufung abhangig gemacht werden kann, dahmfallt Gegen dieses Vorha-
ben opponiert vor allem dei Schweizerische Gewerbeverband, dei glaubt, dass die
Aufhebung dieser Bestimmung m den betroffenen Berufen zu einem deutlichen
Quahtatsverlust der Ausbildung fuhren wurde Es ergibt sich somit dass der
Grundsatz des Obligatonums wohl allgemein befürwortet wird, die Meinungen
über dessen Gestaltung jedoch erheblich auseinandergehen Von den gemachten
Gegenvorschlagen v ermag aber keiner \ olhg zu befriedigen Eine Differenzierung
der Lehrmeisterkurse in dem Sinne, dass es jedem Berufsverband überlassen
bleiben soll, wie er das Programm gestalten mochte, kann schon deshalb nicht m
Frage kommen, weil das Erfordernis einer besseren Ausbildung der Lehrmeister
für alle Berufe in gleicher Weise besteht Es wäre nicht einzusehen, weshalb die
Lehrmeister im Schremeigewerbe eine geringere Ausbildung m Methodik, Didak-
tik und Jugendpsychologie benotigen sollten als z B diejenigen für Koche oder
Coiffeure Artikel 10 des gegenwartigen Gesetzes vermag das Problem ebenfalls
nicht zu losen Dei Inhabei eines Meisterdiploms» verfugt wohl ubei sehr gute und
umfassende Fachkenntnisse, doch nimmt die Ausbildung zum Lehrmeistei m der
Vorbereitung auf die Meisterp:ufung bis jetzt allgemein einen sehr kleinen Platz
ein Es wäre abei durchaus möglich, eine erweiterte Lehrmeisterausbildung in das
Programm der Vorbereitung auf die Meisterprüfung einzubauen Artikel 10 des
geltenden Gesetzes soll deshalb m das neue Gesetz übernommen weiden, allei-
dings wird nui dessen Grundsatz aufgeführt t, die Absätze 2 und 3 sollen m der
Verordnung figurieren Es darf jedoch nicht übersehen werden dass von den
ungefähr 270 geregelten Lehrberufen nui 72 eine höhere Fachprufung kennen
Von diesen fallen bloss 26 unter Artikel 10, weil es im Ermessen eines Verbandes
liegt, ob er sich dieser Bestimmung unterstellen will Ebenso entfallt eine andere
vorgeschlagene Losung, wonach die mit der Ausbildung der Lehihnge betraute
Person die Berufsprufung, ergänzt durch pädagogische Fachei abgelegt haben
muss, da gegenwaiüg lediglich neun Beiufspiufungen existieren
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Ein Entwurf zu einem Programm für die Lehrmeisterausbildung liegt bereits vor.
Der Kurs soll 45-50 Stunden dauern und das Schwergewicht auf folgende The-
men legen: «Der Jugendliche im Lehrlingsalter» (8-10 Stunden), «Führen und
Erziehen des Lehrlings» (8-10 Stunden) und «Lehren und Lernen im Betrieb»
(10-12 Stunden). Dieses Projekt wird den Kantonen und Berufsverbänden noch
zur Stellungnahme unterbreitet werden. Einige Kantone haben diesen Entwurf in
Lehrmeisterkursen bereits mit Erfolg verwendet. In der Verordnung zum revidier-
ten Gesetz sollen auch die notwendigen Vorkehren getroffen werden, dass zum
Besuch des Kurses genügend Zeit eingeräumt wird, d. h. die Ausbildung des
ersten Lehrlings soll nicht davon abhängig gemacht werden, dass vorher bereits
der ganze Kurs absolviert sein muss. Über die vorgeschlagene Übergangsbestim-
mung (Art. 75) sind die Meinungen sehr geteilt. Sie gehen von der ersatzlosen
Streichung der Bestimmung bis zum Postulat, dass auch derjenige, der bereits vor
Inkrafttreten des neuen Gesetzes Lehrlinge mit Erfolg ausgebildet hat, innert fünf
Jahren nach dessen Inkrafttreten einen Ausbildungskurs zu besuchen habe.

Für den Vorschlag in Artikel 75 war in erster Linie das Problem der Zahl
massgebend. Es lässt sich nicht genau feststellen, wie gross die Zahl der Lehrmei-
ster und der mit der Ausbildung beauftragten Vertreter des Betriebes ist. Wenn
von der Annahme ausgegangen wird, dass auf drei Lehrlinge ein Ausbilder
entfällt, so gäbe dies bereits etwa 48 000 Ausbilder. In einem mittelgrossen Kan-
ton bildeten im Jahre 1974 105 Betriebe zum erstenmal einen Lehrling aus. Es
geht nun darum, die Lehrmeisterkurse in absehbarer Zeit zahlenmässig bewälti-
gen zu können und anderseits die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe nicht zu
beeinträchtigen, was zweifellos der Fall wäre, wenn keine Übergangsbestimmun-
gen geschaffen würden. Im Lichte aller Anträge scheint eine Lösung in dem Sinne
vertretbar, dass den Ausbildungskurs für Lehrmeister nicht besuchen muss, wer
vor dem Inkrafttreten des Gesetzes mindestens zwei Lehrlinge mit Erfolg ausge-
bildet hat.

Artikel 12

Absatz l : Nach Artikel 65 Absatz 2 sind unter anderem vor Erlass von Ausbil-
dungsreglementen die Kantone, die Berüfsverbände und die Fachverbände der
Berufsbildung anzuhören, ebenso vor Massnahmen von allgemeiner Tragweite.
Daher erübrigt es sich, dies bei jedem der zahlreichen Tatbestände, die eine
Anhörung verlangen, jeweils ausdrücklich festzuhalten.

Absatz 2: In einigen Vernehmlassungen wird beantragt, diese kantonale Kompe-
tenz aufzuheben, da sie materiell gegenstandslos geworden sei und dem Grund-
satz der einheitlichen Regelung der Berufsbildung in der ganzen Schweiz zuwider-
laufe. Wenn es auch nur wenige Berufe gibt, die kantonal geregelt sind (z. B.
Kleinschreiner im Kanton Bern, Zinngiesser im Kanton Zürich, Schriftgiesser im
Kanton Baselland, Rheinschiffer im Kanton Basel-Stadt), besteht kein Anlass,
diese Bestimmung aufzuheben. Die nachträgliche Regelung der Ausbildung in
diesen Berufen durch den Bund würde an der bestehenden Sachlage nichts
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ändern, sondern lediglich einen unerwünschten administrativen Aufwand bewir-
ken.

Artikel 13

Absatz 2: Bei der Stufenlehre erhalten in der ersten Phase alle Lehrlinge die
gleiche Ausbildung und schliessen diese mit einer regulären Lehrabschlussprüfung
ab. Bei der differenzierten Lehre ist die Phase der gleichartigen und gemeinsamen
Ausbildung kurz, d. h. einige Wochen oder Monate, worauf sich die Wege tren-
nen.

Absatz 3 : Die Kann-Formel ermöglicht es, dass allenfalls auch das Bestehen der
Lehrabschlussprüfung in der unteren Stufe genügt, um die Ausbildung in der
oberen Stufe fortsetzen zu können.

Artikel 14

Absatz 3: In zahlreichen Vernehmlassungen wurde beantragt, dass Artikel 12
Absatz 3 des geltenden Gesetzes wegen seiner erheblichen Bedeutung auch ins
neue Gesetz und nicht nur in die Verordnung aufgenommen wird. Einem Antrag,
wonach das Bundesamt zusammen mit den beteiligten Berufsverbänden im Aus-
bildungsreglement die Gesamtzahl der möglichen Lehrverhältnisse in einem Beruf
festlegen soll, kann nicht entsprochen werden, da die sich rasch wandelnden
wirtschaftlichen Verhältnisse und andere Faktoren eine zahlenmässige Festlegung
der Lehrverhältnisse für einige Jahre zum voraus nicht zulassen.

Artikel 15

Absätze l und 2: Wenn das triale System zum Tragen kommen soll, müssen die
Berufsverbände verpflichtet werden, in ihrem Beruf Einführungskurse zu veran-
stalten. Das Bundesamt soll jedoch auf Gesuch hin einen Beruf vom Obligato-
rium befreien können, wenn dessen besondere Struktur die Veranstaltung von
Einführungskursen nicht erfordert. Das dürfte zum Beispiel für den Beruf des
kaufmännischen Angestellten zutreffen, in welchem den Lehrlingen die grundle-
genden Fertigkeiten in den Schreibfächern seit jeher in der Berufsschule vermittelt
werden. In den gestalterischen Berufen ist es üblich, dass der grösste Teil der
Lehrlinge vor Beginn der Berufslehre einen einjährigen Vorkurs an einer Schule
für Gestaltung besucht. Dieser Umstand dürfte wahrscheinlich den Besuch von
Einführungskursen nicht mehr nötig machen. Es wird auch abzuklären sein, ob
solche erforderlich sind für Berufe, die ausschliesslich im Betrieb selber ausgeübt
werden.

Absatz 3 : Das Bundesamt wird für die Befreiung vom Kursbesuch Richtlinien
erlassen. Eine Befreiung soll in Frage kommen, wenn gewährleistet ist, dass das
Ziel der Einführungskurse auf andere Weise erreicht wird. Das gilt vor allem für
Betriebe, die über eigene Lehrwerkstätten oder Lehrlingsabteilungen verfügen
und eine Ausbildung, wie sie das triale System bezweckt, bereits vermitteln.
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Absatz 4: Es geht nicht an, dass die Einführungskurse zeitlich auf Kosten des
beruflichen Unterrichts durchgeführt werden. Die Berufsschule ist für den vorge-
schriebenen Pflichtunterricht auf die verhältnismässig knappe Zeit, die ihr hiefür
zur Verfügung steht, dringend angewiesen. Die bisherigen Erfahrungen haben
gezeigt, dass eine für beide Teile annehmbare Lösung möglich ist, wenn die Leiter
von Einführungskursen und die Berufsschule rechtzeitig miteinander Fühlung
nehmen und zusammenarbeiten.

Artikel 16

Absatz l : Die Berufslehre kann ihr Ziel nur erreichen, wenn die verhältnismässig
knappe Zeit für die praktische Ausbildung gut ausgenützt wird, die Ausbildung
also systematisch und methodisch richtig erfolgt. Der diesem Zweck dienende
Modell-Lehrgang, den der zuständige Berufsverband aufgrund des Ausbildungs-
reglements auszuarbeiten hat, ist im Vernehmlassungsverfahren allgemein be-
grüsst worden. Hingegen wird in vielen Eingaben ein Lehrgang mit Zeitangaben,
den jeder Lehrmeister aufgrund des Modell-Lehrganges für seinen Betrieb zu
erstellen hätte, abgelehnt. Es wird vor allem geltend gemacht, dass in vielen
Betrieben (insbesonders im Baugewerbe) nicht vorausgesehen werden könne,
wann eine bestimmte Arbeit anfallen werde. Anderseits wäre es widersinnig, dem
Lehrling Arbeiten, die er ausführen könnte, die aber laut Betriebslehrgang erst
einige Wochen später vorgesehen sind, vorzuenthalten. Schliesslich wird darauf
hingewiesen, dass ein solcher Betriebslehrgang vor allem den Klein- und Mittel-
betrieben, bei denen die notwendige, ständig vorhandene und differenzierte Auf-
tragsstruktur nicht gegeben sei, erhebliche Schwierigkeiten verursachen würde.
Bei dieser Sachlage soll darauf verzichtet werden, diesen Lehrgang obligatorisch
zu erklären.

Absatz 2 : In verschiedenen Vernehmlassungen wird diese Bestimmung abgelehnt
oder die Auffassung vertreten, dass sie etwas flexibler lauten sollte. Diesem
Begehren wurde Rechnung getragen. Der Aufwand für die Erstellung des Berich-
tes hält sich in einem zumutbaren Rahmen, weil hiefür ein von der deutsch-
schweizerischen Berufsbildungsämterkonferenz ausgearbeitetes Formular verwen-
det werden kann, das sich bereits einer grossen Nachfrage' erfreut.

Artikel 17
Absatz 2: Es soll auch der Berufsschule ein Antragsrecht gewährt werden; dieses
dürfte insbesonders bei der Frage einer allfälligen Verlängerung der Lehre zweck-
mässig sein.

Artikel 18

Artikel 8 Absatz 4 des geltenden Gesetzes bestimmt, dass die Berufslehre von
Personen, die wegen Invalidität nicht vollständig ausgebildet werden können,
durch Verordnung geregelt wird. Es hat sich in der Folge jedoch gezeigt, dass
wegen der besonderen Merkmale fast jedes einzelnen Falles die Aufstellung
allgemeingültiger Vorschriften nicht möglich ist. Die kantonale Behörde muss
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deshalb im Einzelfall entscheiden, ob ein Lehrverhältnis im Sinne des Gesetzes
vorliegt und welche Erleichterungen bei der Lehrabschlussprüfung gewährt wer-
den dürfen.

232.2 Lehrverhältnis

Artikel 19
Absatz 2 : Der Lehrmeister hat den Lehrvertrag der kantonalen Behörde nunmehr
vor Beginn der Lehre einzureichen und nicht wie bisher erst spätestens 14 Tage
nach Ablauf der Probezeit. Nach der geltenden Regelung konnte es nämlich
vorkommen, dass die Behörde erst dreieinhalb Monate nach Beginn eines Lehr-
verhältnisses hievon Kenntnis erhielt. Falls der Lehrvertrag nicht genehmigt
werden konnte, ergaben sich für den Lehrling öfters schwerwiegende Unzukömm-
lichkeiten. Im übrigen legalisiert diese neue Vorschrift weitgehend eine bereits
bestehende Praxis, da immer mehr Lehrmeister den Vertrag vor Beginn der Lehre
einreichen.

Für Lehren, die in Lehrwerkstätten oder Schulen für Gestaltung absolviert wer-
den, ist ebenfalls ein Lehrvertrag abzuschiiessen. Die Frage eines einheitlichen
Lehrvertragsformulars soll in der Verordnung geregelt werden.

Das Begehren, dass dem Lehrvertrag ein berufsbezogenes ärztliches Zeugnis
beizulegen sei, geht in dieser allgemeinen Form zu weit. In vielen Kantonen findet
im letzten obligatorischen Schuljahr eine ärztliche Untersuchung statt. Zudem
lassen die bisherigen Ergebnisse von ärztlichen Kontrollen in der Berufsschule die
vorgeschlagene Massnahme nicht als zwingend erscheinen

Artikel 20
Absatz l : Es ist möglich, dass der Lehrling zu Beginn der Lehre sogleich den
beruflichen Unterricht in Form eines Blockes oder einen Einführungskurs be-
sucht. Für die Vertragsparteien wirkt sich deshalb die Probezeit gar nicht oder
nicht genügend als solche aus. Als Probezeit sollen deshalb die ersten drei
Monate gelten, die der Lehrling tatsächlich im Lehrbetrieb verbringt.

Absatz 3 : Zur Vermeidung unnützer administrativer Umtriebe soll inskünftig
auch die Berufsschule über die Auflösung des Lehrverhältnisses während der
Probezeit benachrichtigt werden.

Artikel 21

Absatz l : In einer Vernehmlassung wird die Auffassung vertreten, es sei eine
Illusion, den Lehrmeister zu beauftragen, die Ausbildung im Betrieb mit dem
beruflichen Unterricht möglichst gut zu koordinieren, da zu diesem Zweck in
erster Linie der Modell-Lehrgang und der Lehrplan der Berufsschule aufeinander
abgestimmt sein müssten. Der Lehrmeister kann aber dennoch zur Koordination
beitragen, indem er sich durch den Lehrling laufend über den an der Schule
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vermittelten Lehrstoff orientieren lässt und die praktische Ausbildung nach Mög-
lichkeit darauf ausrichtet.

Absatz 2: Der Schweizerische Gewerkschaftsbund und die Sozialdemokratische
Partei verlangen für den Lehrling in Fragen des Lehrverhältnisses und der Berufs-
schule die Mitbestimmung. Sie soll durch die Verordnung und die Gesamtarbeits-
verträge geregelt werden. Der Christlichnationale Gewerkschaftsbund verlangt
ein Mitspracherecht, während die Christliche Volkspartei beantragt, es sei zu
prüfen, ob nicht ein gewisses Mitspracherecht des Lehrlings in Dingen, die ihn
direkt betreffen, gesetzlich verankert werden sollte.

Für einen erfolgreichen Abschluss des Lehrverhältnisses gegenüber dem Lehrling,
dessen gesetzlichen Vertreter und der kantonalen Behörde ist, auch wenn der
Lehrling hiezu ebenfalls beitragen muss, der Lehrmeister verantwortlich. Er hat
die ihm durch den Lehrvertrag und die Vorschriften des öffentlichen Rechts
auferlegten Pflichten zu erfüllen. Diese Rechtslage und die sich daraus ergebende
Verantwortung schliessen eine Mitbestimmung aus. Hingegen dürfte es dem
guten Ablauf des Lehrverhältnisses förderlich sein, wenn der Lehrmeister den
Lehrling über alle wesentlichen Massnahmen im Zusammenhang mit dem Lehr-
verhältnis rechtzeitig orientiert und ihm ein angemessenes Mitspracherecht ein-
räumt, das heisst, den Lehrling anhört und Fragen, die ihn interessieren, mit ihm
bespricht. Wenn in Absatz 2 eine Bestimmung in diesem Sinne verankert wird,
dürfte damit für viele Lehrmeister ein als selbstverständlich erachteter Brauch
legalisiert werden.

Absatz 4: Die wenigen Vernehmlassungen zu dieser Frage gehen überwiegend
dahin, dass die Akkordarbeit während der ganzen Dauer der Lehre zu verbieten
sei. Einzelne Kantone und Verbände möchten sie nur ausnahmsweise oder nur so
weit zulassen, als sie mit der Ausbildung im Zusammenhang steht und diese nicht
beeinträchtigt. Obschon der Akkordarbeit, sofern sie nicht zu lange dauert, ein
gewisser erzieherischer Wert kaum abgesprochen werden kann, soll sie inskünftig
im Rahmen der Berufslehre nicht mehr statthaft sein.

Absatz 5 : Lehrlinge, die ihre Lehre in einem der in Artikel 60 des Bundesgesetzes
vom 13. Juni 1911 über die Kranken- und Unfallversicherung (SR 832.01) ange-
führten Betrieb bestehen, sind obligatorisch bei der SUVA gegen Unfall versi-
chert. Für die übrigen Lehrlinge haben alle Kantone die Unfallversicherung
vorgeschrieben. Die Berufsbildungsämterkonferenzen der deutschen Schweiz und
der Westschweiz haben mit der Unfalldirektoren-Konferenz eine Normalunfall-
versicherung für Lehrlinge und Lehrtöchter abgeschlossen, die von den meisten
Kantonen übernommen wurde.

In mehreren Vernehmlassungen wurde darauf hingewiesen, dass im Rahmen der
Revision des Berufsbildungsgesetzes auch die Krankenversicherung obligatorisch
erklärt werden sollte. Der Bund ist aufgrund des Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetzes hiefür nicht kompetent. Hingegen können die Kantone nach Arti-
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kel 2 dieses Gesetzes die Krankenversicherung allgemein oder für einzelne Bevol-
kerungsklassen obligatorisch erklären. Die meisten Kantone haben davon für die
Lehrlinge Gebrauch gemacht.

Artikel 22
In einigen Vernehmlassungen wird beantragt, dass m diesem Artikel auch die
Rechte des Lehrlings aufgeführt werden. Neben der bereits erwähnten Mitbestim-
mung werden genannt das Recht auf Anrufung der Aufsichtsbehörde bei Mei-
nungsverschiedenheiten mit dem Lehrbetrieb oder der Berufsschule und das
Recht auf eine Zwischenprüfung sowie auf Weiterbeschäftigung im Lehrbetrieb
nach Abschluss der Lehre.

Das Recht zur Anrufung der Aufsichtsbehörde braucht nicht im Gesetz festgelegt
zu werden, da es dem Lehrling und dem Lehrmeister ohne weiteres und jederzeit
zusteht. In Artikel 23 Absatz 2 wird bestimmt, dass auch der gesetzliche Vertreter
des Lehrlings eine Zwischenprüfung verlangen kann. Der Lehrvertrag ist ein
privatrechtlicher Vertrag, der mit Zeitablauf endet. Er kann nicht durch einseitige
Erklärung des Lehrlings in einen an den Lehrvertrag anschliessenden Arbeitsver-
trag umgewandelt werden. Im übrigen lassen sich die Rechte des Lehrlings aus
den Pflichten des Lehrmeisters ableiten. So hat der Lehrling z. B. das Recht auf
eine fachgemässe, systematische und verständnisvolle Ausbildung, auf Arbeiten,
die nur im Zusammenhang mit dem Beruf stehen, auf angemessene Mitsprache
usw. Es erübrigt sich indessen, alle Pflichten des Lehrmeisters in einem speziellen
Artikel als Rechte des Lehrlings wiederzugeben.

Artikel 23
Es geht offensichtlich zu weit, die Lehrlinge auch an der Aufsicht über die
Berufslehre zu beteiligen (Mitglieder von Aufsichtskommissionen), wie das der
Schweizerische Gewerkschaftsbund verlangt. Hiefür fehlen dem Lehrling die ge-
nügende berufliche Erfahrung und die notwendige menschliche Reife.

Es bleibt den Kantonen anheimgestellt, wie sie die Aufsicht über die Berufslehre
ausüben wollen (hauptamtliche Berufsinspektoren, paritätisch zusammengesetzte
Kornmissionen nach Berufen, regionale Kommissionen für alle Berufe).

.
Kantonale Zwischenprüfungen für alle Lehrlinge des betreffenden Berufes kom-
men nicht häufig vor, erweisen sich aber im Hinblick auf die Einhaltung des
Ausbildungsprogramms als nützlich.

Artikel 24
In mehreren Vernehmlassungen wird verlangt, dass der Lehrmeister die kantonale
Behörde nicht erst nach Auflösung des Lehrverhaltmsses zu benachrichtigen
habe, sondern bereits dann, wenn eine solche bevorsteht. Ein derartiges Vorgehen
wäre an sich erwünscht. Wie es jedoch dem freien Willen der Parteien überlassen
ist, ein Lehrverhältnis einzugehen, so muss es ihnen auch anheimgesteirt bleiben,



708

dieses wieder aufzulösen. Ein durch die Intervention der kantonalen Behörde
bewirkter Aufschub der Wirksamkeit der Auflösung des Lehrverhältnisses wäre
rechtlich kaum haltbar. Es steht selbstverständlich jeder Lehrvertragspartei frei,
die kantonale Behörde zu benachrichtigen, wenn in einem Lehrverhältnis derar-
tige Misshelligkeiten bestehen, dass dessen Weiterführung gefährdet scheint. Es
kommt zudem immer häufiger vor, dass der Lehrmeister die kantonale Behörde
bereits über eine drohende Auflösung des Lehrvertrages orientiert.

Es ist auch verlangt worden, die kantonale Behörde müsste garantieren, dass der
Lehrling seine begonnene Lehre beenden könne, wenn ein Betrieb aus wirtschaft-
lichen Gründen geschlossen wird oder nicht mehr gemäss den gesetzlichen Erfor-
dernissen ausbilden kann. Eine solche Verpflichtung kann der kantonalen Be-
hörde nicht auferlegt werden. Der Lehrvertrag ist ein privatrechtlicher Vertrag.
Ob ein für seine Auflösung geltend gemachter Grund ein wichtiger Grund ist, hat
allenfalls der Richter abzuklären. Wenn es auch selbstverständlich ist, dass sich
die kantonale Behörde im Rahmen ihrer Möglichkeiten dafür einsetzt, dem
entlassenen Lehrling die Fortsetzung seiner Lehre sicherzustellen, so darf daraus
nicht eine Verpflichtung im Rechtssinne abgeleitet werden.

Artikel 25
Absatz l : Insbesonders sind die Bestimmungen des Obligationenrechts anwend-
bar. So gilt zum Beispiel für eine vom Lehrling gemachte Erfindung Artikel 332,
für die Hausgemeinschaft Artikel 328a, während sich eine allfällige Schadener-
satzpflicht des Lehrmeisters wegen ungenügender Ausbildung des Lehrlings nach
den Artikeln 97 ff. regelt.

232.3 Beruflicher Unterricht

Die Ausbildung im Betrieb und der berufliche Unterricht bilden, auch wenn sie
zeitlich nicht von gleicher Dauer sind, gleichwertige Teile der Berufslehre. Sie
müssen einander sinnvoll ergänzen, wenn die Lehre zum Ziel führen soll.

Artikel 26
Das Attribut «eigenständige Schulen» im Vernehmlassungsentwurf ist vor allem
von Verbänden der Arbeitgeber kritisiert worden. Es wird die Meinung vertreten,
dass damit den Schulen eine «Blankovollmacht» erteilt werde. Diese Absicht
besteht keineswegs. Die ursprüngliche Fassung ist insofern präzisiert worden,
dass die Berufsschule einen eigenständigen Bildungsauftrag hat. Damit soll zum
Ausdruck gebracht werden, dass sie gegenüber ändern Schultypen gleichwertig ist
und auch kein blosses Anhängsel an die praktische Ausbildung im Betrieb dar-
stellt. Anderseits ist es nicht notwendig, in der Begriffsumschreibung ausdrücklich
festzuhalten, dass die Berufsschulen den Unterricht in Zusammenarbeit mit den
Berufsverbänden vermitteln. Diese sind an der Vermittlung des Unterrichts nicht
direkt beteiligt, tragen aber in verschiedener Hinsicht zu dessen gutem Gelingen
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bei (Mitwirkung m den Aufsichtskommissionen und Fachausschüssen der Schu-
len, Vermittlung von nebenamtlichen Lehrern für berufskundhche Fächer usw)

Hauptsachlich vom Schweizerischen Gewerkschaftsbund wild \orgeschlagen,
dass die kantonale Behörde zusammen mit der Berufsschule einen schularztlichen
Dienst mit jährlich mindestens einer berufsbezogenen ärztlichen Untersuchung zu
organisieren hat Die meisten Kantone verfugen über einen mehr oder \vemgei
ausgebauten schulaizthchen Dienst, der zunehmend verbessert wird Eine minde-
stens jährlich vorzunehmende berufsbezogene arztliche Untersuchung aller Lehr-
linge und Lehitochter liesse sich m absehbarer Zeit kaum durchführen da eine
berufsbezogene Unteisuchung einen grossen Zeitaufwand und für gewisse Berufe
auch spezielle aiztliche Kenntnisse und Untersuchungsmethoden erfordert Bei
dieser Sachlage sollen die Kantone verhalten werden, einen genugenden schul-
ärztlichen Dienst einzurichten, und es werden, in Zusammenarbeit mit ihnen
Richtlinien mit den entsprechenden Mimmalanforderungen aufzustellen sein Die
vorgesehene Losung lasst sich auch deswegen verantworten weil Artikel 6 der
Verordnung vom 14 Juni 1976 über Turnen und Sport an Beiufsschulen (SR
415 022) bestimmt, dass gesundheitlich gefährdete Lehrtochter und Lehrlinge sich
jährlich einmal auf Konten des Kantons arztlich untersuchen lassen können
Selbst wenn diese Untersuchung zwar primär mit dem Sportunterricht \ erknupft
ist, so bringt sie dennoch eine wesentliche Verbesserung des Gesundheitsschutzes
für Lehrlinge und Lehitochter

Amkel27

In verschiedenen Vernehmlassungen wird verlangt dass die Lehiplane von den
Berufsverbanden aufzustellen und vom Bundesamt zu genehmigen seien oder dass
die Berufsverbande zumindest angehört werden mussten Artikel 65 Absatz2
schreibt die Anhörung der Verbände ausdrücklich \or Nach der gegenwartigen
Praxis werden die Lehrplane für die beruflichen Fächer vom Bundesamt stets mit
Fachleuten des betreffenden Berufes erarbeitet Die Entwurfe werden anschlies-
send den Kantonen, den interessierten Verbanden der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmei sowie den Fachverbanden des beruflichen Unterrichts zur Stellung-
nahme unterbreitet, wie dies auch fui Ausbüdungs- und Prufungsreglemente
zutufft Für die allgemeinbildenden Fächer bestehen mit Ausnahme der kauf-
mannischen und der Buroberufe, für alle Berufe einheitliche Lehrplane für die
Fächer Deutsch, Geschäftskunde sowie Staats- und Wirtschaftskunde der Lehr-
stoff ist jeweils auf die Dauer der Lehre m den einzelnen Berufen abgestimmt

Nach einigen Vernehmlassungen soll die wöchentliche Dauer des Unterrichts im
Sinne einer Höchst- oder Mindestdauer im Gesetz festgelegt weiden Die Arbeit-
geberverbande mochten damit einer «schleichenden Verschulung» über Berufs-
mittelschule, Freifacher, Tuinen und Sport, bei gleichzeitiger Verlängerung des
Pflichtuntenichts voibeugen weil sie dann eine offenkundige Gefahr für die
Betriebslehre sehen Anderseits beantragt der Schweizerische Gewerkschaftsbund
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im Gesetz zu bestimmen, dass dem Lehrling für den Besuch der Pflicht- und
Wahlpflichtfächer pro Woche vier halbe Tage ohne Lohnabzug zur Verfügung zu
stellen sind. Die Fachverbände des beruflichen Unterrichts möchten im Gesetz
festlegen, dass der Unterricht mindestens einen Tag pro Woche dauert.

In den letzten Jahren wurde der berufliche Unterricht für Berufe, in denen viel
technisches Wissen vermittelt werden muss, verlängert. Im Frühjahr 1976 dauerte
der Pflichtunterricht in 14 Berufen länger als einen Tag pro Woche. Für sechs
Berufe beträgt er während der ganzen Lehre anderthalb, für zwei Berufe zwei
Tage pro Woche, und für die restlichen sechs Berufe nimmt der Unterricht
entweder im ersten, zweiten oder dritten Lehrjahr mehr als einen Tag in An-
spruch. Auch inskünftig soll auf die Verhältnisse in den einzelnen Berufen Rück-
sicht genommen werden. Für Berufe mit einem verhältnismässig einfachen Be-
rufsinhalt, für die ausserdem das Fachzeichnen entfällt, besteht kaum Anlass, den
bisherigen Unterricht zu verlängern. Ausserdem muss allgemein darauf Bedacht
genommen werden, dass den Betrieben genügend Zeit zur Verfügung steht, um
die praktische Ausbildung, die in vielen Berufen wegen der technischen Entwick-
lung und aus ändern Gründen vielfältiger geworden ist, so zu vermitteln, dass
eine erfolgreiche Lehrabschlussprüfung erwartet werden darf. Bei dieser Sachlage
ist es nicht tunlich, im Gesetz Minima oder Maxima für die wöchentliche Dauer
des Unterrichts festzulegen.

Artikel 28
Die Kantone, die Verbände der Arbeitgeber, die Fachverbände des beruflichen
Unterrichts und der Wissenschaftsrat begrüssen die Verankerung der Berufsmit-
telschule im revidierten Berufsbildungsgesetz. Anderer Auffassung sind vor allem
der Schweizerische Gewerkschaftsbund, die Sozialdemokratische Partei der
Schweiz und die POCH. Sie wenden sich gegen die Förderung einer kleinen Elite
von begabten Lehrlingen und fordern als Ersatz für die Berufsmittelschule die
allgemeine Ausdehnung des beruflichen Unterrichts auf zwei Tage, wobei Wahl-
pflichtfächer anzubieten und fachbezogene Leistungskurse zu führen wären.

Die seinerzeit etwas improvisiert eingeführte Berufsmittelschule hat sich bewährt
und ist für nicht wenige Lehrlinge eine gute Alternative zur Mittelschule. Sie
bildet keineswegs bloss einen «informellen Durchgangskanal» für zukünftige
HTL-Absolventen.

Artikel 29
Absatz 2 : Viele Kantone haben verfügt, dass für den Pflichtunterricht vom Lehr-
ling kein Schulgeld erhoben werden darf. Dieses wird in der Regel vom Betriebs-
inhaber oder von der Lehrortsgemeinde entrichtet. Die Übernahme des Schulgel-
des oder eines Teils desselben durch den Lehrling bildet heute die Ausnahme. Es
ist deshalb angebracht, den Pflichtunterricht für den Lehrling als -unentgeltlich zu
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erklären. Das soll aber nicht zur Folge haben, dass die Lehrwerkstätten und die
Schulen für Gestaltung, die sowohl die praktische Ausbildung als auch den
Pflichtunterricht vermitteln, vom gesetzlichen Vertreter des Lehrlings kein Schul-
geld mehr erheben dürfen.

Gegen die vorgesehene Bestimmung, wonach der Lehrling berechtigt ist, die
Berufsmittelschule ohne Lohnabzug zu besuchen, wenn er die Voraussetzungen
hiefür erfüllt, das heisst die Aufnahmeprüfung besteht, w ird von den Verbänden
der Arbeitgeber opponiert. Sie machen darauf aufmerksam, dass es sich bei der
Berufsmittelschule um einen freiwilligen Unterricht handle, für dessen Besuch das
Einverständnis des Lehrmeisters vorbehalten bleiben soll. Bei zufriedenstellenden
Leistungen im Lehrbetrieb werde der Besuch der Berufsmittelschule erfahrungs-
gemäss gestattet. Wegen einigen Emzelfällen, m denen er verweigert worden sei.
rechtfertige es sich nicht, von der bisherigen Ordnung abzugehen und den Lehr-
meister auszuschalten. Diese Einwände sind nicht unberechtigt, w eshalb auf die
vorgesehene Regelung verzichtet wird.

Artikel 30

Die Berufsschule ist nicht Vertragspartei. Sie ist verpflichtet, alle Lehrlinge aufzu-
nehmen, die einen von der kantonalen Behörde genehmigten Lehrvertrag besit-
zen. Einzig die Lehrwerkstätten und die Schulen für Gestaltung können durch
eine Aufnahmeprüfung eine leistungsmassige Auswahl ihrer künftigen Schüler
vornehmen. Artikel 30' möchte der Berufsschule eine gewisse Hilfe bieten. Bei
ungenügenden Leistungen des Lehrlings in der Schule sollen vorerst der Lehrmei-
ster und der gesetzliche Vertreter des Lehrlings benachrichtigt werden. Wenn sich
in der Folge die Leistungen nicht bessern, so beantragt die Schule der kantonalen
Behörde entsprechende Massnahmen. Diese soll danach trachten, dass ein beruf-
licher Abschluss (Lehre m einem weniger anspruchsvollen Beruf, Anlehre) er-
reicht werden kann. Es geht dabei nicht um eine Diskriminierung der von solchen
Massnahmen betroffenen Jugendlichen, sondern darum, diesen eine Grundausbil-
dung zu vermitteln, die ihren geistigen Anlagen und ihrem Leistungsvermögen am
besten entspricht.

Artikel 31

Für den Pflichtunterricht soll das Lehrortsprinzip beibehalten werden. Die in den
letzten Jahren geförderte Errichtung von regionalen Zentren (Schaffung berufs-
feldbezogener Schulen) ist gesetzlich zu verankern. Der Vorbehalt «nach Mög-
lichkeit» will Gewähr bieten, dass in besonderen Fällen (z. B. für Berufsschulen in
Berggebieten mit unzumutbaren Reisezeiten zur Erreichung des nächstgelegenen
regionalen Unterrichtszentrums) Ausnahmen gewährt werden können Gelegent-
lich konnten sich benachbarte Kantone bei kleinen Lehrlingsbeständen in einem
Beruf nicht über den Schulort einigen, was sich für die betroffenen Lehrlinge
nachteilig auswirkte. In solchen Fällen soll das Bundesamt den Schulort bestim-
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Artikel 32
Absatz 3: Die wöchentliche Dauer des Unterrichts wird im Lehrplan für den
betreffenden Beruf bestimmt. Der Unterricht soll nach Möglichkeit auf ganze
Tage angesetzt werden. Dauert er länger als einen Tag, so ist auch der verblei-
bende Teil zusammenhängend zu erteilen. Mit dieser Regelung soll eine die
Ausbildungsarbeit der Betriebe beeinträchtigende Verzettelung des Unterrichts
vermieden werden. In verschiedenen Vernehmlassungen wurde darauf hingewie-
sen, dass es heutzutage völlig überflüssig sei, den Unterricht an Sonn- und
Feiertagen zu verbieten, da dies praktisch längst nicht mehr der Fall sei. Eine
Präzisierung m diesem Sinne kann deshalb fallengelassen werden.

Absatz 5 : In den letzten Jahren wurde vom Bundesamt einigen Berufsschulen
bewilligt, das jährliche Unterrichtspensum in einzelne Blöcke aufzuteilen. Wenn
auch die Versuche im allgemeinen positiv verlaufen, so zeichnen sich doch ge-
wisse Probleme ab, die noch gelöst werden müssen. Es ist aber zweckmässig, im
Gesetz die Möglichkeit dieser Unternchtsform zu verankern.

Artikel 33

Die interkantonalen Fachkurse weisen den Nachteil auf, dass der Lehrstoff in zu
konzentrierter Form vermittelt werden muss. Sie sind jedoch notwendig für
Berufe mit gesamtschweizerisch sehr kleinen Lehrlingsbeständen (z. B. Bier-
brauer, Isoleur), die für den berufskundlichen Unterricht nicht Berufen mit ähn-
lichen Ausbildungszielen zugewiesen werden können. In den letzten Jahren haben
in einigen Berufen, für welche ursprünglich ein interkantonaler Fachkurs notwen-
dig war, die Lehrverhältnisse erheblich zugenommen, was die Schaffung von
regionalen oder sogar kantonalen Berufsklassen ermöglicht hätte. In solchen
Fällen ist der betreffende Fachkurs inskünftig aufzuheben.

Artikel 34
Der berufliche Unterricht wird ständig mehr oder weniger stark von wirtschaft-
lichen und technischen Wandlungen beeinflusst. Aus diesem Grund soll für die
Lehrkräfte eine allgemeine Verpflichtung zur beruflichen Fortbildung stipuliert
werden.

Artikel 35

Mit Bundesratsbeschluss vom 17. Mai 1972 (SR 412.104.7) wurde das Schweizeri-
sche Institut für Berufspädagogik geschaffen. Seine wachsende Bedeutung im
Rahmen der Lehrerbildung lässt es als geboten erscheinen, seine wesentlichen
Aufgaben im Gesetz zu umschreiben.

In vielen Vernehmlassungen wird verlangt, dass das Institut nicht nur Gewerbe-
lehrer, sondern auch gewisse Kategorien von Lehrern an kaufmännischen Berufs-
schulen und an Schulen für den Verkauf ausbilden sollte. Es geht dabei vor allem
um die Schreib- und Bürofachlehrer sowie um Fachlehrer für gewisse Branchen
an Verkäuferinnenschulen, deren Ausbildung verbessert werden sollte. Zu diesem
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Zweck wurde Absatz l so redigiert, dass inskünftig die Ausbildung und Fortbil-
dung der hauptamtlichen und der nebenamtlichen Lehrer, soweit diese nicht an
einer kantonalen Hochschule erfolgt. Sache des Bundes sein soll. An Hochschu-
len werden vor alleni Sprachlehrer und Lehrer, die an kaufmannischen Berufs-
schulen die sogenannten Handelsfächer unterrichten («Handelslehrer»), ausgebil-
det. Die dem Institut zufallende Erweiterung seines Aufgabenbereiches durfte sich
in verhältnismässig engen Grenzen halten. Auch bei dieser neuen Konzeption
werden in bezug auf die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer noch einige
Lücken bestehenbleiben. Das dürfte vor allem für Lehrer im gestalterischen
Bereich zutreffen, wo immer wieder einzelne Lehrer für ihre Ausbildung und
Fortbildung auf die eigene Initiative und einen eigenen Weg angewiesen sein
werden. In der Verordnung sollen die nötigen Massnahmen getroffen werden,
damit der Bund auch solche Ausbildungen fördern kann

Artikel 36
Absatz l : Vor allem für die allgemeinbildenden Fächer, m denen gesamtschweize-
risch sehr viele Lehrkräfte Unterricht erteilen, kann es sich als notwendig erwei-
sen, dass in grossen Kantonen eigene Kurse durchgeführt werden müssen.

232.4 Lehrabschlussprüfung

Die Bestimmungen über die Lehrabschlussprüfung werden nicht grundsatzlich
geändert, doch sollen einige Neuerungen Platz finden, die m der Praxis nicht
unwesentlich sind.

Artikels?
Gegenüber der bisherigen Regelung wird der Zweck der Prüfung genauer um-
schrieben. Der Lehrling hat sich darüber auszuweisen, dass er die im Ausbil-
dungsreglement und im Lehrplan umschriebenen Lernziele erreicht hat.

Artikel 38
Es soll eine Rechtsgrundlage geschaffen werden, damit man den Prüfungsstoff in
einzelne Gebiete aufteilen, das heisst Teilprüfungen durchführen kann. Es wäre
somit künftig möglich, einzelne Fertigkeiten und Kenntnisse in einem in sich
geschlossenen Gebiet, z. B. am Schluss der ersten Hälfte der Lehre, zu prüfen
Diese Neuerung ist im Vernehmlassungsverfahren nicht unbestritten geblieben.
Durch eine Änderung der Verordnung zum Berufsbildungsgesetz vom 4. Septem-
ber 1974 (Art. 20fl) wurde bereits die Möglichkeit geschaffen. Schulnoten bei der
Prüfung zu berücksichtigen. Die bis jetzt vorliegenden Erfahrungen zeigen, dass
diese Neuerung einige Probleme aufwirft.

Artikel 40

Absatz l : Diese Bestimmung hat sich m der Praxis bewährt und manchen Perso-
nen, die den betreffenden Beruf über den Weg des Anlernens erlernt haben,
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ermöglicht, die Lehrabschlussprufung abzulegen und damit beruflich und sozial
aufzusteigen Nach Artikel 30 des geltenden Gesetzes ist Voraussetzung für die
Zulassung zur Prüfung, dass der Bewerber mindestens doppelt solange im Beiuf
gearbeitet haben muss, als die vorgeschriebene Lehrzeit betiagt Diese Zeitspanne
ist m den letzten Jahren vor allem für drei- und vieijahnge Lehren als zu lang
gewertet worden In dem zur Vernehmlassung unterbreiteten Entwurf wuide
deshalb vorgeschlagen, dass die massgebende Zeit auf das Anderthalbfache dei
Lehrzeit festzusetzen sei Diese Vergünstigung wird durchwegs begrusst Es wurde
jedoch verschiedentlich darauf hingewiesen, dass bei den zweijährigen Lehren die
Gefahr bestehe, dass em Jugendlicher nicht mehr eine reguläre Lehre antrete,
sondern bei besserer Bezahlung sogleich als Angelernter zu arbeiten beginne Um
solchen unerwünschten Praktiken zu begegnen, wird voi geschlagen, dass bei
zweijährigen Lehren nach wie vor vier Jahre im Beiuf gearbeitet worden sein
müsse Nun ist aber für die Zulassung zur Lehrabschlussprufung m allen Fallen
die Mündigkeit (zurückgelegtes 20 Lebensjahi) erforderlich, und es ist deshalb
nicht notwendig, für zweyahiige Lehren eine Sonderregelung zu schaffen

Absatz 2 Der weitaus grosste Anteil der privaten Fachschulen entfallt auf den
kaufmännischen Sektor Das Bundesamt hat am 13 August 1969 Richtlinien uber
die Zulassung von Schulern privater Handelsschulen zur Lehrabschlussprufung
im kaufmännischen Beruf eilassen Sie sehen eine zweijährige Ausbildung in der
Schule und ein Jahr gezielte Praxis m einem Lehibetneb voi, wofür die Zustim-
mung der zustandigen kantonalen Behörde vorliegen muss Diese Richtlinien
haben sich bewahrt Bis Ende 1975 haben ungefähr 300 Schuler privater Fach-
schulen das Fahigkeitszeugms der kaufmännischen Lehrabschlussprufung erwor-
ben

Artikel 41

Es ist notwendig, dass die demselben Beruf angehörenden Lehrlinge m allen
Kantonen nach einheitlichen Grundsätzen geprüft werden Die Anforderungen
sollten überall gleich sein, was insbesondere einheitliche Prufungsaufgaben erfor-
dert In dieser Hinsicht sind m den letzten Jahren Fortschritte erzielt worden,
doch bleibt noch viel zu tun Deshalb soll m die Verordnung zum Gesetz eine
Bestimmung aufgenommen werden, wonach der Bund, m Zusammenarbeit mit
den Kantonen, Berufsverbanden und Berufsschulen alle Massnahmen fordert, die
einer einheitlichen Durchführung der Lehrabschlussprufungen dienlich sind
Hiezu gehören auch die Instruktionskurse für Prufungsexperten, die vom Bundes-
amt jedes Jahr für eine Anzahl Berufe veranstaltet werden

Absatz 2 Bis jetzt ist lediglich für den kaufmannischen Angestellten und den
Briroangestellten die Durchführung der Lehrabschlusspiufung für die ganze
Schweiz einem Berufsverband, nämlich dem Schweizerischen Kaufmännischen
Verein, ubei tragen worden Damit konnte vor allem em einheitliches Niveau der
Prüfungen sichergestellt werden Die Kantone Basel-Stadt und St Gallen haben
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die Dutchfuhiung dei Lehrabschlussprufungen in allen Berufen (kaufmannische
und Burobeiufe ausgenommen) dem kantonalen Gewerbeveiband ubei tragen

A,tikel42

Absatz 2 Es stellte sich die Fiage, ob diese Begünstigung auch weiterhin von
matenellei Bedeutung sei Eine Umfrage bei den Kantonen hat ei geben, dass
jährlich immerhin ungefähr zw olf Fahigkeitszeugnisse ohne Prüfung abgegeben
werden Es handelt sich fast durchwegs um Lehrlinge, die im letzten Drittel ihrer
Lehre schwer erkrankten und sich einer langen Kur m einem Sanatoimm unter-
ziehen mussten Es ist deshalb angebracht, diese Bestimmung beizubehalten

Absatz3 Vom beruflichen Unterricht können Invalide teilweise befreit weiden,
ebenso Lehilinge, die sich über eine gleichwertige odei hoheie Ausbildung aus-
weisen Es ist angebracht die Befreiung auch auf die Lehrabschlußprüfung
auszudehnen Es waie nicht einzusehen, weshalb z B ein Maturand dei nach-
traglich eine kaufmannische Berufslehre besteht, noch eine Pmfung in Franzo-
sisch und Englisch ablegen musste, nachdem er am Gymnasium m diesen beiden
Sprachen einen Unteiricht erhielt, der zeitlich und stofflich wesentlich über denje
mgen an dei kaufmannischen Berufsschule hinausging

Amkel43
Absatz 2 Die vorgesehene Losung, wonach sich Wiederholungen von Prüfungen
nur auf die Fächer beziehen m denen der Lehrling an dei fruheien Piufung eine
ungenügende Note erzielte wurde im \ernehmlassungsverfahren kritisiert Be-
sonders Arbeitgeberverbande aber auch einige Kantone wiesen darauf hm, dass
diese Eileichterung einzelnen Lehilmgen Anlass geben konnte, die Lehrabschluss
prufung bewusst aufzuteilen Wir halten datur dass diese Gefahr kaum besteht
Es lasst sich schwerlich vorstellen, dass Lehrlinge absichtlich auf diese Weise
vorgehen und es bewusst m Kaut nehmen dass sich die Lehrabschlusspiufung
mindestens anderthalb Jahie lang hinzieht

Aitikel44

Hinsichtlich der ausländischen Ausweise besteht einzig mit Deutschland ein Ab
kommen über die gegenseitige Anerkennung von Ausweisen für handwerkliche
Berufe Hingegen haben in den letzten Jahren die Gesuche um Gleichstellung
eines ausländischen Ausweises im Einzelfall zugenommen, was auf die zahlrei-
chen auslandischen Arbeitskräfte in der Schweiz zurückzuführen ist Die Gleich-
stellung bezweckt vor alleiwdie Zulassung zu einer Berufsprufung oder einei
höheren Fachprufung

233 3. Kapitel : Handelsmittelschulen

Aitikel45
Die Konferenz Schweizerischer Handekschulrektoren mochte die Revision des
Gesetzes benutzen, um die Handelsmittelschule m «Wntschattsdiplomschule»
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umzubenennen. Sie macht aber den Vorbehalt, dass es sich nicht um eine für alle
Schulen verbindliche Bezeichnung handeln könnte ; vor allem müsste die bisherige
französische und italienische Bezeichnung beibehalten werden. Bei dieser Sach-
lage scheint es nicht angezeigt, diese Schule umzubenennen.

Das im Vernehmlassungsentwurf umschriebene Ausbildungsziel, wonach die
Handelsmittelschule ihre Schüler darauf vorbereitet, eine qualifizierte Tätigkeit
auszuüben und beruflich aufzusteigen, ist in verschiedenen Stellungnahmen als
übertrieben oder unzutreffend bezeichnet worden. Für eine Vorgesetztenstellung
seien neben Kenntnissen und Fähigkeiten noch andere wesentliche Eigenschaften
nötig. Die vorgeschlagene Fassung diskriminiere zudem die Absolventen der
kaufmännischen Berufslehre. Diesen Einwänden wurde Rechnung getragen.

Artikel 46
Absatz 2 : Diese Bestimmung beruht auf dem Grundsatz des Wissensnachweises
und räumt damit den Bildungswilligen die Freiheit ein, denjenigen Bildungsweg
zu wählen, der ihren Bedürfnissen am besten entspricht. Es muss künftig somit
nicht mehr im Einzelfall nachgewiesen werden, dass die Ausbildung derjenigen
der anerkannten Handelsmittelschulen entspricht.

Die Vorschrift in Artikel 35 Absatz 2 des geltenden Gesetzes, wonach Schüler von
privaten Handelsmittelschulen zur Abschlussprüfung an einer öffentlichen Schule
zugelassen werden können, sofern die Ausbildung derjenigen der anerkannten
Handelsmittelschule entspricht, liess sich nicht realisieren, weil die Prüfungsregle-
mente der anerkannten Schulen meistens bestimmen, dass das letzte Schuljahr an
der Schule absolviert werden muss, an welcher die Prüfung abgelegt wird. Ferner
ergaben sich Probleme wegen den Erfahrungsnoten. Schüler nicht anerkannter
Handelsmittelschulen sollen deshalb ausschliesslich auf die von den Kantonen zu
veranstaltenden Prüfungen verwiesen werden.

Artikel 47
Der Lehrplan ist in einem gewissen Ausmass ein Rahmenlehrplan, doch müssen
einzelne Mindestvorschriften, z. B. die im Lehrplan aufgeführten Pflichtfächer
und ihre Stundenzahlen, eingehalten werden, wenn die Abschlussprüfung vom
Bund anerkannt werden soll.

234 4. Kapitel: Anlehre

Artikel 48

Der im Vernehmlassimgsentwurf gemachte Vorschlag, wonach die Kantone die
Anlehre regeln sollen, ist allgemein, allerdings mit unterschiedlichen Begründun-
gen, abgelehnt worden. Von den 14 Kantonen, die sich zu dieser Frage geäussert
haben, befürworten 13 eine Regelung der Anlehre durch den Bund. Im gleichen
Sinne äussert sich auch der Schweizerische Verband für Berufsberatung. Die
Spitzenverbände der Arbeitgeber lehnen jegliche Institutionalisierung der Anlehre
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ab, allerdings scheinen nicht alle Mitghederverbande diese Auflassung zu teilen
Die Spitzenverbande machen darauf aufmerksam, dass es im Wesen der Anlehre
liege, dass Dauer und Ausbildungsmhalt nicht reglementiert \verden konnten,
weil sie von Firma zu Firma, oft sogar von Arbeitsplatz zu Arbeitsplatz unter-
schiedlich seien Obwohl die arbeitsplatzbezogene Instruktion quantitativ eher
zurückgehe, werde es aus den verschiedensten Gründen immer Leute geben, die
keine andere Ausbildung wollten Weil die Anlehre beschaftigungsbezogen sei
die Betriebe lehrten nur bei entsprechend vorhandenen Arbeitsplatzen an , sei sie
attraktiver als eine kantonal geregelte Anlehre die weder auf einen konkret
vorhandenen Bedarf ausgerichtet sein noch eine breite Grundausbildung für
verschiedenartige Einsätze bieten könne Anderseits werde nicht verkannt, dass
die in der Schule vermittelte Allgemeinbildung der Anlehrlmge gefordert werden
müsse Eine Regelung der Anlehre durch die Kantone wurde zu einem heillosen
Durcheinander fuhren Schhesslich dürfe die Anlehre auch nicht zu einer Verwas-
serung der Berutslehre fuhren

Bei den V erbanden dei Arbeitnehmer sind die Meinungen nicht einheitlich Der
Schweizerische Gewerkschaftsbund schlagt tur schulentlassene Jugendliche, die
nicht eine Berufslehre absolvieren oder eine Mittelschule besuchen, eine obligato-
rische Fortbildung während zweier Jahre \or Sie wurde zwei halbe Tage pro
Woche dauern und allgemeinbildende sowie berutsteldbezogene Fächer für
Jugendliche beiderlei Geschlechts und Hauswirtschafts- und Werkunterricht um-
fassen Ein Lohnabzug wahrend des Unterrichts wäre nicht statthaft Die Vereini-
gung schweizerischer Angestelltenverbande ist der Auffassung, dass der Bund die
Anlehre regeln soll, indem er Bestimmungen über Anlehrvertrage, Inhalt und
Mindestdauer der Anlehie sowie über die Ausweise erlasst Der Chnsthchnatio-
nale Gewerkschaftsbund fordert, dass die Anlehre im Gesetz ausfuhrlich um-
schrieben und ein Ausbildungsreglement geschaffen werde das alle Einzelheiten
enthalte besonders notig sei ein Anlehn ertrag, der dem Jugendlichen Rechts-
schutz biete Der Landesverband freier Schweizer Arbeiter begrüsst eine gesetz
liehe Regelung der Anlehre sehr, wahrend der Schweizerische \ erband des Perso-
nals öffentlicher Dienste sie ablehnt Nach der Meinung des Schweizerischen
Verbandes evangelischer Arbeitnehmer sollten Anlehren nui aufgrund eines vom
Bundesamt zu erlassenden Reglements möglich sein Sie mussten mindestens ein
Jahr dauern, wobei eine Beiufs- oder Weiterbildungsschule obligatorisch wäre
Von den politischen Paiteien setzen sich, mit etwas unterschiedlichen Nuancen
die Christliche Volkspartei, die Evangelische Volkspartei und dieFreisinnig-
demokratische Partei für eine Regelung durch den Bund ein, wahrend die Schw ei-
zensche Volkspartei und die Liberal-demokiatische Union sich dagegen ausspre-
chen Der Landesnng der Unabhängigen mochte die Anlehre durch die Kantone
ordnen lassen wobei sichergestellt werden musste dass diese Foitbildungsmog-
lichkeit m der ganzen Schweiz besteht

Die Sozialdemokratische Partei lehnt die Anlehre ab, weil die Berufslehre das
Minimum dessen darstelle, zu dem ein Bildungssystem fuhren solle, das diesen
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Namen verdiene. Sie schliesst sich dem Vorschlag des Schweizerischen Gewerk-
schaftsbundes an. Die Fachverbände des beruflichen Unterrichts möchten den
Schulbesuch und die Prüfung von Angelernten durch den Bund regeln lassen und
beantragen, dass gewisse Schutzartikel des Berufsbildungsgesetzes auch für Ange-
lernte gelten sollen.

Die Deutschschweizerische Berufsbildungsämterkonferenz setzte im Februar 1975
eine Arbeitsgruppe ein mit dem Auftrag, einen Vorschlag zur Lösung des Ausbil-
dungsproblems jener Jugendlichen auszuarbeiten, die nicht imstande sind, eine
Berufslehre zu bestehen. Ihr umfangreicher Bericht vom Mai 1976, der auch auf
Befragungen von Vertretern der Berufsberatung, der Fürsorge, der Hilfs- und
Sonderschullehrer und der Wirtschaft beruht, kommt zum Schluss, dass sich eine
gesamtschweizerische Regelung des Angelerntenproblems aufdrängt. Dabei sollen
nicht die Anlernberufe, sondern nur der Grundsatz der Anlernung institutionali-
siert werden. Es wäre nach wie vor Sache der Wirtschaft, Ausbildungsprogramme
für Angelernte auszuarbeiten. Der Bund würde lediglich zwingende Vorschriften
über Zweck und Inhalt der Anlehre, den Anlehrvertrag und die Aufsicht, den
begleitenden Unterricht, den Ausbildungsabschluss und den Ausbildungsausweis
aufstellen.

Es ist von der Tatsache auszugehen, dass nach wie vor ein gewisser Prozentsatz
der Jugendlichen (die Schätzungen variieren zwischen 5 und 8%) wegen mangeln-
der intellektueller Fähigkeiten nicht in der Lage ist, eine Bemfslehre im Sinne des
Gesetzes zu bestehen. Sie vermögen vor allem dem beruflichen Unterricht nicht
zu folgen, auch wenn ihnen sogenannte Stützkurse erteilt werden. Insbesondere
die Industrie, zum Teil aber auch das Gewerbe und einzelne Dienstleistungsbe-
rufe sind auf angelernte Arbeitskräfte angewiesen, deren Dienste im komplizier-
ten Räderwerk unserer Wirtschaft unentbehrlich sind. Es muss damit gerechnet
werden, dass im Zuge des Abbaus der ausländischen Arbeitskräfte und angesichts
der strukturellen Schwierigkeiten in einzelnen Wirtschaftszweigen vermehrt ein-
heimische Angelernte benötigt werden. Es liegt vorweg im Interesse der angelern-
ten Arbeitskräfte selber, dass sie nach bester Möglichkeit für ihre berufliche
Tätigkeit ausgebildet werden. Es sind somit alle möglichen Vorkehren zu treffen,
um Schulentlassene, die keine Berufslehre antreten können, davon zu bewahren,
dass sie ohne jede berufliche Einführung dastehen. Es steht auch ausser Zweifel,
dass die Anlehre eine ausserordentliche Mannigfaltigkeit aufweist. Die Tätigkei-
ten wechseln, was ihren Inhalt betrifft, nicht nur von «Beruf» zu «Beruf»,
sondern öfters auch von Betrieb zu Betrieb. Dementsprechend ist zu ihrer Aus-
übung eine Instruktion von wenigen Tagen bis zu einem Jahr oder sogar mehr
erforderlich. Der Angelernte verrichtet demgemäss verhältnismässig einfache
Arbeiten, die wohl Handfertigkeit, Geschicklichkeit und Zuverlässigkeit, jedoch
nur ein Mindestmass an theoretischer Ausbildung erfordern.

In den Vernehmlassungen zum Gesetzesentwurf kommt allgemein zum Ausdruck,
dass die Angelernten beruflich und menschlich gefördert werden sollten. Der
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Vorschlag des Schweizerischen Geweikschaftsbundes wonach alle schulentlasse-
nen Jugendlichen, die nicht eine Berufslehre absolvieien odei eine Mittelschule
besuchen, wahrend zweiei Jahre zu einer obligatonschen Fortbildung \eipflichtet
waren, geht indessen zu weit und sprengt den Rahmen des Beiufsbildungsgeset-
zes Nach Auffassung des Gewerkschaftsbundes soll diese Fortbildung den obli-
gatonschen Schulunterricht erganzen Damit wuide dei Bund die in einigen
Kantonen bestehende obligatorische Fortbildungsschule die aus verschiedenen
Gründen eher ein kümmerliches Dasein fristet, für alle Kantone obligatorisch
erklaren, was rechtlich kaum zulassig wäre Der \nlehrlmg benotigt vor allem
eine Lebenslulfe, die in vielen Fallen in einmenschlichhe Betreuung ausmunden
muss Diese Lebenshilfe kann zweckmassig durch eine den Fähigkeiten der An-
lehihnge angepasste Allgemeinbildung in besonderen Anlernklassen vermittelt
werden \oi allem Berufsbeiater und Lehrer \on Sondei klassen erachten eine
mindestens emjahiige Anleinung als ei wünscht, \\eil nur damit im Rahmen des
beruflichen Untemchts eine mimmale Basis für die Bewältigung der Lebens-
schwierigkeiten geschaffen werden könne Der Gesetzgebei kann jedoch nicht
% orschreiben, dass eine Anlehre m jedem Fall mindestens ein Jahr dauern muss
Wie bereits ei wähnt gibt es zahlreiche Anlerntatigkeiten, für welche eine Insti uk-
tion von einigen Tagen odei Wochen genügt Es wäre deshalb unrealistisch, sie
auf mindestens ein Jahi anzusetzen Anderseits kann der berufliche Unterricht,
auch bei Beschrankung auf ein verhaltnismassig einfaches Piogramm, sein Ziel
nui erreichen, wenn ihm eine minimale Zeit zur Verfugung steht Wenn von der
Annahme ausgegangewirdid dass der Anlehrlmg pro Wochwährendnd eines
Tages den Untemcht besucht, so ergäbdiees bei 40 Schulwochen 320 Stunden

Die aufgrund emei emlasslichen Anahse aller Stellungnahmen vorgeschlagene
Regelung sieht vor, dass für Anlehren, die ein Jahr oder langet dauern, ein
besonderer Anlehrveitiag abgeschlossen werden muss, für den die Bestimmungen
über den Lehrveitrag smngemass gelten Für die Anlehre selber sind einige
Bestimmungen ubei die Berufslehre smngemass anwendbai Der Anlehrlmg ist
verpflichtet, während der ganzen Dauei der \nlehie den beiuflichen Unterricht
zu besuchen Dieser soll voiweg allgemeinbildende Fachei umfassen Für die
beruflichen Fächer mussten wahrscheinlich Berufsfelder gebildet werden (z B
Bau-, Metall- und Dienstleistungsberute) Wie beieits erwähnt, sollte der allge-
meinbildende Unterricht m erster Linie auf die Vermittlung einer Lebenshilfe
ausgerichtet sein Es ist vorgesehen, dass das Bundesamt fui den beruflichen
Unterricht Richtlinien eilasst Die \nlehre soll weder duich eine Prüfung in den
praktischen Arbeiten noch durch eine m den Fachern des beruflichen Unterrichts
abgeschlossen werden Der amtliche Ausweis über die abgeschlossene Anlehie
wurde deren Dauei, die Beiufsbezeichnung und das Berufsfeld auffuhren sowie
den Besuch des beruflichen Unterrichts bestätigen Als Berufsbezeichnung dürfen
keine Bezeichnungen von eidgenossisch oder kantonal reglementieren Berufen
verwendet werden Sie soll sich aus dem Schwerpunkt der Anlerntatigkeit erge-
ben Irn Rahmen einer Anlehre wird m einem Kanton gegenwärtig em «Material-
zusager» ausgebildet, dessen Berufsbild wie folgt umschaeben werden kann
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«Nach Stücklisten und einfachen Zeichnungen selbständig Stahl, Eisen, Messing
und Aluminium mit Kaltkreis-, Metallband- und Bügelsägen zusagen». In diesem
Sinne wäre das Berufsbild im Angelernten-Ausweis zu vermerken. Es darf ange-
nommen werden, dass ein derartiger Ausweis das Sozialprestige des Angelernten
heben und einen Anreiz zur beruflichen Anstrengung bilden wird. Er würde auch
die Vermittelbarkeit verbessern.

i
Die vorgesehene Bestimmung möchte also nicht Anlehrberufe schaffen und diese
wie Lehrberufe in Reglementen regeln. Es bliebe nach wie vor der Wirtschaft
überlassen, Inhalt und Dauer der Anlehre im Einzelfall festzulegen. Die Be-
schränkung der staatlichen Einflussnahme auf Anlehren, die mindestens ein lahr
dauern, bringt es allerdings mit sich, dass wahrscheinlich ein nicht geringer Teil
der Angelernten vom obligatorischen Unterricht nicht erfasst wird. Anderseits
bliebe es Angelernten, deren Einführung in ihre berufliche Tätigkeit weniger als
ein Jahr benötigt, selbstverständlich nicht verwehrt, im Einvernehmen mit dem
Arbeitgeber dem Unterricht in einer Angelerntenklasse zu folgen. Im übrigen
hindert die vorgesehene Regelung die Kantone nicht daran, eine zeitgemässe
Fortbildungsschule zu errichten und deren Besuch auch für Jugendliche obligato-
risch zu erklären, die eine angelernte Tätigkeit ausüben, zu deren Erlernung
weniger als ein Jahr notwendig ist.

Schliesslich sollen die in Absatz fünf vorgesehenen Förderungsmassnahmen nicht
nur Angelernten nach Absatz zwei dienstbar sein, sondern allen Angelernten.

24 4. Titel : Berufliche Weiterbildung

Artikel 49
Diese Bestimmung, die sowohl in bezug auf die Träger der Weiterbildung als
auch auf die Veranstaltungen der Entwicklung keine Grenzen setzen möchte, ist
allgemein begrüsst worden.

Absatz l : Es ist selbstverständlich, dass auch Personen ohne Berufslehre von der
Weiterbildung Gebrauch machen können. Der Ausdruck «angelernte Personen»
ist in diesem Sinne zu verstehen.

Absatz 3 : Diese Bestimmung will die Rechtsgrundlage schaffen, damit zum Bei-
spiel die Stiftung der Schweizerischen Register der Ingenieure, Architekten, Inge-
nieur-Techniker, Architekt-Techniker und Techniker anerkannt und ihr gegebe-
nenfalls bestimmte Aufgaben übertragen werden können, da sie auf dem Sektor
der Bautechnik im weiteren Sinne vornehmlich den beruflichen Aufstieg der
Autodidakten fördert. Eine Anerkennung der Stiftung setzt selbstverständlich
voraus, dass sie keine standespolitischen Ziele verfolgt und die freie Berufsaus-
übung nicht beeinträchtigt. Der Bund ist an dieser Stiftung auch deshalb interes-
siert, weil es denkbar ist, dass die von ihr geführten Register für die internationale
Freizügigkeit der Angehörigen der höheren technischen Berufe eine gewisse Rolle
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spielen könnten. Es geht also darum, alle Eventualitäten vorzusehen und rechtzei-
tig die notwendigen Massnahmen zu treffen.

Dieser Absatz könnte aber auch Personen dienlich gemacht werden, die ihr
Wissen aufgrund von Fernunterricht erworben haben. Dies entspricht einem
Wunsch der Organisationen der Fernschulen und deren Absolventen.

241 l. Kapitel : Berufsprüfungen und höhere Fachprüfungen

Wie bereits erwähnt, wurde von der Institution der Berufsprüfung bis jetzt nur
zögernd Gebrauch gemacht. Trotzdem sollen die bisherigen beiden Arten der
Prüfungen beibehalten werden. Der Abschnitt wurde etwas gestrafft, denn einige
Bestimmungen des bisherigen Gesetzes sollen in die Verordnung aufgenommen
werden.

Artikel 51
Nach dem geltenden Gesetz (Art. 38 Abs. 1) wurde, offenbar wegen eines man-
gelnden Bedürfnisses, keine Berufsprüfung mit dem Ziel eingeführt, einen Betrieb
in einfachen Verhältnissen zu führen. Hingegen hat sich gezeigt, dass gewisse
Berufsleute, obwohl sie keine Vorgesetztenstellung bekleiden, zur Erfüllung ihrer
Funktionen über Fertigkeiten und Kenntnisse verfügen müssen, die denjenigen
eines Absolventen einer Berufsprufung durchaus ebenbürtig sind. Es ist deshalb
angebracht, künftig auch ihnen das Bestehen einer Berufsprüfung zu ermöglichen.

Durch die höhere Fachprüfung soll in erster Linie festgestellt werden, ob der
Bewerber die erforderlichen Fähigkeiten und Kenntnisse besitzt, um einen Betrieb
selbständig zu leiten. Das Gesetz von 1963 musste aber, im Sinne einer Besitz-
standgarantie, einer Anzahl schon seit längerer Zeit bestehender höherer Fach-
prüfungen Rechnung tragen, deren Absolventen sich über Kenntnisse im Rahmen
einer solchen Prüfung auszuweisen haben, jedoch \\egen der Art ihres Berufes
nicht in die Lage kommen, einen Betrieb selbständig zu leiten (z. B. Bankbeamte.
Versicherungsfachleute, Direktionssekretärinnen. Buchhalter. Korrespondenten).
Aus diesem Grund muss auch im revidierten Gesetz der Zweck der höheren
Fachprüfung in einem doppelten Sinn umschrieben werden.

Artikel 52
Absatz l : Die Mindestdauer der beruflichen Tätigkeit nach Abschluss der Lehre
soll künftig im Prüfungsreglement festgelegt werden. Die Berufsverbände haben
das bisherige Minimum von zwei Jahren fast ausnahmslos als zu gering erachtet.

Artikel 54
Entgegen der bisherigen Publikationspraxis sollen die Namen der Inhaber des
Fachausweises oder des Diploms nicht mehr im Bundesblatt veröffentlicht werden,
da sich dieses für die Aufnahme von Namenhsten dieser Art nicht mehr eignet. V iel
sinnvoller und gezielter ist die Publikation in der Fachpresse.
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Artikel 55

Absatz 3 : Der Vernehmlassungsentwurf sah vor, dass als Titel für den Inhaber
des Diploms die betreffende Berufsbezeichnung mit dem Zusatz «eidgenössisch
diplomiert» verwendet werden könne. Es ist nun von verschiedener Seite der
Einwand erhoben worden, dass diese Regelung zu einer Verwässerung des Begrif-
fes «Diplom» führen würde, weil sich jeder Inhaber eines obskuren Diploms z. B.
«dipi. Buchhalter» oder «dipi. Korrespondent» nennen könnte. Eine solche Ent-
wicklung ist nicht erwünscht, weshalb die bisherige Ordnung beibehalten werden
soll. Da das Diplom die Aufschrift «Schweizerische Eidgenossenschaft» trägt und
zudem vom Direktor des Bundesamtes mitunterzeichnet wird, steht es seinem
Inhaber übrigens frei, sich als «eidgenössisch diplomiert» zu bezeichnen.

Artikel 56

Nach einem in verschiedenen Vernehmlassungen geäusserten Wunsch sollen die
Vorschriften über die Wiederholung der Prüfung wiederum im Gesetz und nicht
in der Verordnung enthalten sein.

242 2. Kapitel : Technikerschulen

Artikels?
Die Verankerung der Technikerschule im Gesetz wird allgemein begrüsst. In
einigen Vernehmlassungen wird eine konkretere Formulierung der Konzeption
der Schule verlangt, damit Klarheit darüber bestehe, wie die bereits in einigen
Branchen bestehenden Zwischenstufen (Polierschulen im Baugewerbe, Lehrgänge
für Heizungs- und Klimatechnik, Sanitärtechnikerschule usw.) zu integrieren
seien. Diese Fragen sind im Rahmen der Mindestvorschriften zu regeln, die das
Departement erlassen wird. Im Kreisschreiben des Bundesamtes vom 27. Juli
1972 sind in bezug auf die Dauer der Ausbildung gewisse Richtlinien aufgestellt
worden (Vollzeitschule : 2000 Stunden, verteilt auf drei Semester ; Teilzeitschule
(Abendschule): 1500 Stunden, verteilt auf drei Jahre).

In mehreren Vernehmlassungen wird darauf hingewiesen, dass die Anforderun-
gen, die von Betrieben an Angehörige des Kaders in mittleren Funktionsberei-
chen gestellt werden, über bloss technische Aufgaben hinausgingen. Je nach
Ausbildungsrichtung hätten die Techniker auch Führungsaufgaben zu überneh-
men. Ferner wurde bemerkt, es sei nicht sinnvoll, im Gesetz festzuhalten, dass
nur gelernte Berufsleute zur Technikerschule zugelassen werden können. Die
Zulassung sollte mindestens auch Interessenten mit einer der Berufslehre gleich-
wertigen Ausbildung oder mit einer genügenden beruflichen Praxis ermöglicht
werden. Diesen Anträgen wurde entsprochen.
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243 3. Kapitel : Höhere Technische Lehranstalten (Ingenieurschulen)

Aitikel58
Absatz l Gegenüber dei Fassung im geltenden Gesetz weiden dei Begriff und
das zu eireichende Ausbildungsziel umladender umschneben Der Unterricht m
Natur- und Ingenieurwissenschaften sowie m Konstiuktion stutzt sich m einzel-
nen Ausbddungsnchtungen im wesentliche aul angewandte Übungen und Ent-
wicklungsarbeiten im Laboratorium Wenn nicht mehr ausdrücklich erwähnt
wird, dass diese Schulen eine Ausbildung zur fachgemassen Ausübung v on hohe-
len technischen Berufen veimitteln die kein Hochschulstudium voraussetzen so
soll damit keineswegs einer Vera ischung der Unterschiede zwischen der Höheren
Technischen Lehranstalt und dei Technischen Hochschule Vorschub geleistet
werden Beide Schultypen haben nach wie vor ihre besonderen Ziele und Aufga-
ben, was bereits aus den wesentlich unterschiedlichen Aufnahmebedingungen und
der Dauer des Studiums hei v or geht

Absatz 2 In einigen Veinehmlassungen wird geltend gemacht dass die Zulas
sungsbedmgungen von den Zielen dei einzelnen Schulen abhangig seien weshalb
dei Bund davon absehen sollte, Mmdests orschnften zu erlassen Andeie Kreise
hingegen befürworten solche Vorschiiften ausdrucklich Es ist keineswegs beab-
sichtigt, Zulassungabedmgungen zu ei lassen die den Minimalsten begünstigen,
und es soll allenfalls auch auf die Eilordermsse einzelner Ausbildungsrichtungen
Rucksicht genommen werden Anderseits soll die Zulassung zu den Höheren
Technischen Lehranstalten nicht ubermassig erschwert werden, da m erster Linie
die Leistung massgebend ist Im übrigen bietet die Promotionsordnung genügend
Möglichkeiten, um eine Selektion der Studierenden vorzunehmen

Absatz 3 Der den Absoh enten der Höheren Technischen Lehranstalten zukom-
mende Titel «Ingenieur Techniker HTL» oder «Architekt-Techniker HTL» war
bekanntlich bereits beim Ei la« des Gesetzes \on 1963 sehr umstritten und gab
einzelnen Organisationen \on Absolventen dieser Schulen Anlass das Referen
dum gegen das Gesetz zu ergieifen Die Diskussionen um den Titel sind seither
nicht zur Ruhe gekommen Absoh enten dieser Schulen nennen sich tiotz dei
klaren Rechtslage «Ingenieur HTL» oder «Architekt HTL» was das Bundesge-
richt in seinem Urteil vom 13 Juni 1967 ausdrucklich als gesetzwidrig bezeich-
nete

Für die Beibehaltung dei bisheiigen Regelung tieten im Vemehmlassungsverfah-
ren insbesondere dei Schweizerische Ingenieur- und Architektenveiem (SIA) -
auch wenn ei der Titelfrage keine ubermassige Bedeutung einräumen will , die
Gesellschaft ehemaligei Studierender der Eidgenossischen Technischen Hoch-
schule (GEP), der Verband fi eierwerbender Schweizer Atchitekten (FSAI), dei
Bund Schweizer Aichitekten (BSA) und die Stiftung der Schweizerischen Register
der Ingenieure, Architekten, Ingenieur-Techniker, Architekt-Techniker und Tech-
niker ein Diese Kreise vertreten die Auffassung, dass m den heute gültigen
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Berufsbezeichnungen weder eine Diskriminierung noch eine Bevorzugung einer
der beiden Berufsstände liege. Sie befürworten nachdrücklich eine Regelung, die
den Unterschied der beiden Bildungswege deutlich zum Ausdruck bringt. Es
käme einer Irreführung der Öffentlichkeit gleich, wenn für sie nicht mehr die
Möglichkeit bestünde, zwischen einem Ingenieur HTL und einem Ingenieur ETH
unterscheiden zu können. Der SIA macht ferner darauf aufmerksam, dass das
Problem der adäquaten Titel weder im Rahmen der EWG noch des europäischen
Registers der FEANI (Fédération européenne des associations nationales d'ingé-
nieurs) gelöst sei. Das FEANI-Register funktioniere noch nicht, weil es nicht
gelungen sei, die internationale Freizügigkeit der Ingenieure sicherzustellen. Auch
die EWG habe bis heute die Hindernisse noch nicht beseitigen können, die der
Freizügigkeit, wie sie im Vertrag von Rom vorgesehen sei, entgegenstünden. Der
Beitritt von Grossbritannien zur EWG habe von neuem alles wieder in Frage
gestellt. Der freie Austausch von Fachleuten von Land zu Land sei deshalb nach
wie vor nicht so sehr ein Problem der Diplome und Zeugnisse, sondern vielmehr
eine Frage der beruflichen Kompetenzen und Leistungen.

Zugunsten des Titels «Ingenieur HTL» oder «Dipl. Ingenieur HTL» sprechen
sich neben den Konferenzen der Direktoren der Tages- und der Abend-HTL alle
einschlägigen Organisationen wie der Dachverband der Ehemaligenvereine
schweizerischer Tages-HTL (DAVES-HTL), der Dachverband der Studenten-
schaften schweizerischer Techniken (SST), der Verband der Absolventen schwei-
zerischer HTL-Abendschulen (ARCHIMEDES), der Schweizerische Verband der
Dozenten an den HTL, die Schweizerische Vereinigung zur Förderung der Tech-
nikerausbildung und der Schweizerische Technische Verband (STV) aus. Diese
Lösung befürworten auch die Direktorenkonferenz gewerblicher Berufs- und
Fachschulen, der Zentralverband schweizerischer Arbeitgeber-Organisationen,
der Schweizerische Gewerkschaftsbund sowie sämtliche elf Kantone, die sich zu
dieser Frage geäussert haben. Von den Parteien haben sich die Christliche Volks-
partei, die Schweizerische Volkspartei, der Landesring der Unabhängigen und die
Liberaldemokratische Union für eine Anpassung des Titels im Sinne der Wün-
sche der HTL-Absolventen ausgesprochen.

Insbesondere die Konferenz der HTL-Direktoren und die den HTL-Absolventen
nahestehenden Organisationen weisen darauf hin, dass der heute gültige Titel in
der deutschen Fassung sprachlich problematisch sei und eine Diskriminierung der
schweizerischen HTL-Absolventen gegenüber Ausländern mit vergleichbarer
Ausbildung darstelle. In den der EWG angeschlossenen Ländern habe sich die
Bezeichnung «Ingenieur» schon lange durchgesetzt. Der Ausdruck «-Techniker»
wirke für die Absolventen der HTL abstossend und sei zudem im Gesetzesent-
wurf für die Absolventen der Technikerschule in Aussicht genommen, was eine
zusätzliche Abwertung zur Folge habe. Weil die HTL-Absolventen durch die
internationale Verflechtung unserer Wirtschaft zunehmend mit ausländischen
Konkurrenten konfrontiert werden, bekomme diese Diskriminierung ein immer
grösser werdendes Gewicht.
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Wir sind der Auffassung, dass die Titelfrage nicht überbewertet werden sollte. In
Fachkreisen dürfte der Unterschied zwischen einem Ingenieur HTL und einem
Ingenieur ETH bekannt sein, so dass praktisch keine Verwechslungsgefahr auf-
kommen kann, auch wenn von den drei der Berufsbezeichnung beigefügten Buch-
staben deren zwei gleich lauten. Es trifft auch zu. dass der Titel Ingenieur-
Techniker im deutschen Sprachgebiet nicht Eingang gefunden hat. Er ist lediglich
in Grossbritannien, Belgien und Spanien üblich. Zudem scheint ein europäisches
Register für die Ingenieure, sei es im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft
oder der FEANI, noch einige Zeit auf sich warten zu lassen, was eine allenfalls in
Frage kommende brauchbare Lösung im Rahmen einer solchen Institution vor-
derhand ausschliesst. Schliesslich sollen die Absolventen der Höheren Techni-
schen Lehranstalten gegenüber denjenigen einer gleichwertigen Schule im Aus-
land in bezug auf den Titel nicht benachteiligt sein und deswegen schlechtere
Startmöglichkeiten in Kauf nehmen müssen. Dies wäre schon deshalb nicht
erwünscht, weil die Verknappung des inländischen Stellenangebots viele junge
HTL-Absolventen zwingt, sich im Ausland - auch in Entwicklungsländern - nach
Arbeitsmöglichkeiten umzusehen. In Abwägung aller Argumente kommen wir
zum Schluss, dass sich die Zuerkennung des Titels «Ingenieur HTL» verantwor-
ten lässt. Es ist allerdings nicht zu verkennen, dass damit die mit den Registern
der Ingenieure und der Architekten geschaffenen Aufstiegsmöglichkeiten für
HTL-Absolventen praktisch dahinfallen dürften

Im geltenden Gesetz sind alle damaligen Ausbildungsrichtungen aufgeführt, de-
ren Absolventen berechtigt sind, sich «Ingenieur-Techniker HTL» zu nennen.
Seither wurden einige neue Ausbildungsrichtungen geschaffen und für verschie-
dene Richtungen andere Berufsbezeichnungen festgelegt, z. B. für Chemie und
Vermessungswesen. Um im Gesetz eine immer schwerfälliger werdende Aufzäh-
lung von Ausbildungsrichtungen zu vermeiden, soll bestimmt werden, dass die
Absolventen der Höheren Technischen Lehranstalten «Ingenieur HTL» heissen.
Für Ausbildungsrichtungen, in denen diese Bezeichnung nicht gebräuchlich ist,
soll das Departement den Titel bestimmen. In einer Verordnung des Departe-
ments müssten demnach bei Inkrafttreten des neuen Gesetzes die Bezeichnungen
für die Absolventen der Ausbildungsrichtungen Hochbau (Architekt HTL), Che-
mie (Chemiker HTL), Vermessung (Geometer HTL). Grünplanung (Landschafts-
architekt HTL) und Siedlungsplanung (Siedlungsplaner HTL) festgelegt bzw.
bestätigt werden.

In mehreren Vernehmlassungen wird verlangt, dass den Absolventen der Höheren
Technischen Lehranstalten ein eidgenössischer Ausweis abgegeben werde. Dieser
solle bestätigen, dass die betreffende Schule vom Bund anerkannt sei. und dazu
beitragen, im Ausland inskünftig Unklarheiten und Fehleinschätzungen zu ver-
meiden. Es wird auch darauf hingewiesen, dass für andere berufliche Abschlüsse
(Berufslehre, Berufsprüfung und höhere Fachprüfung) ein eidgenössischer Aus-
weis schon längst üblich sei. Nach unserer Auffassung ist ein solcher Ausweis
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nicht notwendig. Es genügt, wenn die einzelne Schule in ihrem Ausweis in
geeigneter Form darauf hinweist, dass sie vom Bund anerkannt ist.

Es ist auch beantragt worden, dass im Gesetz das Recht auf freie Berufsausübung
der Absolventen der Höheren Technischen Lehranstalten sicherzustellen sei.
Einem solchen Vorhaben kann im Rahmen eines Gesetzes über die Berufsbildung
nicht entsprochen werden. Dieses kann bloss die Berufsbildung, nicht aber die
Berufsausübung regeln, da hiefür keine Rechtsgrundlage besteht.

In einzelnen Vernehmlassungen wird beantragt, die eidgenössische Fachkommis-
sion für Höhere Technische Lehranstalten ihrer Bedeutung wegen im Gesetz zu
verankern. Diese 1968 eingesetzte Kommission begutachtet zuhanden des Depar-
tements Gesuche von Schulen um Anerkennung als Höhere Technische Lehran-
stalt und wacht darüber, dass bereits anerkannte Schulen die Mindestvorschriften
des Bundes einhalten. Sie soll als nützliches Fachgremium beibehalten werden,
doch genügt es, sie wie bisher in der Verordnung zu verankern.

244 4. Kapitel : Höhere Fachschulen

Artikel 59

Die Verankerung dieser Schule im Gesetz schliesst eine bedeutende Lücke im
kaufmännischen Bildungswesen. Die Höhere Wirtschafts- und Verwaltungsschule
ermöglicht es kaufmännischen Angestellten sowie Inhabern des Diploms einer
anerkannten Handelsmittelschule oder eines Maturitätsausweises, sich gezielt und
auf breiter Basis weiterzubilden. Diese Personen sind nicht mehr auf eine gewisse
Spezialisierung angewiesen, die das Bestehen einer höheren kaufmännischen
Fachprüfung erfordert.

Die Höheren Wirtschafts- und Verwaltungsschulen bilden auf dem kaufmänni-
schen Sektor gleichsam das Gegenstück zu den Höhere» Technischen Lehranstal-
ten. Mit dem Hinweis auf «anwendungsbezogene Studien» soll eine klare Ab-
grenzung gegenüber der Hochschulstufe erfolgen. In die gleiche Richtung geht die
Präzisierung, dass die Absolventen dieser Schule betriebsökonomische Aufgaben
übernehmen können. Damit soll zum Ausdruck gebracht werden, dass die
Lösung volkswirtschaftlicher und rechtlicher Aufgaben in Wirtschaft und Verwal-
tung nach wie vor in erster Linie den Hochschulabsolventen vorbehalten bleibt.

Absatz 3 : Der Titel für die Absolventen dieser Schulen wurde vom Schweizeri-
schen Kaufmännischen Verein bereits vor einigen Jahren mit den interessierten
Kreisen, vor allem mit den Hochschulen, die Bezeichnungen wie «Betriebswirt-
schafter» oder «Betriebswirt» ablehnten, abgesprochen. Er soll nunmehr gesetz-
lich geschützt werden.

Die bereits bestehenden Höheren Wirtschafts- und Verwaltungsschulen sind in
der Regel organisatorisch einer kaufmännischen Berufsschule angegliedert. Das
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soll nun nicht bedeuten, dass diese Organisationsform Voraussetzung wäre für die
Anerkennung einer Schule als Höhere Wirtschafts- und Verwaltungsschule
Massgebend wird einzig sein, ob eine Schule die \ om Departement zu erlassenden
Mmdestvorschnften im Sinne von Absatz zwei erfüllt

AinkeloO
Im Laufe der Zeit können noch andere höhere Fachschulen entstehen, die in
Berufen, die unter den Geltungsbereich dieses Gesetzes fallen eine Weiterbildung
mit einer Abschlusspiufung vermitteln Es ist daher angezeigt, fui solche Institu-
tionen die notwendige Rechtsgiundlage zu schaffen Im Vordergrund stehen die
Schulen für Gestaltung (Kunstgewerbeschulen), die m den einschlägigen Berufen
eine gezielte Weiterbildung vermitteln und ein Diplom als «Gestalter» odei mit
einer ahnlichen Bezeichnung verleihen mochten Auch für solche Schulen soll das
Departement Mindest voi schnften über die Zulassung die Lehrplane und die
Prüfungen erlassen und den Titel für die Absolventen festlegen können

25 5. Titel : Berufsbildungsforschung

Artikel 61
Die Verbände der Aibeitgeber lehnen diese Bestimmung nicht ab, machen abei
darauf aufmerksam, dass nicht die Quantität der staatlich betnebenen oder gefor-
derten Forschung sondern das Ni\eau unserer beruflichen Ausbildung rnassge-
bend sei, und dieses dürfe sich im internationalen Vergleich durchaus sehen
lassen Die Arbeitgeber befürchten auch dass eine vermehrte staatliche Aktivität
im Bereich der Berufsbildungsforschung zu einer theoretisierenden und ideologi-
schen Beeinflussung der Berufsbildung zuungunsten der sich aus der Praxis ei ge-
benden Bedürfnisse fuhren musste Trotz teilweise aufgeblähter öffentlicher For-
schungsinstitute sei die Berufsbildung im Ausland nicht besser Anderseits moch-
ten einzelne Kantone Arbeitnehmenerbande und der Schweizerische Verband
für Berufsberatung die vorgesehene Berufsbddungsforschung zu einer Berufsfor-
schung ausweiten, die sich mit Fragen des Arbeitsmarktes (mittel- und langfristi-
ger Bedarf an Fachkräften m qualitativer und quantitativer Hinsicht) der Berufs-
büdungsplanung, der Untersuchung der Berufsinhalte, der Beiufsanforderungen
sowie der Wandlungen und Entwicklungstendenzen m den einzelnen Beiufen
befassen sollte Ihre Ergebnisse sollen vor allem der Berufsberatung als Infoima-
tionsquelle dienen, aber auch den Wirtschafts- und Berufsverbanden zur Verfu-
gung stehen Die Verbände der Arbeitgeber lehnen eine Ausdehnung in diesem
Sinne strikte ab und beantragen, dass im Gesetz auch die Zusammenarbeit der
Berufsbildungsforschung mit der Wirtschaft verankert werde

Dass künftige Massnahmen der Berufsbildung sich vermehrt auf wissenschaftlich
erarbeitete Grundlagen und Daten stutzen müssen, durfte sich kaum bestreiten
lassen Dennoch muss die Schaffung eines Schweizerischen Berufsforschungsinsti-
tuts im Rahmen dei Revision des Berufsbildungsgesetzes aussei Betracht fallen
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Dafür sind nicht nur finanzielle Gründe massgebend. Die Berufsforschung führt
in nicht unbeträchtlichem Ausmass aus dem Bereich der Berufsbildung hinaus,
was unter anderem auch grundlegende und schwierige Fragen der Kompetenzver-
teilung aufwerfen würde. Schliesslich dürfte die Befürchtung nicht ganz unbe-
gründet sein, dass eine Verknüpfung der Berufsforschung mit der Berufsbildung
eine inhaltliche Einseitigkeit dieser Forschung zur Folge haben könnte. Es liegt
indessen im Interesse der Berufsbildung, dass die Berufsbildungsforschung auf die
Praxis ausgerichtet wird. Ihre Ergebnisse sollen nach Möglichkeit kurzfristig zu
materiellen Verbesserungen in den einzelnen Gebieten der Berufsbildung führen.
Eine Zusammenarbeit mit der Wirtschaft und den Institutionen der Berufsbil-
dung ist deshalb geboten. Im übrigen sieht Absatz 2 vor, dass an Untersuchungen
und Forschungen auf dem Gebiet der Berufsberatung vom Bund auch wie bis
anhin Beiträge (höchstens 40%) gewährt werden können.

26 6. Titel: Bundesbeiträge

Im Zusammenhang mit der Finanzierung der Berufsbildung wurde auch die
Frage geprüft, ob die Wirtschaft in gewissem Ausmass zur Tragung der Kosten
beizuziehen sei. Ausgangspunkt zu diesen Überlegungen war der Umstand, dass
es nicht wenige Betriebe gibt, die Lehrlinge ausbilden könnten, aber dies aus
verschiedenen, meist wenig stichhaltigen Gründen unterlassen, sondern sich dar-
auf beschränken, von ändern Berufsleuten ausgebildete Fachkräfte zu überneh-
men. Es stellt sich auch die Frage, ob es nicht angebracht wäre, Betrieben, die
laufend über den eigenen Bedarf hinaus ausbilden und damit einen Dienst für die
Allgemeinheit erbringen, auf irgendeine Weise einen finanziellen Vorteil zu ver-
schaffen, z. B. in Form eines Abzuges bei den Steuern. Das Gesetz vom 7. Sep-
tember 1976 zur Förderung des Angebots an Ausbildungsplätzen in der Berufs-
ausbildung (Ausbildungsplatzförderungsgesetz) der Bundesrepublik Deutschland
sieht Massnahmen in diesem Sinne vor. Sie basieren darauf, bei unzureichendem
Angebot an Ausbildungsplätzen durch gezielte finanzielle Hilfe ein zusätzliches
Angebot an solchen zu fördern. Zu diesem Zweck werden Betrieben, die im
Vergleich zum Durchschnitt der letzten drei Jahre zusätzlich Lehrlinge ausbilden,
Zuschüsse ausgerichtet. Voraussetzung für diese Finanzaktion ist, dass das Ange-
bot an Ausbildungsplätzen nicht ausreicht, um die Nachfrage zu befriedigen.

Diese Situation wird angenommen, wenn das Gesamtangebot an Ausbildungs-
plätzen bis zum 30. September des vergangenen Kalenderjahres die Gesamtnach-
frage nicht wenigstens um 12,5 Prozent übersteigt und eine kurzfristige Besserung
nicht zu erwarten ist. Die im Gesetz vorgesehenen finanziellen Hilfen sollen dazu
beitragen, einen weiteren Rückgang an Ausbildungsplätzen zu verhindern, regio-
nale und sektorale Ungleichgewichte abzubauen und für alle Jugendlichen, die
einen Ausbildungsplatz suchen, ein Angebot zu sichern. Diese Massnahmen wer-
den durch eine Berufsausbildungsabgabe finanziert, die höchstens 0,25 Prozent
der von den privaten und öffentlichen Arbeitgebern ausbezahlten Gehälter, bei
einer Freigrenze von 400 000 DM im Jahr, ausmachen darf. Diese Freigrenze soll
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bewirken dass fast 90 Prozent aller Unternehmen nicht abgabepflichtig sein wer-
den

Es ist wiederholt aufgrund eingehender Berechnungen besonders seitens der
Industrie, nachgewiesen worden dass die Ausbildung eines Lehrlings einem Be-
trieb erhebliche Kosten verursacht Anderseits ist es sicherlich unerfreulich, dass
gewisse Betriebe von der Ausbildungsarbeit anderer nur profitieren selber aber
nichts leisten Es wäre deshalb auf den ersten Blick naheliegend sie mit einer Art
«Ausbildungssteuer» zu belegen Man muss sich indessen klar sein darüber dass
damit dies geht auch aus dem erwähnten deutschen Gesetz deutlich hervor ein
erheblicher Verwaltungsaufw and verbunden wäre musste doch in jedem Einzel-
fall abgeklärt werden, warum em Betneb keine Lehrlinge ausbildet und ob seine
Grunde dafür stichhaltig sind Eine Steuervergünstigung für Betnebe die ausbil-
den, käme von Bundes wegen w ahrschemlich nur im Rahmen der direkten Bun-
dessteuer, am ehesten in Form eines Abzuges \om Einkommen odei \om Reiner-
trag, in Frage Abgesehen von der nicht erwünschten Schmalerung de-* Ertrages
der Bundessteuern in den nächsten Jahren sprechen auch andere Grunde gegen
ein solches Vorhaben So konnte die Schaffung eines Prazedenzfalles Weiterun-
gen nach sich ziehen die z B dahin fuhren konnten dass einem Betrieb eine
finanzielle Vergünstigung gewahrt werden musste wenn er einen Invaliden be
schaftigt Die Verhaltnisse in Deutschland lassen sich nur bedingt mit den unsn-
gen vergleichen, auch wenn in beiden Staaten die Grundausbildung nach demsel-
ben Svstem erfolgt Wir halten dafür dass es in erster Linie gilt die Ausbüdungs-
bereitschaft der Betnebe und Berufsverbande zu erhalten, was voraussetzt, dass
ihnen nicht standig neue Lasten aufgebürdet werden, welche zm Verbesserung
des Ausbildungsstandes wenig oder nichts beitragen Dass es m den Jahren 1975
und 1976 trotz der Wirtschafferezession gelungen ist, die benotigte Anzahl Lehr-
stellen zu beschaffen zeigt dass die Wirtschaft sich ihrer Verantwortung um
einen quahtatn und quantitativ genugenden Nachwuchs bewusst ist Aus allen
diesen Gründen wurde darauf verzichtet im neuen Gesetz eine zusatzliche Finan-
zierung der Berufsbildung zu Lasten der Wirtschaft in die Wege zu leiten

Es wurde auch eingehend abgeklärt ob das bestehende Beitragssj stem grundsatz-
lich zu ändern sei Dabei ergab sich dass ein anderes V erfahren, zum Beispiel im
Sinne einer weitergehenden Pauschalierung der Bundesbeitrage nicht m Frage
kommt, dass aber weiterhin danach zu trachten ist, das S} stem zu \ ereinfachen

Artikel 62
In verschiedenen Stellungnahmen wird beantragt in diesem Artikel bisher nicht
anrechenbare Ausgaben ausdrücklich als solche aufzuführen (z B Mobiliar Ge-
halter für administratives Personal und Aufwendungen für Verbrauchsmatenal
für Schulen Miete von Gebäuden im Sinne \on Abs l Est b dieses Artikels,
Aufwendungen für den Einsatz von Unterrichtssystemen die neben dem Klassen-
unterricht andere Medien verwenden) Über diese Postulate soll beim Bestimmen
der anrechenbaren Ausgaben das nach Absatz 4 Sache der Verordnung ist,
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entschieden werden. Die finanzielle Lage des Bundes dürfte es aber schwerlich
erlauben, eine Erweiterung der anrechenbaren Ausgaben vorzunehmen.

Artikel 63

Es war zu erwarten, dass im Vernehmlassungsverfahren zahlreiche Anträge auf
Erhöhung der Bundesbeiträge gestellt würden. Es verlangte jedoch nur ein einzi-
ger Kanton die Heraufsetzung des Beitragssatzes von 50 auf 70 Prozent in Ab-
satz l und auf 50 Prozent für Bauten. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund
verlangt generell einen minimalen Beitragssatz von 40 Prozent. Andere Anträge
verlangen die Aufnahme bestimmter Schulen in den Absatz l ; es wird dabei
geltend gemacht, dass die betreffenden Schulen analoge Ziele hätten wie die
Berufsschulen oder die Höheren Technischen Lehranstalten und deshalb auch in
den Genuss der entsprechenden finanziellen Hilfe kommen sollten.

Der Beitragssatz für die Höheren Technischen Lehranstalten wurde seinerzeit von
den eidgenössischen Räten entgegen dem Antrag des Bundesrates von 40 auf
50 Prozent erhöht, weil diese Schulen zum grossen Teil interkantonale Schulen
sind und für ihre Laboratorien sehr viele kostspielige Lehrmittel benötigen, die
ständig den Anforderungen der Praxis angepasst werden müssen. Da dies für die
höheren Fachschulen nach den Artikeln 59 und 60 nicht zutrifft, rechtfertigt es
sich nicht, diesen Schulen den gleichen Beitrag zu gewähren wie den Höheren
Technischen Lehranstalten. Hingegen ist es angebracht, die Lehrwerkstätten und
die Schulen für Gestaltung gleich einzustufen wie die Berufsschulen, weil sie in
bezug auf die Berufslehren die gleiche Aufgabe wie diese erfüllen und zudem in
der Regel regionale Schulen sind. Im Interesse der sozial ohnehin benachteiligten
Angelernten ist es ein Gebot der Gerechtigkeit, ihre berufliche Förderung in
gleicher Weise zu unterstützen wie diejenige der Lehrlinge. Ferner soll der Bei-
tragssatz für die Einführungskurse nach Artikel 15 von 30 auf 40 Prozent erhöht
werden. Diese Kurse sind für die Verbesserung der Berufslehre von ausserordent-
licher Bedeutung und verdienen eine vermehrte Förderung auch von seilen des
Bundes. Da vorgesehen ist, als anrechenbare Ausgaben auch künftig nur die
Gehälter der Instruktoren und die Aufwendungen für allgemeine Lehrmittel
anzuerkennen, werden die Kosten für die Betriebe und Berufsverbände nicht
unerheblich sein.

27 7. Titel : Vollzug des Gesetzes

271 1. Kapitel : Organisation und Aufgaben der Behörden

Die bisherige Aufteilung des Vollzuges des Gesetzes auf den Bund, die Kantone,
die Berufsverbände und die Betriebe hat sich bewährt, so dass kein Anlass
besteht, wesentliche Änderungen vorzunehmen.
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Artikel 64

Absatz l : Die kantonalen Behörden arbeiten mit dem Bund gut zusammen. Sie
müssen aber auch unter sich, hauptsächlich in den einzelnen Regionen, dauernd
zusammenarbeiten, z. B. bei der Organisation des beruflichen Unterrichts und der
Durchführung von Lehrabschlussprüfungen in schwach vertretenen Berufen. Im
Sinne eines kooperativen Föderalismus soll deshalb festgelegt werden, dass die
Kantone unter sich zur Zusammenarbeit verpflichtet sind.

Absatz 2 : Der Bund schreibt den Kantonen nicht vor, mit welchen Mitteln sie die
ihnen zustehenden Aufgaben zu erfüllen haben. Es steht ihnen somit frei, eine
kantonale Berufsbildungskommission mit mehr oder weniger grossen Kompeten-
zen einzusetzen sowie die Lehrverhältnisse und die beruflichen Schulen durch
hauptamtliche Funktionäre oder durch Fachkommissionen zu beaufsichtigen, die
auch paritätisch zusammengesetzt sein können. Die Verhältnisse in den einzelnen
Kantonen sind so unterschiedlich, dass der Bund davon absehen möchte, detail-
lierte Vorschriften zu erlassen.

Artikel 65
Absatz l : Die Sozialdemokratische Partei und zwei Arbeitnehmerverbände bean-
tragen, dass ein Bundesamt für Berufsbildung geschaffen und dem Departement
des Innern unterstellt wird. Diese Begehren sind im Rahmen einer allfälligen
Umgruppierung von Bundesämtern im Zusammenhang mit dem neuen Bundesge-
setz über die Organisation der Bunde s Verwaltung zu prüfen. Die bisherige Rege-
lung hat sich für den Vollzug der dem Bund zukommenden Aufgaben in keiner
Weise nachteilig ausgewirkt.

Absatz 2 : Die Anhörung in den in diesem Absatz vorgesehenen Fällen gibt zu
keinen Klagen Anlass. Der Ausdruck «Massnahmen von allgemeiner Tragweite»
wurde stets extensiv ausgelegt. Konsultiert werden jeweils Organisationen, deren
Tätigkeit sich auf die ganze Schweiz erstreckt. Es ist Sache der einzelnen Kantone
und der Spitzenverbände der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu entscheiden, wen
sie ihrerseits zur Stellungnahme einladen w ollen. Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
verbände werden vom Bund in gleicher Weise angehört.

Absatz 3: Der Bundesrat hat diese Kommission bereits im November 1970 einge-
setzt. Sie soll nunmehr im Gesetz verankert werden.

272 2. Kapitel: Verwaltungsrechtspflege

Artikel 66

Diese Bestimmung, die sich in gleicher Weise an die Behörden des Bundes und
der Kantone richtet, dient dem besseren Rechtsschutz des Bürgers.
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Artikel 67

Buchstabe b schliesst nicht aus, dass ein Entscheid der kantonalen Beschwerdein-
stanz an eine obere kantonale Instanz weitergezogen werden kann. Buchstabe e
will besagen, dass Beschwerdeentscheide über die Zulassung zu Prüfungen und
Kursen nicht an den Bundesrat weitergezogen werden können. Letzte Instanz ist
das Departement.

Artikel 68
Einige Kantone bemängeln, dass die von Bundes wegen den Kantonen vorge-
schriebene Beschwerdefrist von 30 Tagen nicht der im betreffenden Kanton auf-
grund des Gesetzes über die Verwaltungsgerichtsbarkeit allgemein verbindlichen
Frist entspreche. Bei dieser Sachlage besteht kein Anlass, für Beschwerden auf
dem Gebiet der Berufsbildung eine für alle Kantone verbindliche Frist vorzu-
schreiben.

273 3. Kapitel: Strafbestimmungen

Artikel 69
Absatz 4: Der zweite Satz des Vernehmlassungsentwurfs wurde gestrichen, da das
Bundesgesetz vom 22. März 1974 über das Verwaltungsstrafrecht (SR 313.0) die
Solidarhaftung nicht mehr kennt.

Artikel 70

Eine Verwarnung nach Absatz l Buchstabe a braucht nicht schriftlich ausgespro-
chen zu werden. Sie muss aber für den Lehrling unmissverständlich als Verwar-
nung erkennbar sein.

28 8. Titel: Schlussbestimmungen

Artikel 73

Diese Bestimmung wurde im Vernehmlassungsverfahren allgemein begrüsst. Für
das Stipendienwesen wird inskünftig nur noch eine einzige Instanz des Bundes,
das Departement des Innern, zuständig sein. Mit dieser Massnahme kann hin-
sichtlich der Stipendien die Gleichstellung der Lehrlinge mit den Mittelschülern
und Hochschulstudenten erreicht werden; dies entspricht einem in den letzten
Jahren vielfach geäusserten Begehren.

Die Beitragssätze im Bundesgesetz vom 19. März 1965 über die Gewährung von
Beiträgen an die Aufwendungen der Kantone für Stipendien (SR 416.0) betragen
25-65 Prozent, diejenigen des Berufsbildungsgesetzes 30-50 Prozent. Die im Jahre
1975 aufgrund dieses Gesetzes ausgerichteten Beiträge an Stipendien beliefen sich
auf 9,6 Millionen Franken. Nach dem Stipendiengesetz würden die Mehrkosten
für dieses Stichjahr ungefähr 4,7 Millionen Franken ausmachen. Angesichts der
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schwierigen finanziellen Lage des Bundes müssen wir uns den Zeitpunkt des
Inkrafttretens von Artikel 4 Absatz l Buchstabe h des Stipendiengesetzes vorbe-
halten.

Artikel 75
Wir verweisen auf die Ausführungen zu den Artikeln 10 und 11.

Artikel 76 >
Die hauswirtschaftliche Ausbildung ist in der Verordnung vom 16. Januar 1974
geregelt. Da die Haushaltlehre in allen Sparten ein Jahr dauert, muss mit Rück-
sicht auf Artikel 8 Absatz l ein entsprechender Vorbehalt angebracht werden.

3 Finanzielle und personelle Auswirkungen

31 Finanzielle Auswirkungen fiir den Bund

Die vorgesehene Erhöhung der Bundesbeiträge für die Lehrwerkstätten und
Schulen für Gestaltung dürfte, umgerechnet nach den Abrechnungen für das
Schuljahr 1975/76, ungefähr 2,2 Millionen Franken ausmachen. Eine aufgrund
der Voranschläge für das Jahr 1976 vorgenommene Umrechnung ergab, dass die
Erhöhung des Bundesbeitrages für die Einführungskurse von 30 auf 40 Prozent
Mehraufwendungen des Bundes von ungefähr 500 000 Franken zur Folge hätte.
Da vorgesehen ist, dass diese Kurse grundsätzlich für alle Berufe obligatorisch
sind, werden die Ausgaben des Bundes im Laufe der Jahre zunehmen. Welches
Ausmass die Erhöhung in den ersten Jahren nach Inkrafttreten des neuen Geset-
zes annehmen wird, lässt sich indessen schwerlich sagen. Es ist immerhin zu
berücksichtigen, dass das Gesetz den Berufsverbänden für die Veranstaltung der
Einführungskurse keine Frist setzt und dass einzelne Berufe mit sehr grossen
Lehrlingszahlen (z. B. kaufmännische Angestellte und Büroangestellte, die unge-
fähr 20% des Gesamtbestandes der Lehrlinge ausmachen) keine Einführungs-
kurse benötigen. Die Aufwendungen für die Ausbildung und Weiterbildung
der Angelernten lassen sich kaum näher bestimmen Sie werden vor allem durch
die Beschäftigungslage beeinflusst. Sofern diese gut ist, darf nach den bisherigen
Erfahrungen angenommen werden, dass die Wirtschaft weitgehend die Grundaus-
bildung der Angelernten übernehmen wird. Ferner bringt es die Beschränkung
der staatlichen Einflussnahme bloss auf Anlehren. die mindestens ein Jahr
dauern, mit sich, dass verhältnismässig wenige Klassen für den beruflichen Unter-
richt im Sinne von Artikel 48 Absatz 3 subventioniert werden müssen. Berechnun-
gen haben ergeben, dass der Bundesbeitrag an eine Angelerntenklasse pro Jahr
ungefähr 7800 Franken ausmachen wird. Der Unterricht soll in den bestehenden
Berufsschulen erteilt werden, so dass allenfalls die Spezialräume und die allgemei-
nen Lehrmittel der betreffenden Schule benützt werden können. Ausserdem wer-
den gewisse Massnahmen, die in erster Linie die Verbesserung der Vermittelbar-
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keit auf dem Arbeitsmarkt bezwecken, aufgrund des Bundesgesetzes über die
Arbeitsvermittlung subventioniert.

Die Bundesbeiträge an Bauten im Sinne von Artikel 62 Absatz l Buchstabe b sind
im Laufe der Zeit wesentlich erhöht worden. Aufgrund des Berufsbildungsgeset-
zes von 1930 wurde ein Beitrag von 10 Prozent, aber höchstens 100 000 Franken,
im Einzelfall gewährt. Das Gesetz von 1963 brachte eine Erhöhung der Bundes-
beiträge auf 16-20 Prozent der Bausumme, aber nicht mehr als 2 Millionen
Franken je Vorhaben. Mit einer Teilrevision des Gesetzes vom 9. März 1972 (AS
7972 1681), in Kraft getreten am 1. September 1972, wurde der Beitragssatz auf
30-45 Prozent hinaufgesetzt und die Beschränkung der Summe je Vorhaben
fallengelassen. Diese Beiträge wurden auch für Bauten ausgerichtet, mit deren
Erstellung nach dem I.Januar 1971 begonnen wurde. Bauten, die am I.Januar
1971 bereits begonnen waren, erhielten für die nach diesem Zeitpunkt erstellten
Bauteile ebenfalls diese Beiträge. Der Antrag des Bundesrates an die Bundesver-
sammlung hatte auf Beiträge in der Höhe von 26-40 Prozent gelautet mit Rück-
wirkung für Bauten, mit deren Erstellung nach dem I.Januar 1971 begonnen
wurde. In der Verordnung vom 25. Juni 1975 über die landwirtschaftliche Berufs-
bildung wurde der Beitragssatz für Bauten auf 25-40 Prozent festgelegt. Es
besteht kein Anlass, für Bauten im Sinne des Berufsbildungsgesetzes eine abwei-
chende Regelung zu treffen. Eine geringfügige Reduktion des Beitragssatzes lässt
sich auch deswegen verantworten, weil die meisten Kantone in den letzten Jahren
ihre Bauprogramme in bezug auf gewerbliche und kaufmännische Berufsschulen
weitgehend verwirklicht haben. Es soll indessen nicht verschwiegen werden, dass
das Obligatorium des Turn- und Sportunterrichtes den Kantonen und Gemein-
den im Zusammenhang mit der Erstellung von Turnhallen und Sportanlagen
neue finanzielle Lasten bringt. Ein Beitrag von 25^40 Prozent darf aber ange-
sichts der prekären Finanzlage des Bundes noch als eine beachtliche Hilfe gewer-
tet werden. Zudem zeichnet es sich ab, dass bereits projektierte Bauten gegenüber
dem Voranschlag billiger ausgeführt werden können.

Künftig sollen den Lehrlingen, die den obligatorischen Unterricht nicht am
Wohnsitz oder am Ort der Lehre besuchen können, keine Beiträge mehr an
Reise- und Unterhaltsentschädigungen ausgerichtet werden. Nach Artikel 48 Ab-
satz 3 Buchstabe b des geltenden Gesetzes beträgt der Beitrag hiefür höchstens
30 Prozent. Die entsprechenden Aufwendungen des Bundes beliefen sich im Jahre
1975 auf 1,134 Millionen Franken; für 1976 ist ein Kredit von l,7Millionen
Franken vorgesehen. Der auf den einzelnen Kanton entfallende Anteil ist verhält-
nismässig bescheiden. Im übrigen richten nicht alle Kantone derartige Vergütun-
gen an die Lehrlinge aus. Es darf daher den Kantonen zugemutet werden, diese
Kosten zu übernehmen. Der Verzicht auf die Ausrichtung von Bundesbeiträgen
rechtfertigt sich auch deswegen, weil die Schweizerischen Bundesbahnen allen
Lehrlingen zum Besuch des beruflichen Unterrichts verbilligte Bahnabonnemente
abgeben, für die bloss rund 60 Prozent des normalen Fahrpreises berechnet wer-
den. Bedürftigen Lehrlingen wird der Bund auch in Zukunft seine Hilfe nicht
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versagen Wer ein Stipendium braucht kann den Ausgaben auch die mit dem
Besuch des beruflichen LJnternchts verbundenen Aufwendungen für Reise- und
Unterhaltskosten zurechnen Der Bund wird diese bei der Berechnung seines
Stipendienbeitrages ebenfalls berücksichtigen Die diesbezüglichen Aufwendun-
gen betrugen für das Jahr 1975 schätzungsweise 300000 Franken Für den Bund
durfte sich somit eine Nettoersparnis von ungefähr l 4 Millionen Franken erge-
ben

Aus den vorstehenden Austuhiungen ergibt sich dass die Mehraufwendungen des
Bundes in den ersten Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes gering sein werden
Wie bereits erwähnt, wird die Erhöhung des Beitragssatzes \on 40 auf 50 Prozent
für die Lehrwerkstätten und die Schulen für Gestaltung ungefähr 2,2 Millionen
Franken ausmachen Es ist nicht anzunehmen dass m absehbarer Zeit neue
derartige Schulen entstehen werden Die \orgesehene Heraufsetzung des Beitrags-
satzes für die Einfuhrungskurse für Lehrlinge wird aufgrund dei Voranschlage für
das Jahr 1976 Mehraufwendungen von ungefähr 500 000 Franken zur Folge
haben Wegen der Obligatonscherklaiung dieser Kurse werden die Bundesbei-
trage m den kommenden Jahren allerdings ansteigen *\us den bereits ausgeführ-
ten Gründen wird sich der Mehraufwand aber in engen Grenzen halten Er durfte
sich in den ersten Jahren nach Inkrafttreten des neuen Gesetzes voraussichtlich
im Rahmen von 100000 300000 Franken bewegen Wie beieits erwähnt wird
der Bundesbeitrag an eine Klassev , on \nlehrlmgen ungefähr 7800 Franken

ausmachen Wenn, im Sinne einer blossen Annahme, 20 Klassen zu s u b v e n t i o m e - r e n waien, wurde dies Aufwendungen im Betrag von 156000 Franken bedingen

Ohne die Mehraufwendungen für die neue Regelung der Stipendien durften die
zusatzlichen Ausgaben des Bundes in den ersten Jahren nach Inkrafttreten des
neuen Gesetzes ungefähr 3-3 5 Millionen Franken ausmachen Anderseits, wird
die Herabsetzung der Beitragssatze für Bauten Einsparungen bringen Aufgrund
der 92 dem Bund gemeldeten Bauvorhaben für die Jahre 1978-1982 werden diese
ungefähr 36 Millionen Franken betragen Unter Berücksichtigung eines mög-
lichen Ruckganges der Baukosten rechnen wir mit einem jahrlichen Minderauf-
wand von 6,8 Millionen Franken Eine weitere Emspaiung von l,4 Millionen
Franken wird die Aufhebung der Bundesbeitrage an die Reise- und Unterhalts-
entschadigungen der Lehrlinge bewirken Die Gegenüberstellung der Mehr- und
der Minderaufwendungen ergibt somit dass die Leistungen des Bundes m den
ersten Jahren nach Inkrafttreten des neuen Gesetzes um ungefähr 5 Millionen
Franken geringer sein weiden

Wie sich die Aufwendungen des Bundes für die Berufsbildung \om Jahre 1980 an
gestalten werden ist schwierig vorauszusagen Von diesem Jahr an wird die Zahl
der 16jahngen zuiuckgehen Ob sich dies zu Lasten der Berufslehre odei dei
Mittelschule auswirken wird, lasst sich gegenwartig schwerlich sagen Ein allfäl-
liger Ruckgang der Lehrlinge wird indessen die Kosten für den beruflichen
Unterricht kaum wesentlich vermindern, da für die einzelnen Berufe nicht Klas-
sen wegfallen sondern sich lediglich kleinere Bestände ergeben werden Immerhin
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ist es nicht ausgeschlossen, dass an den grössten Berufsschulen in zahlenmässig
starken Berufen weniger Parallelklassen geführt werden müssen. Anderseits
haben die Kantone spätestens auf Beginn des Schuljahres 1986 das Obligatorium
für den Turn- und Sportunterricht an Berufsschulen zu verwirklichen. Die Bei-
träge des Bundes an den Bau von Turnhallen und Sportanlagen bis zu diesem
Zeitpunkt werden schätzungsweise 187 Millionen Franken ausmachen; dazu ist
zu sagen, dass es sich unter den 92 erwähnten Bauvorhaben bereits um eine
Anzahl Turnhallen und Sportanlagen handelt.

32 Finanzielle Auswirkungen für die Kantone

Einzelne Neuerungen des Gesetzes (Obligatorium der Einführungskurse für Lehr-
linge, Obligatorium der Ausbildungskurse für Lehrmeister, Ausbildung der Ange-
lernten, Wegfall des Bundesbeitrages an die Reise- und Unterhaltsentschädigun-
gen für Lehrlinge für den Besuch des beruflichen Unterrichts, Herabsetzung der
Bundesbeiträge für Bauten) werden für die Kantone finanzielle Mehraufwendun-
gen zur Folge haben. Anderseits werden die Kantone mit Lehrwerkstätten und
Schulen für Gestaltung infolge der Erhöhung des Beitragssatzes entsprechend
entlastet. Gesamthaft gesehen werden sich die zusätzlichen Aufwendungen in
einem tragbaren Rahmen halten.

33 Personelle Auswirkungen für den Bund

Es muss mit einer Zunahme von drei Personaleinheiten gerechnet werden, da
verschiedene Neuerungen im Gesetz der Abteilung für Berufsbildung und dem
Schweizerischen Institut für Berufspädagogik zusätzliche Aufgaben bringen wer-
den.

34 Personelle Auswirkungen für die Kantone

Die Neuerungen im Gesetz dürften für die Kantone wahrscheinlich keinen Zu-
wachs an Personal zur Folge haben. Es ist aber nicht zu verkennen, dass einzelne
kantonale Ämter für Berufsbildung personell offensichtlich unterdotiert sind, was
einen sachgerechten und wirksamen Vollzug des Gesetzes beeinträchtigt.

4 Abschreibung von Postulaten

Die im Postulat von Nationalrat Wartmann verlangte Erarbeitung einer Gesamt-
konzeption für die höhere technische Ausbildung, die insbesondere die Schaffung
einer Zwischenstufe («Techniker») zwischen dem gelernten Berufsmann und dem
Absolventen einer Höheren Technischen Lehranstalt verlangt, ist durch die Ver-
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ankerung der Technikerschule im Gesetzesentwurf (Art. 58) verwirklicht worden.
Für die sogenannten Betriebsfachleute besteht ebenfalls ein Ausbildungskonzept;
die Ausbildung soll mit einer Berufsprüfung nach den Artikeln 50 ff. des Entwur-
fes abgeschlossen werden. Damit ist auch dem Postulat von Nationalrat Rüegg
entsprochen worden. Dem Begehren von Nationalrat Baumann um Erhöhung der
Beiträge an Bauten für die Berufsbildung wurde mit einer Teilre\ ision des Berufs-
bildungsgesetzes vom 9. März 1972 (AS 7972 1681) bereits entsprochen. Das
Schweizerische Institut für Berufspädagogik ist mit Bundesratsbeschluss vom
17. Mai 1972 errichtet worden. Es soll nunmehr im Gesetz T, erankert werden
(Art. 35), ebenso die Berufsmittelschule (Art. 28). Damit wurde dem Postulat von
Nationalrat Baumann vollumfänglich stattgegeben. Die Höhere Wirtschafts- und
Verwaltungsschule wird ebenfalls im Gesetz verankert, und für ihre Absoh enten
ist. wie dies das Postulat von Nationalrat Müller-Luzern beantragt, ein gesetzlich
geschützter Titel vorgesehen (Art. 59). Die im Postulat von Frau Nationalrat
Thalmann (5. Okt. 1972) aufgeworfenen Fragen konnten in der Zwischenzeit in
Zusammenarbeit mit den interessierten Verbänden weitgehend gelöst werden:
besondere gesetzgeberische Massnahmen sind nicht erforderlich. Für die Zulas-
sung zur Berufsprüfung und zur höheren Fachprüfung soll künftig die Dauer der
praktischen Tätigkeit nach beendeter Lehre im Prüfungsreglement bestimmt wer-
den (Art. 52). Damit wurde dem Postulat von Frau Nationalrat Thalmann
(25. Sept. 1973) entsprochen. Für die Überwachung der Berufslehre (Postulat von
Nationalrat Wüthrich) genügen die gesetzlichen Bestimmungen (Art. 23 und 64
Abs. 2). Ihr Vollzug ist indessen Sache der Kantone. Die Schaffung von Lehr-
werkstätten wird der Bund auch weiterhin fördern.

5 Verfassungsmässigkeit

Diese ist gegeben durch Artikel 34tcr Buchstabe g der Bundesverfassung, welche
dem Bund die Kompetenz einräumt, Vorschriften über die Berufsbildung in
Industrie, Gewerbe, Handel, Landwirtschaft und Hausdienst zu erlassen. Arti-
kel 61 (Berufsbildungsforschung) stützt sich auf Artikel 27sexles, der für die Staffe-
lung der Bundesbeiträge an die Kantone anzuwendende Finanzausgleich auf
Artikel 42ter und die Strafbestimmungen auf Artikel 64bls der Verfassung.
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(Entwurf)

Bundesgesetz
über die Berufsbildung

(BBG)

Die Bundesversammlung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestützt auf die Artikel 27sexles, 34ter, 42tel und 64t™ der Bundesverfassung,

nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 26. Januar 1977 D,

beschliesst:

I.Titel: Geltungsbereich

Art. l

1 Das Gesetz regelt

a. die Berufsberatung;

b. die Grundausbildung und die Weiterbildung in den Berufen der Industrie,
des Handels, des Handwerks, des Bank-, Versicherungs-, Transport- und
Gastgewerbes und anderer Dienstleistungsgewerbe sowie der Hauswirt-
schaft ;

c. die Berufsbildungsforschung.

2 Die Grundausbildung und die Weiterbildung in den Berufen der Erzie-
hung, der Krankenpflege und in den übrigen sozialen Berufen, der Wissenschaft,
der Kunst, der Land- und Forstwirtschaft sowie der Fischerei fallen nicht unter
den Geltungsbereich dieses Gesetzes.

D BEI 1977 I 681
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3 Bestehen Zweifel, ob ein Ausbildungsverhältnis als Lehrverhältnis im
Sinne des Gesetzes zu gelten hat, so entscheidet darüber die vom Kanton bezeich-
nete Behörde (im folgenden kantonale Behörde genannt).

2. Titel : Berufsberatung

Art. 2

Zweck

1 Die Berufsberatung ist Jugendlichen und Erwachsenen durch allgemeine
Aufklärung und Beratung im Einzelfall in allen Fragen der Berufs- und Studien-
wahl sowie der Gestaltung der beruflichen Laufbahn behilflich.

2 Die Beratung für Jugendliche erfolgt in Zusammenarbeit mit den Eltern,
der Schule und der Wirtschaft.

Art. 3

Freiwilligkeit und Unenlgeltlichkeit

Die Berufsberatung ist freiwillig und unentgeltlich.

Art 4

Aufgaben der Kanlone

1 Die Kantone sorgen für eine z\\ eckmässige Organisation der Berufsbera-
tung und unterhalten eine kantonale Zentralstelle.

2 Die Beratung ist für alle Bereiche Personen zu übertragen, die sich über
eine vom Bund anerkannte Fachausbilduns ausweisen können.

Art. 5

Aufgaben des Bundes

1 Der Bund fordert die Berufsberatung durch Beiträge und andere Massnah-
men.

2 Er sorgt in Zusammenarbeit mit den Kantonen und den zuständigen
Berufsverbänden für die Ausbildung und Fortbildung der Berufsberater. Hiefür
kann er geeignete Institutionen zur Mit« irkung heranziehen und ihnen allenfalls
die Ausbildung der Berufsberater übertragen.



740

3. Titel : Berufliche Grundausbildung

1. Kapitel: Ziel und Arten

Art. 6

Ziel

Die berufliche Grundausbildung hat die zur Ausübung eines Berufes not-
wendigen Fertigkeiten und Kenntnisse zu vermitteln, die Allgemeinbildung zu
erweitern sowie die Entfaltung der Persönlichkeit und des Verantwortungsbe-
wusstseins zu fördern. Sie bildet ferner die Grundlage zur fachlichen und allge-
meinen Weiterbildung.

Art. 7

Arten

Die berufliche Grundausbildung wird vermittelt:

a. durch die Berufslehre in einem privaten oder öffentlichen Betrieb mit gleich-
zeitigem Besuch der Berufsschule, wobei die praktische Ausbildung durch
Kurse zur Aneignung grundlegender Fertigkeiten (Einführungskurse) geför-
dert wird;

b. durch die Berufslehre in einer Lehrwerkstätte oder einer Schule für Gestal-
tung, die neben der praktischen Ausbildung auch den beruflichen Unterricht
vermittelt ;

c. durch die Ausbildung in einer öffentlichen oder privaten gemeinnützigen
Handelsmittelschule, die vom Bund anerkannte Abschlussprüfungen durch-
führt.

2. Kapitel : Berufslehre

1. Abschnitt: Allgemeine Vorschriften

Art. 8

Dauer und Beginn

1 Die Berufslehre dauert mindestens zwei Jahre. Sie ist auf ganze Jahre
anzusetzen. Bei einer Stufenlehre dauern die Ausbildungsperioden nach der ersten
Stufe mindestens ein Jahr. Das Eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement (im
folgenden Departement genannt) kann bei Vorliegen besonderer Verhältnisse
Ausnahmen von der Ganzjahrespflicht bewilligen.

2 Der Beginn der Berufslehre ist auf den Anfang des Schuljahres der zustän-
digen Berufsschule festzulegen. Über Ausnahmen in Einzelfällen entscheidet nach
Anhören der Berufsschule die kantonale Behörde.
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3 Die Vorschriften über die Berufslehre sind nur auf Berufe anwendbar, für
die ein Ausbildungsreglement nach Artikel 12 erlassen worden ist.

Art. 9

Lehrling

1 Als Lehrling oder Lehrtochter (im folgenden Lehrling genannt) gilt der aus
der Schulpflicht Entlassene vom vollendeten 15. Altersjahr an, der in einem
Betrieb, einer Lehrwerkstätte oder einer Schule für Gestaltung aufgrund eines
Lehrvertrages einen dem Gesetz unterstellten Beruf erlernt.

- Beim Vorliegen besonderer Umstände kann die kantonale Behörde einen
Jugendlichen, der das 15. Altersjahr im betreffenden Kalenderjahr \ ollendet, aus-
nahmsweise als Lehrling zulassen.

3 Wird der Lehrling im Laufe der ,Berufslehre mündig oder tritt ein Mündi-
ger eine Lehre an. so unterliegt das Lehrverhältnis gleichwohl den Vorschriften
des Gesetzes, soweit sich diese nicht nur auf Jugendliche beziehen.

Art. 10

Lehrmeister

1 Die Ausbildung von Lehrlingen in den dem Gesetz unterstellten Berufen
ist nur Lehrmeistern gestattet, welche die erforderlichen beruflichen Fähigkeiten
und persönlichen Eigenschaften besitzen, einen Ausbildungskurs für Lehrmeister
besucht haben und Gewahr dafür bieten, dass die Ausbildung fachgemäss, ver-
ständnisvoll und ohne gesundheitliche oder sittliche Gefährdung erfolgt.

2 Als Lehrmeister gilt der Betriebsinhaber oder der von ihm bezeichnete
Vertreter.

3 Für Berufe, in denen höhere Fachprüfungen nach den Artikeln 50-56
durchgeführt werden, kann das Departement auf Antrag des zuständigen Berufs-
verbandes vorschreiben, dass der Lehrmeister diese Prüfung bestanden hat. In
Berufen, in welchen Berufsprüfungen und höhere Fachprüfungen oder nur Be-
rufsprüfungen durchgefühlt werden, berechtigt auch die Berufsprüfung zur Aus-
bildung von Lehrlingen.

4 Falls der Lehrmeister die Voraussetzungen nach Absatz l nicht erfüllt,
die gesetzlichen Pflichten schwer \erletzt oder wenn sich aus den Zwischen-
oder Lehrabschlussprüfungen ergibt, dass die Ausbildung ungenügend ist,
so untersagt die kantonale Behörde dem Lehrmeister die Ausbildung von
Lehrlingen.



742

Art. 11

Ausbildung der Lehrmeister

1 Die Kantone führen in Zusammenarbeit mit den Berufsverbänden Ausbil-
dungskurse für Lehrmeister durch. Sie können die Durchführung dem zuständi-
gen kantonalen Berufsverband übertragen. Für Berufe mit wenigen Lehrverhält-
nissen kann das Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit (im folgenden
Bundesamt genannt) dem betreffenden schweizerischen Verband auf dessen Ge-
such die Durchführung für die ganze Schweiz oder für ein Sprachgebiet übertra-
gen.

2 Das Bundesamt bestimmt das Mindestprogramm der Kurse und sorgt in
Zusammenarbeit mit den Kantonen und Berufsverbänden für die Ausbildung der
Instruktoren. Es fördert ferner die Weiterbildung der Lehrmeister.

3 Der Besuch der Ausbildungskurse ist für die Lehrmeister obligatorisch.
Ausnahmen können bei Nachweis einer gleichwertigen Ausbildung durch die
kantonale Behörde, gestützt auf Richtlinien des Bundesamtes bewilligt werden.

Art. 12

A usb ildungsreglemen te

1 Das Departement erlässt für die einzelnen Berufe Ausbildungsreglemente,
welche insbesondere die Berufsbezeichnung, das Ausbildungsziel, die Dauer der
Lehre, die Anforderungen an den Lehrbetrieb, die Höchstzahl der Lehrlinge, die
von einem Betrieb gleichzeitig ausgebildet werden dürfen, und das Ausbildungs-
programm regeln.

2 Für Berufe, die nur in einem Kanton ausgeübt werden, kann das Departe-
ment den Kanton zum Erlass eines Ausbildungsreglements ermächtigen.

3 Ist die Frage der Einführung der Berufslehre in einem Beruf noch nicht
genügend abgeklärt, so erlässt das Bundesamt ein vorläufiges Reglement oder
ermächtigt hiezu den Kanton.

4 Das Departement sorgt dafür, dass die Ausbildungsreglemente jeweils den
Entwicklungen und Veränderungen in den Berufen angepasst werden.

5 Die Ausbildungsreglemente werden im Bundesblatt veröffentlicht.

Art. 13

Voraussetzungen für den Erlass

1 Ausbildungsreglemente dürfen nur für Berufe erlassen werden, die hin-
sichtlich der zu erwerbenden Fertigkeiten und Kenntnisse eine angemessene Man-
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nigfaltigkeit aufweisen, nicht durch blosse Anlernung erlernt werden können, eine
zwischenbetriebliche Versetzung zulassen und in der Regel die Grundlage zu
einem beruflichen Aufstieg bilden.

2 Umfasst ein Beruf ein breites Tätigkeitsfeld, so kann die Berufslehre als
Stufenlehre oder differenzierte Lehre gestaltet werden.

3 Erfolgt die Ausbildung in einem Beruf in der Form der Stufenlehre, kann
der Übertritt in die obere Stufe von bestimmten Mindestleistungen an der Lehr-
abschlussprüfung in der untern Stufe oder vom Bestehen einer Aufnahmeprüfung
abhängig gemacht werden.

Art. 14

Höchstzahl der Lehrlinge in einem Betrieb

1 Die Höchstzahl der Lehrlinge, die in einem Betrieb gleichzeitig ausgebildet
werden dürfen, ist im Ausbildungsreglement so festzusetzen, dass die fachgemasse
und sorgfältige Ausbildung gewährleistet ist.

2 Die Zahl der Lehrlinge eines Betriebes soll zur Zahl der beschäftigten
gelernten Berufsleute und diejenige der Lehrlinge im gleichen Lehrjahr zu deren
Gesamtzahl in einem angemessenen Verhältnis stehen.

3 Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse, wie bei Mangel an geeigneten
Lehrstellen, bei Lehrbetrieben mit hauptamtlichen Ausbildern oder bei ausserge-
wöhnlichem Nachwuchsbedarf kann die kantonale Behörde im Einzelfall die
Höchstzahl der Lehrlinge vorübergehend erhohen, sofern die fachgemasse Ausbil-
dung dadurch nicht beeinträchtigt wird.

Art 15

Einfühnmgskiirse

1 Die Berufsverbände führen im Rahmen der Berufslehre Kurse zur Aneig-
nung der grundlegenden Fertigkeiten (Einfuhrungskurse) durch.

2 Das Bundesamt kann Berufe, deren besondere Struktur die Veranstaltung
von Einführungskursen nicht erfordert, auf Gesuch hin davon befreien.

3 Der Besuch der Kurse ist für alle Lehrlinge des betreffenden Berufes
obligatorisch. Über die Befreiung vom Kursbesuch entscheidet, gestützt auf
Richtlinien des Bundesamtes, die kantonale Behörde

4 Die Einführungskurse werden von den Berufsverbänden in Zusammenar-
beit mit den Kantonen durchgeführt. Sie dürfen den beruflichen Unterricht nicht
beeinträchtigen.
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5 Für die Kurse ist ein Reglement zu erlassen, das die Organisation, die
Dauer, den Lehrstoff, die Koordination mit dem beruflichen Unterricht und die
Kostendeckung regelt. Das Reglement bedarf der Genehmigung des Bundesam-
tes.

6 Der Bund fördert die Ausbildung der Instruktoren für Einführungskurse.

Art. 16

Hilfsmittel für die Ausbildung

1 Zur Sicherstellung einer systematischen und methodisch richtigen Ausbil-
dung der Lehrlinge hat der zuständige Berufsverband aufgrund des Ausbildungs-
reglements einen Modell-Lehrgang für die praktische Ausbildung im Betrieb
auszuarbeiten. Er ist dem Lehrling bei Antritt der Lehre auszuhändigen.

2 Der Lehrmeister hält den Stand der Ausbildung des Lehrlings periodisch,
aber mindestens jährlich einmal, in einem Ausbildungsbericht fest, den er mit
dem Lehrling bespricht.

3 Auf Antrag des zuständigen Berufsverbandes kann das Departement den
Lehrling verpflichten, ein Arbeitsbuch zu führen. Dieses ist vom Lehrmeister
regelmässig zu kontrollieren und zu visieren. Das Prüfungsreglement kann eine
Bewertung des Arbeitsbuches vorschreiben.

Art. 17

Änderung des Mindestalters und der Lehrzeit

1 Das Departement kann im Ausbildungsreglement das Mindestalter für die
Erlernung eines Berufes erhöhen, sofern besondere Verhältnisse dies rechtferti-
gen.

2 Auf Antrag der Vertragsparteien oder der Berufsschule kann die kantonale
Behörde in Einzelfällen die Lehrzeit verkürzen, insbesondere wenn der Lehrling
bereits über Vorkenntnisse verfügt oder eine Lehre in einem ändern Beruf bestan-
den hat, oder sie verlängern, wenn das Lehrziel trotz fachgemässer und sorgfälti-
ger Ausbildung voraussichtlich während der normalen Lehrzeit nicht erreicht
werden kann.

Art. 18

Berufslehre von Invaliden

1 Kann ein Invalider wegen seines Gebrechens nicht alle im Ausbildungs-
programm vorgeschriebenen Arbeiten ausführen, so entscheidet die kantonale
Behörde, ob ein Lehrverhältnis im Sinne des Gesetzes vorliegt.
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2 Für invalide Lehrlinge kann die kantonale Behörde die Berufslehre nöti-
genfalls angemessen verlängern, sie vom Unterricht teilweise befreien und ihnen
bei der Lehrabschlussprüfung Erleichterungen gewähren.

2. Abschnitt : Lehrverhältnis

Art. 19

Genehmigung des Lehrverhältnisses

1 Lehrverhaltnisse in Berufen nach diesem Gesetz sind nur zulässig, wenn sie
durch die kantonale Behörde genehmigt werden. Die Genehmigung wirkt auf den
Zeitpunkt zurück, in welchem die Lehre angetreten wurde.

2 Der Lehrmeister hat den Lehrvertrag vor Beginn der Lehre der kantonalen
Behörde einzureichen. Diese genehmigt das Lehrverhältnis, sofern die Vorausset-
zungen erfüllt sind und der Vertrag den gesetzlichen Vorschriften entspricht, und
übermittelt je ein Exemplar des genehmigten Vertrages den Vertragsparteien.
Dem Lehrling sind ferner das Ausbildungs- und Prüfungsreglement sowie der
Lehrplan für den beruflichen Unterricht auszuhändigen.

3 Ist der Lehrmeister zugleich Inhaber der elterlichen Gewalt, so bedarf es
keines Lehrvertrages, doch hat der Lehrmeister der kantonalen Behörde vor
Beginn der Lehre schriftlich das Lehrverhältnis anzumelden.

4 Wird der Abschluss des Lehrvertrages unterlassen oder wird dieser vom
Lehrmeister nicht oder verspätet eingereicht, oder meldet er als Inhaber der
elterlichen Gewalt das Lehrverhältnis nicht oder zu spät an, so unterliegt es
trotzdem den Vorschriften des Gesetzes.

Art. 20

Pi obezeit

1 Haben die Vertragsparteien die Probezeit im Lehrvertrag nicht näher
festgelegt, so gelten die drei ersten Monate im Lehrbetrieb als solche.

2 Die Höchstdauer der Probezeit von drei Monaten nach Artikel 344 Buch-
stabe a Absatz 2 des Obligationenrechts i> kann vor ihrem Ablauf durch Abrede
der Parteien unter Zustimmung der kantonalen Behörde ausnahmsweise bis auf
höchstens sechs Monate verlängert werden

3 Wird das Lehrverhältnis während der Probezeit aufgelöst, so hat dies der
Lehrmeister der kantonalen Behörde und der Berufsschule unverzüglich schrift-
lich zu melden.

D SR 220
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Art. 21

Pflichten des Lehrmeisters

1 Der Lehrmeister hat den Lehrling nach dem im Ausbildungsreglement
festgelegten Lehrprogramm fachgemäss, systematisch und verständnisvoll auszu-
bilden. Er hat dafür zu sorgen, dass die Ausbildung im Betrieb mit dem Unter-
richt in den beruflichen Fächern möglichst gut koordiniert wird.

2 Der Lehrmeister informiert den Lehrling über alle wesentlichen Massnah-
men im Zusammenhang mit dem Lehrverhältnis und räumt ihm ein angemessenes
Mitspracherecht ein.

3 Der Lehrling darf nur zu Arbeiten beigezogen werden, die mit dem Beruf
im Zusammenhang stehen und die Ausbildung nicht beeinträchtigen.

4 Der Lehrling darf nicht Akkordarbeiten ausüben.
5 Der Lehrmeister hat den Lehrling gegen Unfall zu versichern und die

Prämie für die Betriebsunfallversicherung zu entrichten. Die Übernahme der
Prämie für die Nichtbetriebsunfallversicherung ist, unter Vorbehalt der kantona-
len Gesetzgebung, im Lehrvertrag zu regeln.

Art. 22

Pflichten des Lehrlings und seines gesetzlichen Vertreters

1 Der Lehrling hat alles zu tun, um das Lernziel zu erreichen. Er hat die
Anordnungen des Lehrmeisters zu befolgen, die ihm übertragenen Arbeiten ge-
wissenhaft auszuführen und das Geschäftsgeheimnis zu wahren.

2 Der gesetzliche Vertreter des Lehrlings hat den Lehrmeister und die Be-
rufsschule in der Erfüllung ihrer Aufgaben nach Kräften zu unterstützen und das
gute Einvernehmen zwischen Lehrmeister, Lehrling und Berufsschule zu fördern.

Art. 23

Aufsicht über die Berufslehre

1 Die kantonale Behörde übt die Aufsicht über die Berufslehre aus. Zu
diesem Zweck ordnet sie, sofern nicht aufgrund früherer Lehrverhältnisse Ge-
währ für die vorschriftsgemässe Durchführung der Berufslehre besteht, innert
nützlicher Frist einen Betriebsbesuch an. Sie kann von den Beteiligten Auskünfte
verlangen sowie in die Lehrgänge, Ausbildungsberichte und Arbeitsbücher Ein-
sicht nehmen.

2 In Einzelfallen, insbesondere wenn ein Betrieb erstmals Lehrlinge ausbildet
oder wenn der Lehrmeister oder der gesetzliche Vertreter des Lehrlings es ver-
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langt, kann die kantonale Behörde eine Zwischenprüfung durchführen. Sofern
dafür ein allgemeines Bedürfnis besteht, kann der Kanton für alle Lehrlinge eines
Berufes Zwischenprüfungen vorschreiben und deren Durchführung auf Antrag
eines Berufsverbandes diesem übertragen.

3 Ergeben sich aufgrund des Betriebsbesuches oder der Zwischenprüfung
Zweifel an der Eignung des Lehrlings oder am Erfolg der Lehre, oder zeigen sich
Mängel in der Ausbildung, so trifft die kantonale Behörde nach Anhören der
Vertragsparteien und allenfalls der Berufsschule die notwendigen Anordnungen
oder hebt das Lehrverhältnis durch Widerruf der Genehmigung auf, wenn die
Voraussetzungen von Artikel 24 Absatz 2 gegeben sind.

Art. 24

Auflösung des Lehrverhältnisses

1 Wird das Lehrverhältnis im beidseitigen Einverständnis oder von einer
Vertragspartei aus einem wichtigen Grund aufgelöst, so hat der Lehrmeister
sofort die kantonale Behörde und die Berufsschule zu benachrichtigen. Die Be-
hörde versucht nach Möglichkeit eine Verständigung zwischen den Vertragspar-
teien über die Wiederaufnahme des Lehrverhältnisses herbeizuführen.

2 Ist der Erfolg der Lehre in Frage gestellt oder besteht keine Gewähr dafür,
dass die gesetzlichen Vorschriften eingehalten werden, so kann die kantonale
Behörde nach Anhören der Vertragsparteien und der Berufsschule das Lehrver-
hältnis durch Widerruf der Genehmigung aufheben.

Art. 25

Anwendung des Zivilgesetzbuches und Beurteilung von Streitigkeiten

1 Soweit das Gesetz nichts anderes bestmimt, gelten für das Lehrverhältnis
die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches », insbesondere diejenigen über das Ob-
ligationenrecht 2>.

2 Kantone, welche die Beurteilung zivilrechtlicher Streitigkeiten aus dem
Lehrvertrag in erster Instanz einer Verwaltungsbehörde übertragen, haben das
Verfahren nach zivilprozessualen Grundsätzen zu regeln und die nach kantona-
lem Recht gegebenen Rechtsmittel einzuräumen.

» SR 210
2) SR 220
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3. Abschnitt: Beruflicher Unterricht

Art. 26

Berufsschulen

1 Die Berufsschulen vermitteln als Schulen mit einem eigenständigen Bil-
dungsauftrag den Lehrlingen im Rahmen des Pflichtunterrichts die zur Ausübung
ihres Berufes notwendigen theoretischen Grundlagen und fördern durch eine
allgemeine Bildung die Entfaltung ihrer Persönlichkeit. Sie können ferner insbe-
sonders freiwillige Kurse für Lehrlinge und Kurse durchführen, welche die Wei-
terbildung oder Umschulung von Gelernten oder Angelernten sowie die Vorberei-
tung zum Besuch von höheren Schulen bezwecken.

2 Als Berufsschulen gelten auch Lehrwerkstätten und Schulen für Gestal-
tung nach Artikel 7 Buchstabe b.

3 Die Kantone richten einen genügenden schulärztlichen Dienst ein.

Art. 27

Pflichtfächer und Stundenzahlen

Die Pflichtfächer sowie allfällige Wahlpflichtfächer und deren Stundenzah-
len werden in Lehrplänen bestimmt, die das Bundesamt aufstellt. Diese werden
den Erfordernissen der einzelnen Berufe angepasst und gleichzeitig mit dem
betreffenden Ausbildungs- und Prüfungsreglement erlassen.

Art. 28

Berufsmittelschule

1 Einer Berufsschule kann im Einvernehmen mit dem Bundesamt eine Be-
rufsmittelschule angegliedert werden. Diese vermittelt begabten und leistungswil-
ligen Lehrlingen als Ergänzung zum Pflichtunterricht eine breitere, der beruf-
lichen und persönlichen Entwicklung dienende Bildung, die ihnen auch den
Zugang zu anspruchsvolleren Bildungsgängen erleichtert.

2 Das Bundesamt erlässt für die Berufsmittelschule Lehrpläne und regelt
ihre Organisation, die Zulassungsbedingungen, die Promotion sowie die Ab-
schlussprüfung.

Art. 29

Pflicht zum Besuch des Unterrichts

1 Der Lehrling ist verpflichtet, den Unterricht nach dem für seinen Beruf
geltenden Lehrplan vom Beginn der Probezeit an regelmässig zu besuchen und
die Anordnungen der Schule zu befolgen.
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2 Der Lehrmeister hat den Lehrling zum Besuch des Pflichtunterrichts anzu-
halten und ihm die hiefür nötige Zeit ohne Lohnabzug freizugeben. Für den
Pflichtunterricht darf vom Lehrling kein Schulgeld erhoben werden.

3 Die kantonale Behörde kann nach Anhören der Berufsschule einen Lehr-
ling ganz oder teilweise vom Unterricht befreien, wenn er sich über eine gleich-
wertige oder höhere Ausbildung ausweist.

Art. 30

Massnahmen bei ungenügenden Leistungen in der Berufsschule

Ergeben sich auf Grund der Leistungen in der Berufsschule erhebliche
Zweifel, ob ein Lehrling die Lehrabschlussprüfung bestehen wird, so benachrich-
tigt die Schule den Lehrmeister und den gesetzlichen Vertreter des Lehrlings.
Falls sich die Leistungen nicht bessern, beantragt die Schule der kantonalen
Behörde entsprechende Massnahmen. Diese trifft, nach Anhören der Vertrags-
parteien und der Berufsschule, die notwendigen Vorkehren, um dem Lehrling
nach Möglichkeit eine seinen Anlagen und Neigungen entsprechende Grundaus-
bildung zu vermitteln. Artikel 24 Absatz 2 bleibt vorbehalten.

Art. 31

Errichtung von Berufsschulen

1 Die Kantone haben den Lehrlingen der auf ihrem Gebiet gelegenen Be-
triebe den Besuch des Pfhchtunterrichts und der Berufsmittelschule zu ermög-
lichen.

2 Die Kantone sorgen zu diesem Zweck für die Errichtung von Berufsschu-
len oder ermöglichen durch geeignete Vorkehren den Besuch ausserkantonaler
Schulen. Der Pflichtunterricht kann auch Schulen übertragen werden, deren
Träger Berufsverbände, gemeinnützige Organisationen oder Betriebe (Werkschu-
len) sind, sofern diese Schulen den Vorschriften des Bundes und der Kantone
entsprechen.

3 Die Berufsschulen sind berufsfeldbezogen und nach Möglichkeit als regio-
nale Zentren zu errichten. Umfasst das Einzugsgebiet für einen Beruf mehr als
einen Kanton und können sich die beteiligten Kantone über den Schulort nicht
einigen, so bestimmt ihn das Bundesamt.

Art. 32

Organisation des Unterrichts ,

1 Die Organisation des Unterrichts ist Sache der Kantone.
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2 Die Klassen sind nach Lehrberufen und innerhalb eines Berufes nach
Lehrjahren zu bilden. Über Ausnahmen entscheidet die kantonale Behörde.

3 Der Pflichtunterricht ist nach Möglichkeit auf ganze Tage anzusetzen.
Dauert er wöchentlich länger als einen Tag, so ist auch der verbleibende Teil
zusammenhängend zu erteilen.

4 Der Pflichtunterricht soll um 18 Uhr beendigt sein. Die kantonale Behörde
kann aus zwingenden Gründen Ausnahmen gewähren.

5 Mit Bewilligung des Bundesamtes kann das jährliche Unterrichtspensum
in einzelne Blöcke aufgeteilt werden.

Art. 33

Interkantonale Fachkurse

1 Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse kann das Bundesamt auf Antrag
des zuständigen Berufsverbandes oder der beteiligten Kantone anstelle des
wöchentlichen Unterrichts an der Berufsschule den Besuch eines interkantonalen
Fachkurses für alle oder für bestimmte Fächer obligatorisch erklären. Der Fach-
kurs muss Gewähr bieten, dass das Unterrichtsziel besser erreicht wird, keine
übermässigen Kosten' und für die Teilnehmer keine ins Gewicht fallenden Nach-
teile entstehen.

2 Das Bundesamt erlässt für jeden Fachkurs ein Reglement, das die Organi-
sation des Kurses und die Kostendeckung regelt.

3 Erlaubt die zunehmende Zahl der Lehrlinge im betreffenden Beruf die
Errichtung regionaler oder kantonaler Berufsklassen, ist der interkantonale Fach-
kurs aufzuheben.

Art. 34

Anforderungen an die Lehrkräfte

1 Der Unterricht an Berufsschulen und an Kursen für die berufliche Weiter-
bildung ist durch fachlich und pädagogisch ausgebildete Lehrkräfte zu erteilen.

2 Durch Verordnung werden nähere Vorschriften über die Anforderungen
an die Lehrkräfte erlassen.

3 Die Lehrkräfte sind verpflichtet, sich beruflich fortzubilden.

Art. 35

Schweizerisches Institut für Berufspädagogik

1 Die Ausbildung und Fortbildung der hauptamtlichen und der nebenamt-
lichen Lehrer an Berufsschulen ist, soweit diese nicht an einer Hochschule erfolgt,
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Sache des Bundes. Er führt zu diesem Zweck ein Schweizerisches Institut für
Berufspädagogik.

2 Das Institut amtet ferner als schweizerische Dokumentationsstelle für den
beruflichen Unterricht, begutachtet Lehrmittel und Unterrichtshilfen und befasst
sich mit Forschungsaufgaben auf dem Gebiet des beruflichen Unterrichts.

3 Das Departement kann dem Institut weitere Aufgaben übertragen, die der
Förderung der Berufsbildung dienen.

Art. 36

Massnahmen der Kantone zur Fortbildung der Lehrer

1 Die Kantone fuhren nach Bedarf und im Einvernehmen mit dem Institut
für Berufspädagogik ergänzende Kurse für die Fortbildung der Lehrer durch.

2 Sie können den Besuch von Fortbildungskursen obligatorisch erklären.

4. Abschnitt: Lehrabschlusspriifung

Art. 37

Zweck der Prüfung

Durch die Lehrabschlussprüfung soll festgestellt werden, ob der Lehrling die
im Ausbildungsreglement und im Lehrplan umschriebenen Lernziele, die ihn zur
Ausübung seines Berufes befähigen, erreicht hat.

Art. 38

Prüfungsreglemente

1 Das Departement erlässt für die einzelnen Berufe Prüfungsreglemente.
Diese regeln die Organisation und die Dauer der Prüfung, den Prüfungsstoff und
dessen allfällige Aufteilung in einzelne Gebiete (Teilprüfungen), den Einbezug
von Noten der Berufsschule sowie die Beurteilung und Notengebung.

2 Für Berufe nach Artikel 12 Absatz 3 erlässt das Bundesamt die Prüfungs-
reglemente.

Art. 39

Obligatorium der Prüfung

1 Der Lehrling hat, unter Vorbehalt allfälhger Teilprüfungen, die Lehrab-
schlussprüfung gegen Ende der Lehrzeit oder bei erster Gelegenheit nach deren
Ablauf abzulegen. Ist er verhindert, so hat er sie nach Wegfall des Hinderungs-
grundes abzulegen. Vorbehalten bleibt Artikel 42 Absatz 2.
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2 Der Lehrmeister hat den Lehrling zur Prüfung anzumelden und ihm die
für die Prüfung notwendige Zeit ohne Lohnabzug freizugeben. Ausserdem hat er
ihm, nach Weisung der Prüfungsbehörde, für die Herstellung der Prüfungsarbei-
ten Arbeitsraum und Werkzeug sowie gegebenenfalls entweder das erforderliche
Material unentgeltlich zur Verfügung zu stellen oder eine entsprechende Vergü-
tung auszurichten.

3 Für die Lehrabschlussprüfung dürfen vom Lehrling keine Gebühren erho-
ben werden.

Art. 40

Zulassung von Personen ohne Berufslehre
und von Schülern privater Fachschulen

1 Mündige Personen, die den Beruf nicht erlernt haben, werden zur Lehrab-
schlussprüfung zugelassen, wenn sie mindestens anderthalbmal so lang im Beruf
gearbeitet haben, als die vorgeschriebene Lehrzeit beträgt. Sie haben sich ausser-
dem darüber auszuweisen, dass sie den beruflichen Unterricht besucht oder auf
andere Weise die notwendigen Berufskenntnisse erworben haben.

2 Schüler privater Fachschulen werden zur Lehrabschlussprüfung zugelas-
sen, sofern ihre Ausbildung den gesetzlichen und reglementarischen Vorschriften
entspricht.

Art. 41

Durchführung der Prüfung

1 Die Organisation und Durchführung der Lehrabschlussprüfung ist unter
Vorbehalt der nachfolgenden Bestimmungen Sache der Kantone.

2 Das Departement kann den zuständigen Berufsverbänden auf deren An-
trag die Organisation und Durchführung der Lehrabschlussprüfung in einem
Beruf für die ganze Schweiz oder einen Teil derselben für alle oder einzelne
Fächer übertragen. Macht das Departement von dieser Befugnis keinen Ge-
brauch, so kann der Kanton die Durchführung der Prüfung kantonalen Berufs-
verbänden übertragen.

3 Die beteiligten Berufsverbände haben ein Reglement über die Organisation
der Prüfung aufzustellen, dass der Genehmigung des Departements oder gegebe-
nenfalls des Kantons bedarf.

4 Überträgt das Departement die Durchführung der Lehrabschlussprüfung
einem Berufsverband, so ist ihm und den Kantonen in der Prüfungskommission
eine angemessene Vertretung einzuräumen. Das Bundesamt und die Kantone sind
berechtigt, die Prüfung zu beaufsichtigen.

5 Bei der Übertragung der Prüfung an einen Berufsverband durch den
Kanton gilt Absatz 4 sinngemäss.
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Art. 42

Fäh igkeitszeugnis

1 Wer die Lehrabschlussprüfung bestanden und die Lehre vertragsgemäss
beendet hat, erhält das Fähigkeitszeugnis, das ihn berechtigt, sich als gelernten
Berufsangehörigen zu bezeichnen. Das Fähigkeitszeugnis wird von der kantona-
len Behörde ausgestellt.

2 Ist ein Lehrling ohne sein Verschulden verhindert, an der Prüfung teilzu-
nehmen, so kann ihm die kantonale Behörde das Fähigkeitszeugnis ausnahms-
weise ohne Prüfung aushändigen, sofern er mindestens zwei Drittel der Lehrzeit
bestanden, sich über seine Fähigkeiten ausgewiesen hat und voraussichtlich nicht
innert Jahresfrist die Prüfung ablegen kann.

3 Bei teilweiser Befreiung vom beruflichen Unterricht im Sinne von Arti-
kel 18 Absatz 2 und 29 Absatz 3 kann die kantonale Behörde den Lehrling von
der Prüfung in den entsprechenden Fächern befreien und ihm gleichwohl das
Fähigkeitszeugnis aushändigen.

Art. 43

Wiederholung der Prüfung

1 Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann sie frühestens nach einem
halben Jahr wiederholen. Wird auch die zweite Prüfung nicht bestanden, so wird
der Prüfling frühestens nach einem Jahr nach der ersten Wiederholung zu einer
dritten und letzten Prüfung zugelassen.

2 Bei Wiederholungen werden nur die Fächer geprüft, in denen der Prüfling
an der früheren Prüfung eine ungenügende Note erzielte.

Art. 44

Gleichstellung ausländischer Ausweise

Gleichwertige ausländische Ausweise können vom Departement allgemein
und vom Bundesamt im Einzelfall dem Fähigkeitszeugnis der Lehrabschlussprü-
fung gleichgestellt werden.

3. Kapitel : Handelsmittelschulen

Art. 45

Zweck

Die Handelsmittelschulen vermitteln in einem drei- oder vierjährigen Lehr-
gang eine erweiterte Allgemeinbildung und eine fachliche Schulung, welche die
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Absolventen auf eine entsprechende berufliche Tätigkeit in einer kaufmännischen
Unternehmung, einem Dienstleistungsbetrieb oder einer Verwaltung vorbereitet.

Art. 46

Anerkennung der Abschlussprüfungen

1 Das Bundesamt kann auf Antrag eines Kantons die Abschlussprüfungen
einer öffentlichen oder einer privaten gemeinnützigen Handelsmittelschule aner-
kennen.

2 Schüler nicht anerkannter Handelsmittelschulen werden zu besonderen
von den Kantonen veranstalteten Prüfungen zugelassen, die den für die Prüfun-
gen der anerkannten Handelsmittelschulen geltenden Anforderungen entsprechen
müssen.

3 Schulen, die anerkannte Abschlussprüfungen durchführen oder Kantone,
die Prüfungen nach Absatz 2 veranstalten wollen, haben darüber ein Reglement
aufzustellen, das der Genehmigung des Bundesamtes bedarf.

4 Wer die Abschlussprüfung nach Absatz l oder 2 bestanden hat, erhält ein
Diplom und darf sich als gelernter Berufsangehöriger bezeichnen. Er wird zu den
entsprechenden Berufsprüfungen und höheren Fachprüfungen sowie zu den ein-
schlägigen höheren Fachschulen zugelassen.

Art. 47

Lehrplan

Das Bundesamt erlässt einen Lehrplan für Handelsmittelschulen und legt die
Voraussetzungen für die Anerkennung der Abschlussprüfungen fest.

4. Kapitel: Anlehre

Art. 48

1 Die Anlehre vermittelt Jugendlichen, die vornehmlich praktisch begabt
sind, die notwendigen Fertigkeiten und Kenntnisse zur Beherrschung einfacher
Fabrikations- oder Arbeitsprozesse. Sie soll nach Möglichkeit eine betriebliche
Versetzung zulassen.

2 Dauert die Anlehre ein Jahr oder länger, haben die Parteien einen Anlehr-
vertrag abzuschliessen. Die Artikel 344-346a des Obligationenrechts J > und die
Artikel 9, 18 und 19-25 dieses Gesetzes gelten sinngemäss.

D SR 220
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3 Die Anlehrlinge nach Absatz 2 sind verpflichtet, den beruflichen Unter-
richt, der berufliche und allgemeinbildende Fächer umfasst, zu besuchen. Die
Kantone haben für die Anlehrlinge besondere Klassen zu führen. Die Artikel 29,
31 und 32 gelten sinngemäss.

4 Wer die Anlehre nach Absatz 2 beendigt hat, erhält einen amtlichen Aus-
weis. In diesem werden die Dauer der Anlehre, die Berufsbezeichnung und das
Berufsfeld aufgeführt und der Besuch des beruflichen Unterrichts bestätigt. Der
Ausweis wird vom Arbeitgeber und von der kantonalen Behörde unterzeichnet.

5 Der Bund fördert durch Beiträge und andere Massnahmen die von Kanto-
nen, beruflichen Schulen. Berufsverbänden oder ändern Organisationen veran-
stalteten Kurse, die der Einführung von Angelernten in eine berufliche Tätigkeit,
der Förderung ihrer beruflichen Mobilität oder der Erweiterung ihrer Allgemein-
bildung dienen.

4. Titel: Berufliche Weiterbildung

Art. 49

Grundsatz

1 Die berufliche Weiterbildung soll gelernten und angelernten Personen hel-
fen, ihre berufliche Grundausbildung der technischen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung anzupassen oder zu erweitern und ihre Allgemeinbildung zu verbessern,
damit sie ihre berufliche Mobilität fördern und anspruchsvollere Aufgaben über-
nehmen können.

2 Zu diesem Zweck fördert der Bund durch Beiträge und andere Massnah-
men die von Kantonen, beruflichen Schulen, Berufsverbänden oder ändern Orga-
nisationen durchgeführten Veranstaltungen, welche insbesondere die Weiterbil-
dung, Umschulung. Einführung in berufliche Spezialgebiete oder die Vorberei-
tung zum Besuch von Schulen nach den Artikeln 57-60 zum Gegenstand haben.
Er unterstützt ferner Einrichtungen und Veranstaltungen, welche die Durchlässig-
keit zwischen einzelnen Bildungssystemen erleichtern.

3 Der Bund kann geeignete Institutionen, die auf andere Weise als durch
schulische Lehrgänge oder Prüfungen nach den Artikeln 50-56 den beruflichen
Aufstieg fördern, anerkennen und ihnen bestimmte Aufgaben übertragen. Die
Verordnung regelt die Voraussetzungen.



756

I.Kapitel:
Berufsprüfungen und höhere Fachprüfungen

Art. 50

Arten der Prüfung

1 Die Berufsverbände können vom Bund anerkannte Berufsprüfungen und
höhere Fachprüfungen veranstalten. Für die einzelnen Berufe können entweder
Berufsprüfungen oder höhere Fachprüfungen oder beide Prüfungen durchgeführt
werden.

2 Berufsverbände, welche solche Prüfungen veranstalten wollen, haben dar-
über ein Reglement aufzustellen, das der Genehmigung des Departements bedarf.
Die Verordnung regelt die Voraussetzungen.

Art. 51

Zweck

1 Durch die Berufsprüfung soll festgestellt werden, ob der Bewerber die
erforderlichen beruflichen Fähigkeiten und Kenntnisse besitzt, um die Stellung
eines Vorgesetzten zu bekleiden oder eine berufliche Funktion zu erfüllen, die
wesentlich höhere Anforderungen stellt als die Berufslehre.

2 Durch die höhere Fachprufung soll festgestellt werden, ob der Bewerber
die erforderlichen Fähigkeiten und Kenntnisse besitzt, um einen Betrieb selbstän-
dig zu leiten oder in seinem Beruf höheren Ansprüchen zu genügen.

Art. 52

Zulassung

1 Zur Berufsprüfung oder höheren Fachprüfung wird zugelassen, wer in
bürgerlichen Ehren und Rechten steht, das Fähigkeitszeugnis der Lehrabschluss-
prüfung für den betreffenden Beruf oder einen gleichwertigen Ausweis besitzt und
nach beendeter Lehre während der im Reglement vorgeschriebenen Zeit im Beruf
tätig gewesen ist.

2 Werden in einem Beruf sowohl Berufsprüfungen als auch höhere Fachprü-
fungen durchgeführt, so wird der Bewerber zur höheren Fachprüfung in der
Regel nur zugelassen, wenn er zuvor die Berufsprüfung bestanden hat und seither
mindestens zwei Jahre im Beruf tätig gewesen ist.

3 Sofern die Verhältnisse es rechtfertigen, kann das Reglement abweichende
Zulassungsbedingungen vorsehen.
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Art. 53

Aufsicht des Bundes

1 Die Berufsprüfungen und die höheren Fachprüfungen stehen unter der
Aufsicht des Bundes.

2 Die Durchführung der Prüfungen wird von Vertretern des Bundes über-
wacht, die vom Bundesamt bezeichnet werden.

Art. 54

Fachausweis und Diplom

1 Wer die Berufsprüfung bestanden hat, erhält einen Fachausweis.

- Wer die höhere Fachprüfung bestanden hat, erhält ein Diplom.

3 Die Namen der Inhaber des Fachausweises oder des Diploms werden
veröffentlicht und. nach Berufen geordnet, in ein Register eingetragen, das jeder-
mann zur Einsicht offensteht.

Art. 55

Titel

1 Der Inhaber des Fachausweises oder des Diploms ist berechtigt, den im
Reglement festgesetzten Titel zu führen.

2 Als Titel für den Inhaber des Fachausweises kann die betreffende Berufs-
bezeichnung mit dem Zusatz «mit eidgenössischem Fachausweis» verwendet wer-
den.

3 Als Titel für den Inhaber des Diploms kann die betreffende Berufsbezeich-
nung mit dem Zusatz «diplomiert» oder der Meistertitel in Verbindung mit der
Berufsbezeichnung verwendet werden.

4 Die Führung von Titeln innerhalb eines Betriebes nach Anordnung der
Betriebsleitung bleibt vorbehalten.

5 Gleichwertige ausländische Ausweise können vom Departement allgemein
und vom Bundesamt im Einzelfall dem Fachausweis oder dem Diplom gleichge-
stellt werden.

Art. 56

Wiederholung der Prüfung

1 Wer die Berufsprüfung oder die höhere Fachprüfung nicht bestanden hat,
wird frühestens nach einem Jahr nochmals zur Prüfung zugelassen. Wird auch die
zweite Prüfung nicht bestanden, so wird der Bewerber frühestens nach Ablauf

Bundesblatt 129 Jahrg Bd I
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von vier Jahren seit der ersten Prüfung zu einer dritten und letzten Prüfung
zugelassen.

2 Die zweite Prüfung bezieht sich nur auf die Fächer, in denen nicht minde-
stens die Note «gut» erzielt wurde, die dritte dagegen auf alle Fächer der zweiten
Prüfung.

2. Kapitel : Technikerschulen

Art. 57

1 Der Bund fördert die Ausbildung an Technikerschulen, welche ihren Ab-
solventen Kenntnisse und Fähigkeiten vermitteln, um technische Aufgaben und
Führungsfunktionen in mittleren Funktionsbereichen zu übernehmen.

2 Das Departement erlässt Mindestvorschriften über die Zulassung, die
Lehrpläne und die Prüfungen an Technikerschulen.

3 Wer die Abschlussprüfung an einer vom Bund anerkannten Techniker-
schule bestanden hat, ist berechtigt, sich «Techniker TS» zu nennen und diese
Bezeichnung öffentlich zu führen.

3. Kapitel : Höhere Technische Lehranstalten
(Ingenieurschulen)

Art. 58

1 Der Bund fördert die Ausbildung an Höheren Technischen Lehranstalten
(Ingenieurschulen), welche ihren Absolventen theoretisches und anwendungsbe-
zogenes Ingenieurwissen vermitteln, das mathematische, naturwissenschaftliche,
ingenieurwissenschaftliche oder bautechnisch/architektonische und allgemeinbil-
dende Fächer umfasst und sie darauf vorbereiten, Ergebnisse von Wissenschaft
und Forschung in die industrielle Fertigung und Entwicklung zu übertragen oder
in anderen Sachgebieten selbständig anzuwenden.

2 Das Departement erlässt Mindestvorschriften über die Zulassung, die
Lehrpläne und die Prüfungen an Höheren Technischen Lehranstalten.

3 Wer die Abschlussprüfung an einer vom Bund anerkannten Höheren
Technischen Lehranstalt bestanden hat, ist berechtigt, sich «Ingenieur HTL» zu
nennen und diese Bezeichnung öffentlich zu führen. Für Ausbildungsrichtungen,
in denen die Bezeichnung «Ingenieur HTL» nicht gebräuchlich ist, bestimmt das
Departement den Titel.
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4. Kapitel : Höhere Fachschulen

Art. 59

Höhere Wirtschafts- und Verwaltungsschiden

1 Der Bund fördert die Ausbildung an Höheren Wirtschafts- und Verwal-
tungsschulen, welche ihren Absolventen durch ein anwendungsbezogenes Stu-
dium auf wirtschaftswissenschaftlicher Grundlage und eine erweiterte Allgemein-
bildung Kenntnisse und Fähigkeiten zur Übernahme anspruchsvoller betriebs-
ökonomischer Aufgaben in Wirtschaft und Verwaltung vermitteln.

2 Das Departement erlässt Mindestvorschriften über die Zulassung, die
Lehrpläne und die Prüfungen an Höheren Wirtschafts- und Verwaltungsschulen.

3 Wer die Abschlussprüfung an einer vom Bund anerkannten Höheren Wirt-
schafts- und Verwaltungsschule bestanden hat, ist berechtigt, sich «Betriebsöko-
nom HWV» zu nennen und diese Bezeichnung öffentlich zu führen.

Art. 60

Andere Höhere Fachschulen

1 Der Bund kann andere höhere Fachschulen durch Beiträge oder anderwei-
tige Massnahmen fördern.

2 Das Departement kann für diese Schulen Mindestvorschriften über die
Zulassung, die Lehrpläne und die Prüfungen erlassen und die Titel für die
Absolventen festlegen.

5. Titel: Berufsbildungsforschung

Art. 61

1 Der Bund fördert die Berufsbildungsforschung. Diese soll, in Zusammen-
arbeit mit der Wirtschaft und den Institutionen der Berufsbildung, nach wissen-
schaftlichen Methoden insbesondere grundsätzliche Fragen der praktischen Aus-
bildung und Weiterbildung sowie des beruflichen Unterrichts abklären, Ziel und
Inhalt der Berufsbildung für einzelne Berufe ermitteln und die Anpassung der
Berufsbildung an die technische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwick-
lung vorbereiten.

2 Das Departement kann das Schweizerische Institut für Berufspädagogik
oder andere geeignete Institutionen mit Forschungsaufträgen im Sinne von Ab-
satz l betrauen und an Untersuchungen und Forschungen auf dem Gebiet der
Berufsberatung und der Berufsbildung Beiträge gewähren.
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6. Titel: Bundesbeiträge

Art. 62

Grundsatz und allgemeine Voraussetzungen

1 Der Bund gewährt im Rahmen dieses Gesetzes und der bewilligten Kredite
Beiträge für

a. Einrichtungen und Veranstaltungen der Berufsberatung und der Berufsbil-
dung;

b. Bauten, welche der Berufsbildung, der Unterkunft von Lehrlingen oder
Absolventen von Kursen und Schulen nach den Artikeln 49 und 57-60 oder
dem obligatorischen Turn- und Sportunterricht für Lehrlinge dienen.
2 Bundesbeiträge werden nur für Einrichtungen und Veranstaltungen ge-

währt, die keinen Erwerbszweck verfolgen und allen Personen offenstehen, wel-
che die Voraussetzungen in bezug auf Alter und Vorbildung erfüllen. Die betref-
fende Einrichtung oder Veranstaltung muss ferner einem Bedürfnis entsprechen,
zweckmässig organisiert sein und über sachkundige Personen verfügen.

3 Ein Bundesbeitrag wird in der Regel nur gewährt, wenn der Kanton
ebenfalls einen angemessenen Beitrag leistet.

4 Die Verordnung regelt die weiteren Voraussetzungen für die Gewährung
von Beiträgen und die anrechenbaren Ausgaben.

5 Die Abstufung der Beiträge nach der Finanzkraft der Kantone richtet sich
nach der Gesetzgebung über den Finanzausgleich.

Art. 63

Bemessung der Beiträge

1 Der Bundesbeitrag beträgt je nach der Finanzkraft der Kantone 30-50
Prozent für

ö. Einrichtungen und Veranstaltungen der Berufsberatung nach Artikel 5 ;

b. Lehrwerkstätten und Schulen für Gestaltung nach Artikel 7 Buchstabe b,
Berufsschulen nach Artikel 26 und Berufsmittelschulen nach Artikel 28 ;

c. Kurse für Angelernte nach Artikel 48 Absatz 5 ;

d. Höhere Technische Lehranstalten (Ingenieurschulen) nach Artikel 58.

2 Der Bundesbeitrag beträgt je nach der Finanzkraft der Kantone 25—40
Prozent für

a. Handelsmittelschulen (eingeschlossen Verkehrsschulen) nach Artikel 7 Buch-
stabe c;
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b. Einfühmngskurse nach Artikel 15;

c. Interkantonale Fachkurse nach Artikel 33;

d. Kurse für die Ausbildung und Fortbildung von Lehrkräften nach Artikel 36
Absatz l ;

e. Lehrabschlussprüfungen nach den Artikeln 37-43 :

/. Veranstaltungen für die Weiterbildung nach Artikel 49 ;

g. Technikerschulen nach Artikel 57 und Höhere Fachschulen nach Artikel 59
und 60;

h. Untersuchungen und Forschungen auf dem Gebiet der Berufsberatung und
der Berufsbildung nach Artikel 61 Absatz 2.

i. Bauten nach Artikel 62 Absatz l Buchstabe b.
3 Der Bundesbeitrag beträgt je nach Finanzkraft der Kantone 15-30 Prozent

für andere Massnahmen, die der Förderung der Berufsbildung dienen, insbeson-
dere für

a. Kurse für die Ausbildung von Lehrmeistern nach Artikel 11, Instruktoren
für Einführungskurse nach Artikel 15 Absatz 5 und Prüfungsexperten;

b. Berufsprüfungen und höhere Fachprüfungen nach den Artikeln 50-56;

c. Fachzeitschriften, die von Berufsverbänden oder Fachverbänden herausge-
• geben werden und der Berufsberatung oder der Berufsbildung dienen.

7. Titel : Vollzug des Gesetzes

1. Kapitel: Organisation und Aufgaben der Behörden

Art. 64

Aufgaben der Kantone

1 Soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, obliegt der Vollzug den Kan-
tonen. Diese sind unter sich zur Zusammenarbeit verpflichtet.

2 Die Kantone erlassen die Vollzugsvorschriften, soweit nicht der Bund
zuständig ist. und bezeichnen die zuständigen Behörden. Sie sorgen für eine
wirksame Aufsicht über die Lehrverhältnisse, die beruflichen Schulen und für
eine enge Zusammenarbeit zwischen den für die Berufsbildung, die Berufsbera-
tung, die Arbeitsvermittlung und den Vollzug des Arbeitsgesetzes zuständigen
Behörden sowie zwischen diesen und den beteiligten Verbänden.

3 Die Kantone erstatten dem Bundesamt periodisch Bericht über den Voll-
zug.
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Art. 65

Aufgaben des Bundes

1 Der Bund vollzieht die ihm vorbehaltenen Massnahmen und übt die Ober-
aufsicht über den Vollzug aus. Soweit diese Aufgaben nicht dem Bundesrat oder
dem Departement vorbehalten sind, obliegen sie dem Bundesamt.

2 Der Bundesrat erlässt die Vorschriften zum Vollzug des Gesetzes. Vor
deren Erlass sowie vor dem Erlass von Ausbildungs- und Prüfungsreglementen,
Lehrplänen und anderen Massnahmen von allgemeiner Tragweite sind die Kan-
tone, die Berufsverbände und die Fachverbände der Berufsbildung anzuhören.

3 Der Bundesrat bestellt eine eidgenössische Berufsbildungskornmission,
welche zuhanden der Behörden des Bundes im gesamten Bereich des Gesetzes
grundsätzliche Fragen der Gesetzgebung und des Vollzuges begutachtet. Sie ist
befugt, von sich aus Anträge zu stellen.

2. Kapitel : Verwaltungsrechtspflege

Art. 66

Verfügungen

1 Verfügungen und Beschwerdeentscheide sind schriftlich zu eröffnen.
2 Verfügungen, die ein Begehren abweisen, und Beschwerdeentscheide sind

ausserdem zu begründen und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen, wel-
che die Beschwerdeinstanz und die Beschwerdefrist nennt.

Art. 67

Beschwerdeinstanzen

Beschwerdeinstanzen sind :

a. das Bundesamt für Verfügungen über
- die Zulassung zu Berufsprüfungen und höheren Fachprüfungen sowie zu

den vom Bund veranstalteten Studiengängen und Kursen für die Ausbil-
dung von Lehrkräften und Berufsberatern;

- die Verweigerung des Fachausweises, des Diploms oder des Ausweises für
Studiengänge und Kurse für die Ausbildung von Lehrkräften und Berufs-
beratern;

b. eine kantonale Beschwerdeinstanz, die jeder Kanton bezeichnet, für Verfü-
gungen kantonaler Behörden;
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c. das Departement für Verfügungen und Beschwerdeentscheide des Bundes-
amtes ;

d. der Bundesrat für Beschwerdeentscheide des Departements und kantonale
Beschwerdeentscheide, die nach Artikel 97 ff. des Bundesgesetzes über die
Organisation der Bundesrechtspflege D nicht der Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde an das Bundesgericht unterliegen, ausgenommen die Beschwerde-
entscheide über das Ergebnis von Prüfungen;

e. das Bundesgericht für andere Beschwerdeentscheide des Departements und
kantonale Beschwerdeentscheide, ausgenommen die Beschwerdeentscheide
über die Zulassung zu Prüfungen und zu Kursen, die endgültig sind.

Art. 68

Beschwerdeverfahren

Das Beschwerdeverfahren bestimmt sich für das Bundesgericht nach den
Artikeln 103 ff. des Bundesgesetzes über die Organisation der Bundesrechts-
pflege u, für andere Beschwerdeinstanzen des Bundes nach den Artikeln 44 ff. des
Bundesgesetzes über das Verwaltungsverfahren -~> und für kantonale Beschwer-
deinstanzen nach dem kantonalen Recht.

3. Kapitel : Strafbestimmungen

Art. 69

Strafrechtliche Verantwortung des Lehrmeisters

1 Mit Busse wird bestraft, wer als Lehrmeister

a. Lehrlinge in einem dem Gesetz unterstellten Beruf ausbildet oder ausbilden
lässt, obschon ihm dies nach Artikel 10 Absatz 4 untersagt wurde;

b. es unterlässt, den Lehrvertrag nach Artikel 19 oder den Anlehrvertrag nach
Artikel 48 Absatz 2 abzuschliessen, ihn nicht oder verspätet einreicht oder
als Inhaber der elterlichen Gewalt das Lehr- oder Anlehrverhältnis nicht
oder zu spät anzeigt;

c. seine Pflichten gegenüber dem Lehrling verletzt.
2 In Fällen leichten Verschuldens kann anstelle der Busse ein Ver« eis ausge-

sprochen werden. Bei schwerer Verletzung der Pflichten nach Absatz l Buchsta-
be c kann auf Haft erkannt werden.

D SR 173.110
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3 Macht sich der mit der Ausbildung beauftragte Vertreter des Betriebsinhabers
einer strafbaren Handlung schuldig, so ist der Vertreter strafbar ; der Betriebsin-
haber ist nur strafbar, wenn er von der strafbaren Handlung Kenntnis hatte und es
unterlässt, sie zu verhindern, oder wenn er nicht alle Sorgfalt angewendet hat, um
die Einhaltung der Vorschriften durch den Vertreter zu bewirken.

4 Wird eine strafbare Handlung im Betrieb einer juristischen Person oder
einer Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft begangen, so sind diejenigen Perso-
nen strafbar, die für sie gehandelt haben oder hätten handeln sollen.

Art. 70

Strafrechtliche Verantwortung des Lehrlings

1 Mit Busse wird bestraft, wer als Lehrling

a. dem obligatorischen Unterricht trotz Verwarnung durch die Schule unent-
schuldigt fernbleibt oder den Unterricht wiederholt vorsätzlich stört;

b. einem Einführungskurs trotz Verwarnung durch die Kursleitung unentschul-
digt fernbleibt oder denselben wiederholt vorsätzlich stört;

c. ohne triftigen Grund zu einer Prüfung nach den Artikeln 23 oder 39 Ab-
satz l nicht antritt.
2 In Fällen leichten Verschuldens kann anstelle der Busse ein Verweis ausge-

sprochen werden. Die Disziplinarbefugnisse der Schulbehörden, der Fachkom-
missionen für die Einführungskurse und der Prüfungskommissionen bleiben vor-
behalten.

3 Absatz l Buchstabe a und Absatz 2 gelten auch für Anlehrlinge nach Arti-
kel 48.

Art. 71

Titelanmassung

Mit Haft oder Busse wird bestraft,

a. wer sich als gelernter Berufsangehöriger ausgibt, ohne das Fähigkeitszeugnis
erworben zu haben;

b. wer sich einen durch ein Reglement über eine Berufsprüfung oder eine
höhere Fachprüfung geschützten Titel beilegt, ohne den betreffenden Fach-
ausweis oder das Diplom erworben zu haben oder wer sich einen Titel
beilegt, der den Eindruck erweckt, er habe die betreffende Berufsprüfung
oder höhere Fachprüfung abgelegt;

c. wer sich einen Titel nach den Artikeln 57-60 beilegt, ohne die betreffende
Abschlussprüfung bestanden zu haben.
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Art. 72

Fahrlässigkeit, Vorbehalt des Strafgesetzbuches und Strafverfolgung

1 Widerhandlungen nach den Artikeln 69-71 sind auch strafbar, wenn sie
fahrlässig begangen werden.

2 Die besonderen Bestimmungen des Strafgesetzbuches D bleiben vorbehal-
ten. '

3 Die Strafverfolgung obliegt den Kantonen.

8. Titel: Schlussbestimmungen

Art. 73

Änderung bisherigen Rechts

Das Bundesgesetz vom 19. März 1965 2> über die Gewährung von Beiträgen
an die Aufwendungen der Kantone für Stipendien wird wie folgt ergänzt:

Art. 4 Abs. l Bst. h (neu)

1 Beiträge werden an die kantonalen Stipendienaufwendungen gewährt, die
im Hinblick auf den Besuch folgender Lehranstalten oder Institutionen erfolgen :

h. Einrichtungen und Veranstaltungen der Berufsbildung im Sinne von Arti-
kel 34ter Buchstabe g der Bundesverfassung.

Art. 74

Aufhebung bisherigen Rechts

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wird insbesondere das Bundesgesetz
vom 20. September 1963 3> über die Berufsbildung aufgehoben.

Art. 75

Ausbildungskurse für Lehrmeister

Wer schon vor Inkrafttreten des Gesetzes mindestens zwei Lehrlinge mit
Erfolg ausgebildet hat und hiefür weiterhin Gewähr bietet, ist nicht verpflichtet,
einen Ausbildungskurs für Lehrmeister nach Artikel 11 des Gesetzes zu besuchen.

D SR 311.0
a SR 416.0
3' AS 1965 321. 1968 86, 1971 1465. 1972 1681, 1974 139, 1975 1078
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Art. 76

Hauswirtschaftliche Ausbildung

1 Die hauswirtschaftliche Ausbildung wird m einer besonderen Verordnung
geregelt.

2 Die Lehre m hauswirtschaftlichen Berufen dauert mindestens ein Jahr. Im
übrigen finden die Bestimmungen dieses Gesetzes sinngemass Anwendung.

Art. 77

Referendum und Inkrafttreten

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

5257
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